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Zivil- und Sozialrecht

Wohnen für Alle – Welche Reformen des Mietrechts sowie anderer Organisations- 
und Förderformate empfehlen sich? 

Thesen zum Gutachten von  
Prof. Dr. Markus Artz, Bielefeld und Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter, Berlin 

I.	 Zum Anwendungsbereich des sozialen Mietrechts 

1.	 Die Ausnahme des § 549 Abs. 2 Nr. 1 BGB (vorübergehender Gebrauch) sollte gestrichen 
werden. 

2.	 Die Ausnahme des § 549 Abs. 2 Nr. 2 BGB (möblierter Einpersonen-Einliegerwohnraum) 
sollte gestrichen werden. 

3.	 Der Mieter möblierten Wohnraums sollte ein Möbelkündigungsrecht erhalten. 
4.	 Die Vereinbarung eines Untermietzinses sollte unwirksam sein, soweit sie den Hauptmiet-

zins überschreitet. 

II.	 Zum Beendigungsschutz 

5.	 Das Recht des Vermieters zur ordentlichen Kündigung sollte durch Streichung von § 573 
Abs. 2 Nr. 1 BGB auf Gründe aus seiner Sphäre beschränkt werden. 

6.	 Falls These 5 abgelehnt wird: Eine Begleichung von Zahlungsrückständen sollte bei der 
ordentlichen Kündigung genauso wirken wie bei der außerordentlichen Kündigung. 

7.	 Die Wohneigenbedarfskündigung sollte unwirksam sein, wenn das Interesse des Mieters 
am Gebrauch das Interesse des Vermieters deutlich überwiegt. 

8.	 Die Verwertungskündigung sollte unwirksam sein, wenn das Interesse des Mieters am 
Gebrauch das Interesse des Vermieters deutlich überwiegt. 

9.	 Eine Kündigung wegen eines anderen Verwendungsinteresses des Vermieters sollte 
unwirksam sein, wenn sein Interesse das Gebrauchsinteresse des Mieters nicht deutlich 
überwiegt. 

10.	 Im Rahmen der Interessenabwägung sollten bei der Prüfung einer Vermieterkündigung 
nur Interessen des Mieters gewürdigt werden, die dieser binnen einer Präklusionsfrist dem 
Vermieter mitgeteilt hat. 

11.	 Die Sozialklausel (§ 574 BGB) sollte gestrichen werden. 
12.	 Bei einer Kündigung wegen eines Grundes aus seiner Sphäre sollte der Vermieter verpflich-

tet werden, auf Verlangen des Mieters das Bestehen des Kündigungsgrunds an Eides statt 
zu versichern. 

III.	Zum Preisschutz 

13.	 Als Instrument der Anpassung der Miete sollte das Vergleichsmietensystem durch eine 
gesetzliche Indexmiete ersetzt werden. 
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14.	 Es sollte bei der Modernisierungsmieterhöhung ein Anreiz nach dem Vorbild des § 559e 
Abs. 1 BGB eingeführt werden, Drittmittel in Anspruch zu nehmen. 

15.	 Im Betriebskostenrecht sollte (Alternativen) 
	 a)	 die Erstattungspflicht des Mieters auf die Heizkosten beschränkt werden; 
	 b)	 die Erstattungspflicht des Mieters auf Kosten beschränkt werden,  

	 die von seinem Verbrauch abhängen; 
	 c)	 die Möglichkeit der Umlage sonstiger Betriebskosten (§ 2 S. 1 Nr. 17 BetrKV)  

	 abgeschafft werden. 
16.	 Die Kontrolle der Ausgangsmiete sollte unter Abschaffung der Mietpreisbremse  

(Alternativen) 
	 a)	 durch eine landesgesetzliche Sozialvermietungspflicht ersetzt werden; 
	 b)	 durch den Landesgesetzgeber erfolgen; 
	 c)	 durch den Bundesgesetzgeber durch eine Verschärfung von § 5 WiStG erfolgen. 
17. 	 Vermieter sollten das Recht haben, Bestandsmieten unter Lüftung der Kappungsgrenze 

auf das ortsübliche Niveau anzuheben, falls dies keinen Härtegrund beim Mieter auslöst. 
	
IV. 	Zum Versorgungsproblem 

18. 	 Es sollte eine Sozialvermietungspflicht in Form eines landesrechtlichen Wohnraumver
sorgungsgesetzes eingeführt werden. 

19. 	 Zur Verbesserung der Belegungsdichte von Wohnungen sollte der Vermieter ein Umsetz-
kündigungsrecht erhalten. 

20. 	In angespannten Wohnungsmärkten sollte ein Recht des Mieters zum Wohnungstausch 
eingeführt werden. 

Thesen zum Referat von Richter am BSG Dr. Björn Harich, Kassel

1.	 Die Regulierung des Mietwohnungsmarkts trägt einem sozialen Ungleichgewicht Rech-
nung, das durch den hohen Bedarf und das knappe Angebot an Mietwohnungen entsteht. 
Sie hat sich daran zu orientieren, dass es sich beim Wohnen um eine der grundrechtsinten-
sivsten Bedarfspositionen des soziokulturellen Existenzminimums handelt und einer Auf-
teilung der Wohnbevölkerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit entgegengewirkt 
werden muss. 

2.	 Reformen des Mietrechts sind aufgrund zahlreicher Wechselwirkungen eng auf das 
System unterkunftsbezogener Sozialleistungen (Wohngeld, Kosten für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II und SGB XII) abzustimmen. 

3.	 Bei der derzeit geplanten Zusammenlegung von Kinderzuschlag, Wohngeld, SGB II und 
SGB XII zu einem neuen einheitlichen Sozialleistungssystem (vgl. Empfehlung 1 des 
Abschlussberichts der Sozialstaatskommission aus Januar 2026) ist die unterschiedliche 
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Zwecksetzung von Wohngeld gegenüber SGB II/SGB XII (pauschalierter Zuschuss statt 
existenzsichernde Bedarfsdeckung) fortzuführen (z. B. im Sinne der vorgeschlagenen und 
näher auszugestaltenden Binnendifferenzierung).

4.	 Die bisher unterschiedlichen Ermittlungsverfahren für die anzuerkennenden Wohn-
bedarfe in den Systemen Wohngeld und SGB II/SGB XII sollten unabhängig von der 
Umsetzung der Empfehlungen der Sozialstaatskommission vereinheitlicht und trans
parenter werden (vgl. Bericht der Sozialstaatskommission, S. 15).

5.	 Die Höhe der angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung im SGB II/
XII ist zur Herstellung höherer Legitimation und Transparenz – unter Änderung des § 22a 
SGB II – grundsätzlich immer durch Satzung und nicht durch bloße Verwaltungsvor-
schrift zu bestimmen.

6.	 Auf mietrechtliche Preiskontrollen kann schon im Interesse der Allgemeinheit nicht 
unter Verweis auf das Vorhandensein unterkunftsbezogener Sozialleistungen („Subjekt-
förderung“) verzichtet werden.

7.	 An der Mietpreisbremse ist derzeit festzuhalten, um die Mietendynamik zu verlangsa-
men und einen Beitrag zur Verhinderung eines noch stärkeren Auseinanderdriftens von 
Bestands- und Wiedervermietungsmieten zu leisten.

8.	 Der Anwendung des § 5 WiStrG darf nicht entgegenstehen, dass eine öffentlich-rechtliche 
Kostenübernahme durch das Jobcenter oder das Sozialamt erfolgt. Dies ist gegebenenfalls 
durch eine gesetzliche Änderung des Tatbestandsmerkmals „Ausnutzung“ (§ 5 Abs. 2 Satz 1 
WiStrG) sicherzustellen.

9.	 Die zuletzt zu beobachtende Entwicklung, Bezieher existenzsichernder Leistungen 
mittels Leistungsabsenkung zur Durchsetzung der Mietpreisbremse und des Verbots des 
Mietwuchers zu mobilisieren (§ 22 Abs. 1 Satz 6 und Satz 8 Nr. 2 SGB II idF des 13. SGB 
II-ÄndG vom 22. April 2026, BGBl. I Nr. 107) ist kritisch zu sehen, weil dies sowohl die 
Leistungsempfänger als auch die Jobcenter überfordern kann. Die Regelung ist zumindest 
zu befristen und begleitend zu evaluieren.

10.	 Das Mietspiegelrecht mit dem System einer nach anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätzen ermittelten ortsüblichen Vergleichsmiete ist nicht zuletzt für die Grund
sicherungssysteme mit ihren Leistungen für die Unterkunft ein wichtiges Referenzsystem 
zur Erfassung der sozialen Wirklichkeit auf den lokalen Mietwohnungsmärkten, an dem 
festzuhalten ist. 

11.	 Die im Gutachten vorgeschlagene Ersetzung des Vergleichsmietensystems durch eine 
gesetzliche Indexmiete ist abzulehnen.

12.	 Die Beibehaltung des Vergleichsmietensystems schließt Reformen nicht aus. Dies betrifft 
insbesondere die Datengrundlage. Hierfür sollten die statistischen Landesämter auf der 
Grundlage einer gesetzlich geregelten Auskunftspflicht ein Wohnungsregister führen, das 
alle Bestandsmieten erfasst. Dies würde auch die Ermittlung angemessener Wohnkosten-
bedarfe in den Mindestsicherungssystemen (unteres Preissegment) erheblich vereinfachen.

13.	 Die im Gutachten vorgeschlagene Sozialvermietungspflicht in Anlehnung an die Pflicht 
zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen wird das Versorgungsproblem von 
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Haushalten mit niedrigeren Einkommen nicht lösen und führt bei einem Verzicht auf eine 
Preisregulierung zu höheren öffentlichen Ausgaben; sie ist daher abzulehnen.

14.	 Eine bessere Verzahnung des mietrechtlichen Kündigungsschutzes und sozialrechtlicher 
Leistungsansprüche kann dazu beitragen, Wohnungslosigkeit zu vermeiden. Da die sozial-
rechtliche Übernahme von Mietschulden konsequenterweise an die Sicherung der Unter-
kunft geknüpft ist (§ 22 Abs. 8 SGB II; § 36 Abs. 1 SGB XII), sollte – wie im Gutachten vor-
geschlagen – die Begleichung von Zahlungsrückständen bei der ordentlichen Kündigung 
genauso wirken wie bei der außerordentlichen Kündigung (vgl. auch inzwischen Art. 1 
Nr. 14 des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der Wohn- und Geschäfts-
raummiete, BR-Drucks. 265/26 v. 1. Mai 2026).

15.	 Die Beschränkung der Mitteilungspflicht der Amtsgerichte gegenüber den Sozialbehör-
den und Wohnungsfachstellen bei Klagen auf Räumung von Wohnraum auf Fälle eines 
Zahlungsverzugs des Mieters (§ 22 Abs. 9 SGB II; § 36 Abs. 2 SGB XII) ist zu streichen und 
die Mitteilungspflicht auf alle Räumungsbegehren (auch ohne Mietschulden) auszuwei-
ten.

16.	 Die Regelungen im SGB II/SGB XII über Umzüge und Umzugskosten sind zu entbüro-
kratisieren, ohne sozialrechtlich unerwünschte Anreize für nicht erforderliche Umzüge 
zu setzen. Die Grundsicherungsträger werden deshalb dazu ermächtigt, einen Betrag 
festzusetzen, bis zu dessen Höhe Umzugskosten nicht nachzuweisen sind. Geprüft werden 
sollte zudem die Einfügung einer Regelung, wonach die erforderliche Zusicherung für 
den Auszug Unter-25-Jähriger (§ 22 Abs. 5 SGB II) als erteilt gilt, wenn das Jobcenter nicht 
innerhalb einer zu bestimmenden Frist entscheidet.

17.	 Zur Entschärfung des Versorgungsproblems bedarf es eines Bündels an Maßnahmen, die 
nicht unbedingt gesetzliche Änderungen voraussetzen. Bausteine sind die Neubelebung 
des geförderten Wohnungsbaus unter Ausnutzung städtebaulicher Planungsinstrumente 
und mit zielgenauen Programmen für Personengruppen mit besonderen Versorgungs-
schwierigkeiten (z. B. durch eine Verstetigung des Förderprogramms „Junges Wohnen“), 
die Ausschöpfung des Potentials vorhandener Wohnungsreserven (z. B. durch eine 
Aktivierung des Langzeitleerstands durch Wiedervermietungsprämien an Privatver
mieter) sowie ordnungsrechtliche Maßnahmen wie die konsequente Durchsetzung landes-
rechtlicher bzw. kommunaler Zweckentfremdungsverbote.
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Thesen zum Referat von Prof. Dr. Steffen Sebastian, Regensburg

1.	 Der Gesetzgeber soll das Ziel der Wohnungspolitik nicht als „möglichst niedrige Mieten 
für alle“, sondern als „bezahlbares Wohnen für tatsächlich Bedürftige und Wohnungs
suchende“ bestimmen.

2.	 Reformen des Mietrechts sollen nur eingeführt oder verlängert werden, wenn ihre ökono-
mischen Wirkungen auf Angebot und Nachfrage, Investitionen, Mobilität und Verteilung 
vorher geprüft und nachträglich evaluiert werden.

3.	 Die ortsübliche Vergleichsmiete soll nicht abgeschafft, sondern marktnäher, transparenter 
und wissenschaftlich belastbarer bestimmt werden.

4.	 Qualifizierte Mietspiegel sollen fachlich unabhängig, frei von politischer Einflussnahme 
und frei vom Einfluss der Interessenvertreter der Mieter- und Vermieterseite erstellt 
werden. Ein Anerkennungserfordernis durch die Kommune oder Interessenvertreter der 
Mieter- und Vermieterseite soll daher entfallen.

5.	 Die Kappungsgrenze verstärkt Umzugshemmnisse und Fehlverteilungen im Wohnungs-
bestand; sie soll daher schrittweise erhöht und schließlich wieder abgeschafft werden.

6.	 Ein Übermaß an Schutz von Bestandsmieten schadet vor allem den Wohnungssuchenden. 
Der Gesetzgeber soll Fehlanreize zu einer überhöhten Inanspruchnahme von Wohnfläche 
abbauen.

7.	 Eine allgemeine Mietpreisbegrenzung ist sozial zu ungenau, weil sie Bedürftige und Nicht
bedürftige gleichermaßen begünstigt. Der Gesetzgeber soll stattdessen die personen
bezogene Wohnkostenunterstützung (Subjektförderung) stärken.

8.	 Staatliche Wohnkostenunterstützung soll in allen Leistungssystemen zielgenau nach 
Haushaltsgröße, Einkommen, örtlichem Mietniveau und Bedürftigkeit bemessen werden; 
sie soll so ausgestaltet werden, dass Vermieter die Förderung nicht durch höhere Mieten 
abschöpfen können.

9.	 Sozialer Wohnungsbau und Belegungsrechte sollen die personenbezogene Wohnkosten-
unterstützung (Subjektförderung) ergänzen, aber regelmäßig auf fortbestehende Bedürf-
tigkeit überprüft und durch eine marktnahe Fehlbelegungsabgabe abgesichert werden.

10.	 Die Objektförderung soll vorrangig Personen mit besonderen Zugangshürden zum 
Wohnungsmarkt zugutekommen, die auch bei ausreichender Zahlungsfähigkeit keinen 
realistischen Zugang zu Wohnraum finden.

11.	 Eine staatlich gewollte Umverteilung zu Lasten der Vermieter soll nicht durch mietrecht-
lich niedrig gehaltene Mieten, sondern transparent über das Steuerrecht erfolgen; die 
Belastung soll sich an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Vermieter orientieren.

12.	 Das Modernisierungsmieterhöhungsrecht nach § 559 BGB soll vereinfacht werden; 
Modernisierungen sollen vorrangig über marktnähere Vergleichsmieten berücksichtigt 
werden.
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Thesen zum Referat von Amtsleiterin Katharina Wagner, Frankfurt a. M.

Bei den Thesen handelt es sich um die persönliche Auffassung der Verfasserin, die nicht mit 
der Auffassung des Magistrats der Stadt Frankfurt am Main übereinstimmen müssen.

Bezahlbares Wohnen ist von allgemeinem öffentlichem Interesse

1.	 Die Sicherung des Zugangs zu angemessenem Wohnraum ist als Kernaufgabe der öffent
lichen Daseinsvorsorge anzuerkennen und keine Frage individueller Bedürftigkeit.

2.	 Die strukturelle Asymmetrie des Mietwohnungsmarktes und die große soziale Bedeutung 
des Wohnens rechtfertigen/gebieten mietrechtliche Schutzregelungen sowie eine allge-
meine Preisregulierung des Wohnungsmarktes.

Thesen rund um die geeignete Form der Mietpreisbildung

3.	 Eine objektiv bestimmbare „Marktmiete“ existiert nicht. Es gibt weder eine nachvollzieh-
bare, valide Bestimmungsmethode noch repräsentative Datengrundlage. Auch werden 
keine objektbezogenen Merkmale berücksichtigt, wodurch der Vergleich von Mieten 
unterschiedlicher Objekte verunmöglicht wird. Es handelt sich daher bei der „Markt-
miete“ um einen virtuellen Grenzpreis im Sinne einer fiktiven maximal erzielbaren Miete, 
die für keine Seite rechtssicher bestimmbar ist. Im Zivilrecht sollte darauf nicht Bezug 
genommen werden. 

4.	 Die ortsübliche Vergleichsmiete auf Grundlage eines qualifizierten Mietspiegels macht 
die Preisbildung in einem unübersichtlichen Markt transparent: Sie bildet die tatsächlich 
gezahlte Wohnraummiete anhand wohnungsbezogener Merkmale (Baujahr, Ausstattung, 
energetischer Zustand, etc.) und Lagefaktoren ab. Die ortsübliche Vergleichsmiete bleibt 
der überzeugendste Referenzpunkt für zivilrechtliche Regelungen des Mietrechts und ist 
deshalb beizubehalten.

5.	 Die ortsübliche Vergleichsmiete ist im Sinne des Gesetzgebers eine normative Setzung, die 
den Ausgleich zwischen der Sozialpflichtigkeit und der freien Verfügbarkeit des Privat-
eigentums zum Kern hat. Mieten, die nachweisbar gegen das Mietpreisrecht verstoßen, 
sollen bei deren Bestimmung nicht berücksichtigt werden. Hier empfiehlt sich eine Klar-
stellung in der Mietspiegelgesetzgebung.

6.	 Ein erheblicher Teil der durch Vermietung erzielbaren Gewinne beruht auf Investitionen 
der Kommunen und der Allgemeinheit in soziale und technische Infrastruktur und stellt 
daher einen leistungslosen Gewinn dar. Ein starkes Vergleichsmietensystems schützt 
davor, dass sich Mietpreise weitgehend unabhängig von den wohnwertbildenden Merkma-
len der Mietsache und primär über die Boden-/Lage-Rente bilden und ist deshalb alterna-
tiven Vorschlägen vorzuziehen.
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7.	 a)	 Es empfiehlt sich, zur Erleichterung der Erstellung qualifizierter Mietspiegel ein diffe-
renziertes Wohnungs- und Mietenregister zu schaffen.

	 Falls a) zugestimmt wird: 
	 b)	 Ein solches Register soll wohnungsbezogen und nicht personenbezogen (Eigentümer:

innen) geführt werden. 
8.	 a)	 Alternativ könnte das Prinzip der Kostenmiete rechtlich neu gefasst werden, denn 

es ermöglicht eine an den tatsächlichen Kosten orientierte transparente und ange
messene Mietpreisbildung. 

	 Falls a) zugestimmt wird: 
	 b)	 Das Kostenmietprinzip ist um ausreichende Anreize für Neubau und Modernisierung 

weiterzuentwickeln.

Thesen rund um die Sozialvermietungspflicht

9.	 Die Einführung einer Sozialvermietungspflicht scheint aus Sicht der Verwaltung hyper-
komplex und ist deshalb nicht zu befürworten. 

10.	 Eine Sozialvermietungspflicht beseitigt diskriminierende Auswahlmechanismen auf 
dem Wohnungsmarkt nicht: Die wirtschaftlich schwächsten Haushalte werden weiterhin 
bei der Suche nach bezahlbarem Wohnraum benachteiligt. Zudem birgt eine Sozial
vermietungsquote die Gefahr von Segregationseffekten, die aus der Bewirtschaftungs
logik von Wohnraum resultieren: Wo der freie Markt die höchste Marge ermöglicht, wird 
die Sozialbindung vermieden; wo die Marge geringer ausfällt, wird sie aufgenommen. 
Die Pflicht wirkt damit selektiv und produziert räumliche Segregation und Polarisierung. 
Sie ist daher abzulehnen.

11.	 Sollte sich der Gesetzgeber für eine Sozialvermietungspflicht entscheiden, müsste sie in 
jedem Fall mit einer Preisregulierung verbunden sein. Eine einkommensgekoppelte Miete 
ohne Bezug zur Mietsache wirkt wie eine Privatabgabe auf das Wohnen.

Thesen rund um die Mietpreisregulierung und den § 5 WiStG

12.	 a)	 Die Durchsetzung von § 5 WiStG ist gegenüber der zivilrechtlichen Mietpreisbremse 
vorzuziehen. 

	 Falls a) zugestimmt wird: 
	 b)	 § 5 Abs. 2 S. 2 WiStG sollte dahingehend geändert werden, dass die Wörter „infolge 

der Ausnutzung“ durch die Wörter „bei Vorliegen“ ersetzt werden, sodass das objektive 
Vorliegen eines geringen Angebots an vergleichbarem Wohnraum oder ein qua Lan-
desverordnung festgestellter angespannter Wohnungsmarkt genügt.

13.	 a)	 Zur Verfahrensvereinfachung und Entlastung der Amtsgerichte sollte dem Bußgeld-
verfahren nach § 5 WiStG ein strukturiertes dialogisches Vorverfahren vorgeschaltet 
werden, das auf eine einvernehmliche Lösung zwischen Behörde und Vermieter:in 
zielt und den Weg zum Gericht entbehrlich machen kann.

	 Falls a) zugestimmt wird: 
	 b)	 Kern einer einvernehmlichen Lösung sollen die freiwillige Mietsenkung auf das 

zulässige Maß sowie die Rückzahlung der überzahlten Miete an die Mieter:innen sein.
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14.	 Sollte eine Änderung des § 5 WiStG politisch nicht konsensfähig sein, ist das Merkmal der 
„Ausnutzung“ weit auszulegen, wobei an § 574 BGB angeknüpft werden könnte, wonach 
bereits das Fehlen angemessenen Ersatzwohnraums zu zumutbaren Bedingungen eine 
besondere Schutzbedürftigkeit begründet.

15.	 Die restriktive Auslegung des Merkmals der „Ausnutzung“ durch den Bundesgerichtshof 
seit 2004 verengt den Anwendungsbereich des § 5 WiStG entgegen seiner ursprünglichen 
sozialschützenden Funktion. Eine erneute höchstrichterliche Klärung sollte daher den 
Charakter der Norm als Instrument gegen strukturellen Sozialwucher und für den allge-
meinen Schutz der Bevölkerung vor schädlicher Preisbildung in den Vordergrund stellen.
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Arbeitsrecht

Kooperativ, flexibel, digital – Braucht das Betriebsverfassungsgesetz ein Update? 

Thesen zum Gutachten von Prof. Dr. Claudia Schubert, Hamburg

1.	 Die Betriebsverfassung bleibt eine Interessenvertretung der Arbeitnehmer mit einer 
Schutz- und Teilhabefunktion, sie ist aber stärker für eine autonome Gestaltung durch die 
Sozial- und Betriebspartner zu öffnen. Das erlaubt nicht nur eine Anpassung an die von 
der Linienorganisation abweichende Unternehmensorganisation, sondern kann auch die 
Durchführung der Betriebsverfassung verbessern. Die autonome Gestaltung der Betriebs-
verfassung setzt ein funktionales Grundmodell voraus und macht Reformen nicht ent-
behrlich. 

Vereinbarte Arbeitnehmerbeteiligung 

2.	 Die Vereinbarung über die Arbeitnehmerbeteiligung dient vor allem der Anpassung des 
Standardmodells an die Besonderheiten des Unternehmens oder Konzerns. Der höchste 
Anpassungsbedarf besteht bei der Organisation der Betriebsverfassung: (1) bei der Bestim-
mung der repräsentierten Organisationseinheit und der Arbeitnehmervertretung, (2) 
der Abgrenzung von Betrieben und Zuordnung von Teams und (3) der Regelung über die 
Zuständigkeit der Arbeitnehmervertretung. Eine weitergehende Vereinbarungsoffenheit 
sollte aber erwogen werden. 

3.	 Für die Gestaltung der formalen Betriebsverfassung ist § 3 BetrVG zu überarbeiten. Hier
für sollte eine Generalklausel mit Regelbeispielen verbunden werden, um die Regelung 
entwicklungsoffen zu halten und einen konkreten Rahmen für die Vereinbarung zu 
setzen. Bei den Regelbeispielen bedarf es insbesondere einer Erweiterung des Katalogs in 
§ 3 Abs. 1 BetrVG auf die Matrixorganisationen, so dass Matrixzellen bzw. Geschäfts- und 
Funktionsbereiche erfasst werden können, wenn dort in hinreichendem Maße Leitungs-
macht in sachlichen und personellen Angelegenheiten besteht. Die Regelungsbefugnis 
sollte sich nicht auf die unterste Ebene der Arbeitnehmerrepräsentation beschränken. 

4.	 Qualitativ muss die vereinbarte Arbeitnehmerbeteiligung eine wirksame und zweck
mäßige Interessenvertretung sicherstellen. Die Arbeitnehmer dürfen durch die Verein
barung ihre Interessenvertretung nicht verlieren und ihre Beteiligungsrechte müssen 
fortbestehen. Die Vereinbarung muss sachgerecht, aber nicht sachgerechter als die gesetz-
liche Regelung sein. Zudem ist den Sozial- und Betriebspartnern wegen ihrer Sachnähe 
ein weiter Beurteilungsspielraum einzuräumen. Insofern ist eine widerlegliche Vermutung 
der Sachgerechtigkeit bzw. der Zweckmäßigkeit der Vereinbarung vorzusehen. 

5.	 Die verhandelte Arbeitnehmerbeteiligung sollte den Sozial- und Betriebspartnern glei-
chermaßen offenstehen. Der weite Tarifvorbehalt ist auf einen Tarifvorrang zu beschrän-
ken. Um einen Wettlauf der Akteure zu vermeiden, sollten die Sozialpartner, die für 
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das Unternehmen bzw. den Konzern tarifzuständig sind und tatsächlich Tarifverträge 
schließen, ein Widerspruchsrecht gegen eine Betriebsvereinbarung nach § 3 BetrVG 
haben. Zudem sollten Tarifverträge über eine vereinbarte Arbeitnehmerbeteiligung nicht 
erstreikbar sein. 

Gesetzliches Modell der Betriebsverfassung – Anwendungsbereich und Errichtung 

6. 	 Der persönliche Anwendungsbereich der Betriebsverfassung bleibt auf Arbeitnehmer und 
Scheinselbständige im Betrieb bezogen, während arbeitnehmerähnliche Personen gewerk-
schaftlich organisiert werden sollten. 

7.	 Erforderlich ist eine allgemeine Regelung zur Betriebszugehörigkeit, um insbesondere 
unternehmensübergreifend eingesetzte Arbeitnehmer adäquat zu erfassen. Fallen der 
Vertragsarbeitgeber und der Arbeitgeber im Einsatzbetrieb auseinander, genügt für die 
Betriebszugehörigkeit im Einsatzbetrieb die Eingliederung in die Organisation. Daraus 
ergibt sich eine doppelte Betriebszugehörigkeit in beiden Betrieben. Die Beteiligungs-
rechte nimmt der Betriebsrat wahr, dessen Betrieb die Angelegenheit zuzuordnen ist. 
Abstufungen sind aber beim Wahlrecht vorzunehmen. Das aktive Wahlrecht im Einsatz-
betrieb sollte, wie bei der unechten Leiharbeit, vom geplanten Einsatz für mehr als drei 
Monate abhängig gemacht werden, während das aktive Wahlrecht im Betrieb des Vertrags-
arbeitgebers erlöschen sollte, wenn der Arbeitnehmer über lange Zeit nur noch im Einsatz-
betrieb tätig ist. Das passive Wahlrecht bedarf im Einsatzbetrieb einer Beschränkung auf 
Arbeitnehmer, deren Einsatz mehr als zwei Jahre andauern soll. Jeder Arbeitnehmer kann 
nur in einem Betrieb Betriebsratsmitglied sein. 

8.	 Der Betriebsbegriff ist – trotz aller Kritik – beizubehalten; er verfügt als Typusbegriff 
über ausreichend Elastizität, um Matrixorganisationen und Agilität sowie mobile Arbeit 
abzubilden. Die Ergebnisse sind ausreichend funktional. Eine Kodifikation des Begriffs ist 
nicht erforderlich. Anzupassen ist jedoch der Begriff des Betriebsteils. Seine Abhängigkeit 
von der selbständigen Organisation wird den heutigen Organisationsformen nicht mehr 
gerecht, so dass § 4 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG zu ändern ist. Um Fehler bei der Betriebsratswahl 
zu reduzieren, sollte der selbständige Betriebsteil grundsätzlich beim Hauptbetrieb mit-
wählen dürfen und sich erst mit der Anberaumung einer eigenen Wahl verselbständigen. 

9.	 Bei Auslandssachverhalten ist für die Anwendung des deutschen Rechts an der Lage des 
Betriebs anzuknüpfen, ohne dass hohe Anforderungen an die im Inland bestehende 
Leitungsmacht zu stellen sind. Der Arbeitgeber ist zur Benennung eines inländischen Ver-
treters zu verpflichten. Bestehen mehrere Betriebe oder Unternehmen im Inland, ist dem 
Unternehmen bzw. der Konzernobergesellschaft aufzugeben, dass ein Vertreter für diese 
Betriebe bzw. Unternehmen benannt wird, so dass ein Gesamt- bzw. Konzernbetriebs-
rat errichtet werden und die Arbeitnehmerbeteiligung erfolgen kann. Ist kein Vertreter 
bestimmt, so ist der Leiter des größten Betriebes oder Unternehmens kraft Gesetzes der 
Vertreter. 

10.	 Zur Verbesserung der Arbeitnehmerrepräsentation taugt eine Rechtspflicht zur Errich-
tung eines Betriebsrats nicht. Zusätzlicher Schutz ist bei der Errichtung der Betriebsräte 
erforderlich. Die Gefahr der Anfechtbarkeit der Betriebsratswahl ist zu reduzieren. Dazu 



15

 Thesen zum Arbeitsrecht

ist zunächst das Einspruchsmodell, das bisher für die Wählerliste besteht, auf die Wahl-
ausschreibung hinsichtlich des Betriebs bzw. Betriebsteils auszudehnen. Der Einspruch 
zwingt aber nicht zur gerichtlichen Klärung der Betriebsabgrenzung nach § 18 Abs. 2 
BetrVG. Einer Vereinfachung bedarf auch die Briefwahl. Sie ist stärker zur Disposition 
des Wahlberechtigten zu stellen und dem Betriebsrat ist das Recht einzuräumen, unter 
bestimmten Voraussetzungen (z. B. Anteil mobiler Arbeit im Betrieb) von sich aus die 
Briefwahlunterlagen zuzusenden. Schließlich bedarf es eines effektiveren Schutzes der 
Wahlinitiatoren. Ihre Kündigung muss ebenso wie bei den Wahlvorständen und Betriebs-
ratsmitgliedern von einer Zustimmung abhängig sein. In Ermangelung einer Arbeit-
nehmervertretung ist diese beim Arbeitsgericht einzuholen. 

11.	 Die Errichtung eines Betriebsrats muss auch zulässig sein, wenn für die Zahl der gesetzlich 
vorgesehenen Sitze nicht genügend Arbeitnehmer kandidieren bzw. die Wahl annehmen. 
Daher ist auch die Nachwahl auf Fälle zu beschränken, in denen die Zahl der Betriebsrats-
mitglieder um mehr als ein Drittel unter seiner Größe nach der Betriebsratswahl absinkt. 

Verbesserung der vertrauensvollen Zusammenarbeit und des Kooperationsmodells 

12.	 Der Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit ist der zentrale Grundsatz des 
BetrVG. Er bedarf aber einer weiteren Konkretisierung durch (sanktionierbare) Pflichten. 

	 a)	 Der Arbeitgeber muss stets einen kompetenten Ansprechpartner für die Arbeit-
nehmerbeteiligung zur Verfügung stellen. Dieser muss die Ergebnisse der Beteiligung 
in die Entscheidungsprozesse einbringen können. 

	 b)	 Die Auskunftsrechte des Betriebsrats sind zwar weit, stoßen aber bei Matrixorganisa-
tionen und Auslandssachverhalten an Grenzen. Der Kreis der Auskunftspersonen ist 
auf unternehmens- und konzernangehörige Arbeitnehmer und leitende Angestellte 
zu erweitern. Die in der Praxis verbreitete Errichtung eines Konzernwirtschaftsaus-
schusses als Ausschuss des Konzernbetriebsrats ist zu kodifizieren. Schließlich ist eine 
Informationsbeschaffungspflicht des Arbeitgebers entsprechend § 5 Abs. 2 EBRG zu 
regeln. Ein Informationsdurchgriff auf die Konzernobergesellschaft kann das BetrVG 
nur im Inland vorsehen. 

	 c)	 Das Beschlussmängelrecht ist in Bezug auf Verfahrensmängel bei Betriebsratsbe-
schlüssen grundlegend zu überarbeiten. Dabei ist zwischen unerheblichen Verfahrens-
mängeln, zur Anfechtung berechtigenden Verfahrensmängeln und zur Nichtigkeit 
führenden Verfahrensmängeln zu unterscheiden. Bei Verfahrensvorschriften, die nur 
der Beteiligung des Betriebsratsmitglieds am Willensbildungsprozess dienen, genügt 
die befristete Anfechtbarkeit durch das Betriebsratsmitglied. Auch die Geltend
machung der Nichtigkeit sollte befristet werden. Darüber hinaus ist für die vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit ein Vertrauensschutz des Arbeitgebers erforderlich. Der 
Arbeitgeber muss sich darauf verlassen dürfen, dass der Betriebsrats die Verfahrens-
vorschriften einhält, es sei denn, die Verfahrensmängel sind evident. 

13.	 Auch die Kooperation der Betriebspartner bedarf einer Reform. Im Gegensatz zum 
BPersVG ist die Arbeitnehmerbeteiligung nicht allgemein zu befristen und sind vorläufige 
Maßnahmen zu ermöglichen. 
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	 a)	 Bei der Mitbestimmung nach § 87 BetrVG ist dem Arbeitgeber eine vorläufige Rege-
lung zu erlauben, wenn hierfür ein dringendes Erfordernis aus sachlichem Grund 
besteht. Hiergegen kann der Betriebsrat im vorläufigen Rechtsschutz auf der Grund
lage seines Unterlassungsanspruchs vorgehen. Sofern eine Einigungsstelle besteht, ist 
die Festlegung der vorläufigen Maßnahmen Sache des Einigungsstellenvorsitzenden. 

	 b)	 Bei der Mitbestimmung nach den §§ 111 ff. BetrVG ist wegen der Intensität der betrof-
fenen Unternehmensinteressen eine Befristung vorzusehen. Die Beratung sollte auf 
drei Monate befristet werden, der Einigungsversuch vor der Einigungsstelle soll in 
weiteren drei Monaten abgeschlossen werden. Mit Fristablauf kann die Betriebsän-
derung durchgeführt werden. Die Zuständigkeit ist dahingehend zu ändern, dass 
Interessenausgleich und Sozialplan zusammen verhandelt werden. 

	 c)	 Das Einigungsstellenverfahren ist auf zwei Wegen zu beschleunigen: Erstens ist die 
Errichtung einer Einigungsstelle bei den Arbeitsgerichten zu ermöglichen. Der Vorsit-
zende ist innerhalb von zwei Wochen einzusetzen. Er bestimmt die Zahl der Beisitzer 
als verfahrensleitende Handlung. Zweitens ist bei Einigungsstellen außerhalb des 
Arbeitsgerichts die Einsetzung des Einigungsstellenvorsitzenden und die Entschei-
dung über die Zahl der Beisitzer nach § 100 ArbGG als unanfechtbarer Beschluss 
auszugestalten. 

14.	 Schließlich bedarf die Zuständigkeitsordnung mehr Rechtssicherheit. Der Arbeitgeber 
(bzw. die Arbeitnehmervertretung) muss das Recht haben, den Betriebspartner zum 
Widerspruch gegen die Verhandlungen mit dem adressierten Gremium aufzufordern. 
Unterbleibt der fristgerechte Widerspruch, so muss das Schweigen als Zustimmung zur 
Vereinbarung über die Zuständigkeit des adressierten Gremiums wirken. Ergänzend kann 
die Anfechtung des Beschlusses befristet werden. Die Zuständigkeit kraft Delegation ist 
dahingehend zu korrigieren, dass ein Widerruf der Delegation jederzeit, aber nur aus wich-
tigem Grund erfolgen kann. 

Digitalisierung der Organtätigkeit und der Betriebsratswahl 

15. 	 Die Durchführung der Betriebsverfassung sollte konsequenter der Digitalisierung 
zugänglich sein. Zunächst sollte es zur Autonomie des Betriebsrats, des Gesamt- und 
Konzernbetriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, ihrer Ausschüsse und 
auch des Wirtschaftsausschusses gehören, über die Verwendung von Video- und Telefon-
konferenzen zu entscheiden. Das Kollegialorgan kann hierfür allgemeine Regeln in der 
Geschäftsordnung aufstellen. Die Nichtöffentlichkeit ist durch technische und organisa-
torische Maßnahmen abzusichern. Verstöße führen aber nur zur Nichtigkeit von Beschlüs-
sen, wenn ein Betriebsratsmitglied dies geltend gemacht hat. Ein Widerspruchsrecht i. S. 
von § 30 Abs. 2 BetrVG ist nicht zwingend geboten, kann aber aus pragmatischen Gründen 
zum Schutz abweichender Interessen beibehalten werden. Auch die Einigungsstelle muss 
digitale Sitzungen durchführen können. Um die Konfliktlösung zu befördern, muss aber 
jedes Mitglied ein Widerspruchsrecht gegen Video- oder Telefonkonferenzen haben. 
Grenzen hat die Digitalisierung bei der Betriebsversammlung. Es sollte dem Betriebsrat 
überlassen bleiben, ob er hybride Sitzungen durchführen will. Die Übertragung ist zum 
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Schutz der Nichtöffentlichkeit auf den räumlichen Bereich des Betriebs zu beschränken. 
16.	 Auch bei der Betriebsratswahl sollte dem Wahlvorstand unter bestimmten Vorausset-

zungen die Entscheidung für eine Betriebsratswahl in digitaler oder hybrider Form einge-
räumt werden. Die Wahl als Legitimation des Betriebsrats muss bei einer Onlinewahl die 
Wahlgrundsätze wahren. Bei hybriden Wahlen ist eine doppelte Stimmabgabe zu vermei-
den. Insofern bedarf es einer Software, die diese Anforderungen erfüllt und durch das BSI 
zertifiziert ist. 

Funktionaler und effektiver Schutz der Arbeitnehmer in der Digitalisierung 

17.	 Die Arbeitnehmerbeteiligung bei technischer Überwachung nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG ist konzeptionell zu einer Arbeitnehmerbeteiligung bei Kontrollmaßnahmen und 
zum Datenschutz weiterzuentwickeln, die dem Schutz des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts der Arbeitnehmer dient. Im Anwendungsbereich des Datenschutzrechts hat der 
Betriebsrat einen geringen Gestaltungsspielraum; er unterstützt in erster Linie die Rechts-
durchsetzung durch eine präventive Beteiligung. Die Beteiligungsrechte sind konsequent 
nach der Art der Angelegenheit und dem Gefährdungsgrad abzustufen und ein Schutz vor 
Rechtsumgehung ist sicherzustellen. 

18.	 Danach unterliegen einer notwendigen Mitbestimmung: (1) die Einführung und Ände-
rung von erheblichen Kontrollmaßnahmen im engeren Sinne in Bezug auf die Leistung 
und das Verhalten des Arbeitnehmers, (2) die Einführung und Änderung von automati-
sierten Beobachtungs- und Entscheidungssystemen  i. S. der Richtlinie (EU) 2024/2831 
und (3) die Einführung und Änderung von Personalinformationssystemen, die nicht nur 
die gesetzlich vorgegebenen Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers erfüllen. 

19.	 Die sonstige personenbezogene Datenverarbeitung, die nicht zur Kontrolle der Leistung 
oder des Verhaltens der Arbeitnehmer dient, führt (noch) nicht zu einer vergleichbar kon-
kreten Gefährdung. Der Betriebsrat sollte bei der Einführung und Änderung dieser per-
sonenbezogenen Datenverarbeitung aber präventiv ein Unterrichtungs- und Beratungs-
recht haben. Der heimlichen Auswertung der verarbeiteten Daten (ohne Zustimmung 
des Betriebsrats) ist durch ein relatives Verwertungsverbot für solche personenbezogenen 
Daten bei Personalmaßnahmen entgegenzuwirken. Dieses Verbot ist mit Rücksicht auf 
die grundrechtlich vorgegebene Interessenabwägung einzuschränken, wenn ein überwie-
gendes Verwertungsinteresse des Arbeitgebers besteht. 

20.	 Bei einer sich kontinuierlich ändernden Software zur personenbezogenen Datenver
arbeitung und bei automatisierten Beobachtungs- und Entscheidungssystemen bedarf es 
weiterer Beteiligungsrechte: (1) ein Recht auf Unterrichtung und Beratung über die vom 
Arbeitgeber nach dem Datenschutzrecht bzw. der KI-VO vorzunehmenden Folgenab-
schätzung und (2) ein Recht auf Unterrichtung und Beratung über die regelmäßige Über-
prüfung solcher Software, die durch das Datenschutzrecht vorzuschreiben ist. 
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Thesen zum Referat von Prof. Dr. Elisabeth Brameshuber, Wien

I.	 Personeller Geltungsbereich der Betriebsverfassung

1.	 Sind arbeitnehmerähnliche Personen bei der Person, für die sie überwiegend tätig werden, 
auch betrieblich eingegliedert, aber dennoch persönlich unabhängig, muss der personelle 
Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsrechts im Lichte eines risikobasierten Ansatzes 
(partiell) auf diese Personen ausgedehnt werden. Die betriebliche Eingliederung ist am 
Kriterium des „Seite-an-Seite-Arbeitens“ mit Arbeitnehmern festzumachen. Dies gebieten 
auch die Vorgaben der PlattformarbeitsRL 2024/2831. 

2.	 Anstelle der – gemäß der Zwei-Komponenten-Lehre traditionellen – Anknüpfung an das 
Weisungsrecht des Arbeitgebers sollte der Fokus verstärkt auf die faktische Beschäftigung 
im Sinne einer organisatorischen Einbindung im Betrieb gelegt werden. Wie das Beispiel 
der Arbeitnehmerüberlassung zeigt, kommt es zur Wahrung zahlreicher Mitwirkungs-
rechte auf die organisatorische Einbindung und nicht notwendigerweise auf die persönliche 
Weisungsbindung gegenüber dem Vertragsarbeitgeber an. 

3.	 In Anlehnung an die Regelungen des österreichischen ArbVG zu Heimarbeitern, die auf-
grund wirtschaftlicher Abhängigkeit dem Grunde nach vom II. Teil des ArbVG (Betriebs-
verfassungsrecht) erfasst sind, könnten insbesondere folgende Einschränkungen getroffen 
werden: 

	 a.	 Betriebsvereinbarungen gelten für betrieblich eingegliederte wirtschaftlich abhängige 
Arbeitnehmerähnliche nur, wenn und insoweit diese ausdrücklich in den Geltungs
bereich der Betriebsvereinbarung einbezogen sind.

	 b.	 Bei der Berechnung des Schwellenwertes des § 1 Abs. 1 BetrVG haben betrieblich 
eingegliederte wirtschaftlich abhängige Arbeitnehmerähnliche außer Betracht zu 
bleiben. Von anderen Mitwirkungstatbeständen sollten diese Personen dann erfasst 
werden, wenn sie an die wirtschaftliche Abhängigkeit anknüpfen.

II.	 Räumlicher Geltungsbereich und Betrieb(-szugehörigkeit)

4.	 Die durch die Digitalisierung erweiterten Möglichkeiten, grenzüberschreitend tätig zu 
werden, stellen das Betriebsverfassungsrecht vor Herausforderungen. Erstens, liegt ein 
„Betrieb im Inland“ vor und zweitens, gehören auch Arbeitnehmer, die im Ausland (digital 
verbunden) arbeiten, zu diesem Betrieb. Im Lichte von Art. 27 GRC sollte Desiderat sein, 
Anwendungs- und damit Schutzlücken zu vermeiden. 

5.	 Derartige Schutzlücken können unter anderem deshalb entstehen, weil die Rechtsord-
nungen der Mitgliedstaaten für das jeweilige nationale „Betriebsverfassungsrecht“ unter-
schiedliche Anknüpfungspunkte haben. In Deutschland und Österreich ist dies etwa der 
Betrieb „im Inland“. Andere Rechtsordnungen knüpfen etwa am gewöhnlichen Arbeitsort 
(Ungarn), an der Gewerkschaftsmitgliedschaft (Schweden) oder am Arbeitsvertragsstatut 
(Irland, Polen, Rumänien) an.



19

 Thesen zum Arbeitsrecht

6.	 Bei evolutiv-dynamischer Interpretation des Betriebsbegriffes gelingt es, auch Arbeitneh-
mer, die nicht räumlich-physisch in Deutschland tätig werden, aber durch digitale Kommu-
nikationsmöglichkeiten betrieblich eingegliedert sind, durch die deutsche Betriebsverfas-
sung zu erfassen. 

	 a.	 Die Zwei-Komponenten-Lehre stößt dort an ihre Grenzen, wo Arbeitnehmer, die ihre 
Arbeitsleistung physisch an ihrem Telearbeitsplatz zuhause, aber im Ausland, erbrin-
gen, und die – oftmals aus steuerlichen oder sozialversicherungsrechtlichen Gründen – 
einen Arbeitsvertrag nicht mit dem Betrieb in Deutschland, sondern bspw. mit einem 
Tochterunternehmen mit firmenbuchmäßigem Sitz im Ausland geschlossen haben, 
wobei das Tochterunternehmen auch keinen Betrieb  i. S. d. BetrVG darstellt. 

	 b.	 Im Lichte der Digitalisierung sollte verstärkt die „Beschäftigung im und die Einglie-
derung in den Betrieb“, losgelöst vom arbeitsvertraglichen Weisungsrecht sowie vom 
räumlich-physischen Tätigwerden des Arbeitnehmers an einem bestimmten Ort, in 
den Vordergrund treten. Entscheidend ist, dass Arbeitnehmer zur Verfolgung von 
Arbeitsergebnissen eingesetzt werden. Dies gilt jedenfalls in Bezug auf die Mitwir-
kung in sozialen und wirtschaftlichen Angelegenheiten.

	 c.	 Für Beteiligungsinstrumente, die an der arbeitsvertraglichen Stellung des Arbeitneh-
mers anknüpfen, muss für jene Beschäftigten, die nicht arbeitsvertraglich mit dem 
Betriebsinhaber verbunden sind, eine Ausnahmeregelung geschaffen werden.

	 d.	 Umgekehrt muss nationales Betriebsverfassungsrecht dann zur Anwendung kommen, 
wenn eine organisatorische Einheit deshalb im Inland besteht, weil mindestens fünf 
Arbeitnehmer unter einheitlicher Leitung im Inland arbeiten, mag sich auch die 
Person, die die Leitungsmacht ausübt, nicht physisch im Inland aufhalten. Existiert 
eine einheitliche Leitung für diese Personen und ist infolge dessen klar erkennbar, 
dass diese Personen eine organisatorische Einheit bilden, kommt deutsches Betriebs-
verfassungsrecht zur Anwendung. 

	 e.	 In digitalen Organisationsstrukturen fehlt es oftmals an physischen Anknüpfungs-
punkten im Inland. Dies erfordert letztlich eine Gesamtschau der Betriebselemente. 
Bei der Frage, ob diese im In- oder Ausland zu lokalisieren sind, könnte im Sinne eines 
beweglichen Systems – ähnlich wie im Rahmen des Betriebsübergangsrechts – auf 
den physischen Arbeitsort der Arbeitnehmer, die Leitungsstruktur, die wesentlichen 
Betriebsmittel, aber auch die einstellende Niederlassung abgestellt werden. Bei einem 
Produktionsbetrieb wäre etwa eher auf die physischen Betriebsmittel abzustellen, 
während bei einer Dienstleistung die Leitungsstruktur in den Vordergrund träte.

7.	 Zur Vermeidung von Schutzlücken und von doppelter betriebsverfassungsrechtlicher Erfas-
sung sollten Kollisionsregeln auf europäischer Ebene geschaffen werden. Nicht einschlägig 
ist das aus der Rom-I-VO resultierende Arbeitsvertragsstatut. Solange keine supranatio-
nalen Kollisionsregeln existieren, sollte zwecks Rechtssicherheit eine nationale internatio-
nal-privatrechtliche Anknüpfungsregelung getroffen werden. 

8.	 Vorbild für eine solche Regelung könnte Art. 126 des Entwurfs zur Kodifizierung des fran-
zösischen internationalen Privatrechts aus dem Jahr 2022 sein. Danach wäre französisches 
„Betriebsverfassungsrecht“ auf alle Arbeitnehmer zur Anwendung gekommen, die dauer-
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haft und in enger Verbindung in eine Arbeitsgemeinschaft mit überwiegendem Bezug zu 
Frankreich integriert sind. Eine derartige Integration wäre nach dem Entwurf unabhängig 
vom Arbeitsvertragsstatut sowie unabhängig vom Betriebs- bzw. Unternehmenssitz zu 
beurteilen. In Bezug auf die Arbeits- bzw. Interessengemeinschaft käme es darauf an, dass 
Arbeitnehmer dieser Gemeinschaft eigenständige, gemeinsame Interessen haben, aus denen 
gemeinsame und spezifische Forderungen entstehen können. Betriebsverfassungsrecht-
liches Gegenüber muss jene (juristische) Person sein, der die maßgebliche Ingerenz in Bezug 
auf die Forderungen zukommt.

9.	 Misst man der arbeitsvertraglichen Weisungsbefugnis bei der Definition der Repräsenta-
tionseinheit geringere Bedeutung zu, führt dies auf der einen Seite zu potenziell kleineren 
Einheiten, auf der anderen aber auch zu einer möglichen Erweiterung, nicht zuletzt bei digi-
taler, oftmals auch grenzüberschreitender Zusammenarbeit und entsprechender digitaler 
Integration in den Betrieb. Andere Rechtsordnungen sehen ähnlichen Handlungsbedarf. 
Das Konzept der französischen „Unité Économique et Sociale (UES)“ etwa existiert unab-
hängig von arbeitsvertraglichen Bindungen und über Unternehmensstrukturen hinweg. 
Damit eine UES als Repräsentationseinheit einzig für die Zwecke von Informations- und 
Konsultationsrechten existieren kann, bedarf es entweder eines gerichtlichen Feststellungs-
urteils oder aber einer freiwilligen kollektiven Vereinbarung zwischen den Leitungen von 
(großen) Unternehmensgruppen auf der einen Seite und der (gewerkschaftlichen) Arbeit-
nehmervertretung auf der anderen. Eine daran angelehnte Regelung im BetrVG müsste 
auch den (im Vergleich zu Frankreich weitergehenden, auf Informations- und Konsultati-
onsrechten aufbauenden) Mitbestimmungsrechten Rechnung tragen.

III.	Rechtssicherheit – Vorliegen eines Betriebs

10.	 Zwecks Rechtssicherheit wäre anzudenken, in Anlehnung an § 34 Abs. 2 ArbVG ein gericht-
liches Feststellungsverfahren zum Vorliegen eines Betriebs zu implementieren.

	 a.	 Nach österreichischer Rechtslage kann diese Feststellungsklage, rechtliches Inte-
resse vorausgesetzt, jederzeit erhoben werden. Ist bereits ein Betriebsrat rechtskräftig 
gewählt und hat dieser sich auch konstituiert, wirkt eine während laufender Amtszeit 
eines Betriebsrats eingebrachte Feststellungsklage aber nur nach Ende der Funktions-
periode. Die Nichtanfechtung der Betriebsratswahl bewirkt daher im Ergebnis die 
Heilung des Anfechtungsgrundes „Betriebsratswahl ohne Betrieb“ für die Dauer der 
Funktionsperiode.

	 b.	 Für Organisationseinheiten, die nicht alle Kriterien eines Betriebes erfüllen, wählt das 
österreichische Recht einen anderen Ansatz als § 4 Abs. 1 BetrVG zu Betriebsteilen. 
Für mehr Rechtssicherheit könnte die Einführung der Möglichkeit einer gerichtlichen 
Gleichstellung von Betrieben in Anlehnung an § 35 ArbVG sorgen: Bei Vorliegen 
bestimmter noch zu definierender, allerdings naturgemäß niederschwelliger, Anforde-
rungen könnte die Gleichstellung einer Organisationseinheit, die nicht alle Kriterien 
des Betriebs  i. S. d. BetrVG erfüllt, qua Rechtsgestaltungsklage erfolgen. Auch die 
aktive Klagelegitimation könnte an § 35 Abs. 3 ArbVG angelehnt werden.
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	 c.	 Der Betriebsbegriff könnte dispositiv in dem Sinne gestellt werden, dass die Regeln 
des BetrVG als gesetzliche Rückfallsbestimmungen ausgestaltet werden.

	 d.	 Das französische Recht wählt mit der Anerkennung einer UES qua kollektiver 
Vereinbarung einen ähnlichen Weg (siehe These 9). Eine Neuregelung könnte – in 
Anlehnung an § 3 Abs. 2 BetrVG – die Betriebspartner ermächtigen, qua freiwilli-
ger Betriebsvereinbarung alternative Organisationseinheiten als „Betrieb“  i. S. d. 
BetrVG festzulegen. Sollen hierfür Voraussetzungen etabliert werden, müssten diese 
möglichst niederschwellig angesetzt werden, aber auch Organisationsstrukturen in 
einer transformativen, digitalen Arbeitswelt Rechnung tragen. Folgende Kriterien 
könnten normiert werden: Tätigkeit von mindestens fünf Beschäftigten im Inland; 
fortgesetztes Zusammenwirken unter einheitlicher Leitung in Bezug auf Produkte 
oder Dienstleistungen; Entscheidungsbefugnis eines Inhabers von Leitungs- und 
Organisationsgewalt gegenüber diesen Beschäftigten, unabhängig davon, wo dieser 
sich örtlich befindet.

	 e.	 Existieren noch keine betrieblichen Vertretungsstrukturen, könnten Alternativstruk-
turen mittels Urabstimmung in der Belegschaft oder durch den Wahlvorstand in Ver-
tretung der Belegschaft gemeinsam mit dem Betriebsinhaber implementiert werden.

	 f.	 Alternativstrukturen könnten aber auch lediglich in jenen Fällen, in denen die Ver-
tretungsstrukturen gemäß dem Gesetz bereits erprobt sind, zugelassen werden. In der 
Struktur des BetrVG böte sich eine Ergänzung des § 88 BetrVG an. Alternativ könnte 
ein neuer § 3a BetrVG mit entsprechenden Regelungen geschaffen werden.

IV.	 Wirksame Interessenvertretung

11.	 Im digitalen Arbeitsraum muss eine wirksame Interessenvertretung auf Basis jener Kom-
munikationsmittel erfolgen, die auch primär der gängigen Kommunikation der Arbeit-
nehmer untereinander und der Arbeitnehmer mit dem Leiter der Organisationseinheit 
entspricht. Dem Argument der räumlichen Personen- und Sachnähe zwecks wirksamer 
Interessenvertretung kann keine Bedeutung mehr zukommen. Der Aspekt der räumlichen 
Nähe bzw. Entfernung kann dann aber auch keine (große) Rolle für die Abgrenzung der 
Organisations- und damit Repräsentationseinheiten mehr spielen.

12.	 Eine wirksame Interessenvertretung setzt auch einen Schutz der Wahlwerber zu Betriebs-
ratswahlen voraus. Vorbild für eine Neuregelung könnte § 120 Abs. 4 Z 2 ArbVG sein.

V.	 Willensbildung im Betriebsrat

13.	 Nach der ganz hA in Österreich ist der Betriebsinhaber weder berechtigt noch verpflichtet, 
Untersuchungen über die innere Willensbildung des Betriebsrates anzustellen, wenn ihm 
nicht bekannt war oder hätte sein müssen, dass die Erklärung des Betriebsratsvorsitzenden 
beschlussmäßig nicht gedeckt ist. Hinsichtlich der Erkennbarkeit schadet nach hA auf-
grund der fehlenden Berechtigung und Verpflichtung erst grobe Fahrlässigkeit. Es ist nicht 
ersichtlich, warum nicht auch Betriebsinhabern in Deutschland ein derartiger Vertrauens-
schutz eingeräumt werden sollte.
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Thesen zum Referat von Rechtsanwältin Prof. Dr. Barbara Reinhard, 
Frankfurt a. M.

1.	 Die Matrix ist weder geeigneter Rechtsbegriff, noch geeignete Organisationsform, um 
nur hierauf eine Neuordnung des Betriebsbegriffs aufzubauen. Entsprechendes gilt für 
den Begriff des Teilbetriebs. 

2.	 Eine Vereinbarungslösung nach § 3 BetrVG entsprechend der heutigen Spartenlösung 
nach Abs. 1 Nr. 2 sollte entlang einer Matrix-Struktur möglich sein.

3.	 Eine generelle Akzeptanz einer Mehrfachbetriebszughörigkeit im Fall des Einsatzes von 
Führungskräften in der Matrix ist keine akzeptable Lösung. 

	 –	 Es sollte streng an der 2-Komponentenlehre festgehalten werden. Eine generelle 
Schutzlücke ist insofern nicht zu erwarten, als der Fall eines Vertragsarbeitgebers, 
dem gegenüber der Arbeitnehmer gar keine Arbeitsleistung unter Eingliederung in 
einen Betrieb des Vertragsarbeitgebers erbringt, formal zugleich Leiharbeit mit den 
entsprechenden Rechtsfolgen darstellt.

	 –	 Um Schutzlücken mit Blick auf die Matrix-Mitarbeiter (in Abgrenzung zur Matrix-
Führungskraft) zu vermeiden, ist die begrenzte Mitbestimmung des Betriebsrats 
nach § 99 BetrVG (Eingliederung und Versetzung im Betrieb) für den jeweiligen 
Eingliederungsbetrieb festzuschreiben. 

	 –	 Mehrfach-Wahlrechte, doppelte Zählungen mit Blick auf relevante Arbeitnehmer-
zahlen (Größe des Betriebsrats, Anzahl Freistellungen), überschneidende Anwen-
dungen von Betriebsvereinbarungen sind ausdrücklich auszuschließen.

	 –	 Eine Differenzierung entlang der vertrags- und tätigkeitsbezogenen Mitbestimmungs-
rechte und der entsprechenden Betriebsvereinbarungen greift zu kurz und führt zu 
erheblichen Rechtsunsicherheiten und Konflikten. Mit Ausnahme ausdrücklich 
geregelter Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats des Eingliederungsbetriebs ver-
bleiben sämtliche Mitbestimmungszuständigkeiten beim Betriebsrat des Betriebs 
des Vertragsarbeitgebers; entsprechendes gilt in der Folge für die Anwendbarkeit von 
Betriebsvereinbarungen. Mobiles Arbeiten, hybrides Führen und fehlende Tätigkeits-
zuordnung im Verlauf eines Arbeitstags steht schon heute der im Gutachten favori-
sierten Lösung der tätigkeitsbezogenen Beurteilung entgegen. 

4.	 Die Mitbestimmung nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG muss grundlegend neu aufgesetzt 
werden. In der aktuellen Form und mit der aktuellen Interpretation durch die Recht
sprechung geht die Mitbestimmung weit über ein angemessenes und erforderliches Schutz
niveau hinaus und stellt ein operatives Hindernis und wirtschaftliches Risiko dar. 

5.	 Der Gesetzgeber sollte anerkennen, dass die Interessen der Arbeitnehmer mit den beste-
henden gesetzlichen Regelungen zum Einsatz technischer Einrichtungen (Arbeitsschutz, 
Datenschutz, KI-Verordnung, Wettbewerbsschutz, Compliance-Vorgaben) bereits hin
reichend gewahrt sind. Eine umfassende erzwingbare Mitbestimmung bei Einführung 
und Anwendung technischer Einrichtungen kann daher entfallen. 
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6.	 Entlang der gesetzlichen Schutznormen bedarf es einer Konkretisierung der Informa-
tions- und Berichtspflichten des Arbeitgebers beim Einsatz technischer Einrichtungen, 
die personenbezogene Leistungs- oder Verhaltensdaten der Arbeitnehmer verarbeiten. 
Ein Weniger an Mitbestimmung sollte durch ein Mehr an Information und Bericht zu 
Zwecken der Kontrolle ersetzt werden. In Anlehnung an das gesetzlich geregelte Leitbild 
Wirtschaftsausschuss könnten ein IT-Ausschuss und die ihm gegenüber bestehenden 
Berichtspflichten gesetzlich geregelt werden.

7.	 Mitbestimmung im engeren Sinne ist sodann auf zwei Anwendungsfelder zu beschrän-
ken:

	 –	 Freiwillige weitere konkretisierende Ausgestaltung technischer Einrichtungen z. B. 
mit Blick auf eine datenschutzrechtliche Eingriffsgrundlage.

	 –	 Bewusste und gewollte Verarbeitung personenbezogener Leistungs- oder Verhaltens-
daten unter Nutzung einer technischen Einrichtung (z. B. Arbeitszeiterfassungstools, 
Salessoftware zur Auswertung von Boni/Provisionen, Planungs- und Kontrolltools 
zum Mitarbeitereinsatz) unterliegt insofern der Mitbestimmung, als Regeln zur 
verhältnismäßigen technischen Verarbeitung und Verwertung der Daten aufgestellt 
werden müssen (Zugriffsberechtigung, Speicherfristen, Auswertungsmöglichkeiten). 

	 –	 Die Mitbestimmung kann unabhängig von den jeweils zum Einsatz kommenden 
Tools oder Einrichtungen durch abstrakte Regelungen (sog. Rahmenregelungen) 
erledigt werden.

	 –	 Die erzwingbare Mitbestimmung ist ausgeschlossen, sofern und soweit der Arbeit
geber gegenüber dem Betriebsrat erklärt, dass eine Kontrolle von Leistungs- und 
Verhaltensdaten nicht beabsichtigt ist.

8.	 Der Betriebsrat kann keinen eigenständigen Sachverständigen bestellen, sofern es um 
regulatorische Vorgaben, insbesondere den Datenschutz, oder technischen IT-Sachver-
stand geht. Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass Fragen des Betriebsrats durch den 
Datenschutzbeauftragen sowie einen internen oder externen IT-Sachverstand hinreichend 
beantwortet werden und Verhandlungen durch den entsprechenden Sachverstand hinrei-
chend begleitet werden.
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Thesen zum Referat von Prof. Dr. Jens M. Schubert, Cottbus

Die Daten zur Verbreitung von Betriebsräten in Betrieben und Unternehmen in Deutschland 
sind dramatisch. Ein Gegentrend ist nicht erkennbar. Um diesen endlich anzugehen, muss das 
Betriebsverfassungsrecht einfach, praktikabel und attraktiv sein.  

I.	 Betriebsverfassung umfassend

1.	 Unterschiedliche Interessenvertretungen in Betrieben, Dienststellen und kirchlichen 
Einrichtungen mit unterschiedlichen Regelungssystemen und Mitwirkungsmöglich-
keiten lassen sich sachlich und vor dem Hintergrund gleicher Anforderungen an Partizi-
pation und Schutz nicht länger rechtfertigen. Es ist eine Vereinheitlichung vorzunehmen. 
Vergleichbar der Regelungen in §§ 1, 9 BRG 1920 sind mithin überall nur Betriebsräte zu 
wählen. Für die Interessen der Kirchen ist § 118 Abs. 1 BetrVG ausreichend. 

2. 	 Das Konzept der freiwilligen Errichtung von Betriebsräten nach § 1 BetrVG genügt gegen-
wärtigen Herausforderungen nicht länger. 

	 a)	 Eine Regelung zur deren zwingenden Errichtung (wie an anderer Stelle bereits vorhan-
den) ist einzuführen. Anreize, wie Vorteile für Betriebsvereinbarungen zur betrieb-
lichen Altersversorgung, sind denkbar. Betriebsräte stellen keine Belastung dar, 
sondern sind vorteilhaft – für alle Seiten. 

	 b)	 Um dies zu flankieren, ist zudem Gewerkschaften Zugang zum Betrieb in jedweder 
Form – auch digital – zu gewähren. 

3.	 Es bedarf einer Errichtungsgewähr, selbst wenn für die Zahl der gesetzlich vorgesehenen 
Sitze nicht genügend Personen für den Betriebsrat kandidieren (zu § 9 BetrVG). Bei Ein-
Personen-Betriebsräten sollte erlaubt werden, die Stellvertretung bei personellen Maßnah-
men beratend hinzuziehen zu dürfen.

4.	 § 119 BetrVG ist in ein Offizialdelikt umzuwandeln. 
5.	 Defizite beim Kündigungsschutz der an der Wahl beteiligten Personen sind auszugleichen.
6.	 Betriebsratsarbeit muss neu modelliert werden, Betriebsräten ist so viel Freiheit wie 

möglich bei der eigenen Arbeitsweise zu geben.
	 a)	 Online-Sitzungen und Online-Abstimmungen sind breit zu ermöglichen. Die Rah-

menreglungen in § 30 BetrVG ist entsprechend zu flexibilisieren. Betriebsratsarbeit 
muss zudem aus dem Homeoffice möglich sein. Der gesetzliche Vorrang der Präsenz-
sitzung ist beizubehalten, eine größere Flexibilität durch Geschäftsordnungen muss 
aber möglich werden.

	 b)	 Starre Schwellenwerte passen nicht zu der Vielzahl und Komplexität von Aufgaben 
und bürokratischen Pflichten. In § 38 BetrVG ist mithin der verbindlichen 200er-
Grenze Folgendes vorzuschalten: Ab einer Beschäftigtenzahl in Höhe von 100 ist 
eine Verhandlungspflicht (mit Einigungsstelle) über eine vorgeschaltete Freistellung 
einzuführen, um betrieblichen Besonderheiten begegnen zu können. 
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	 c)	 Das Amt des Vorsitzenden/der Vorsitzenden ist zeitlich zu beschränken. Denkbar ist 
eine Begrenzung auf drei Amtszeiten (vgl. auch § 38 Abs. 4 S. 3 BetrVG). Dabei geht es 
nur um den Vorsitz, nicht um eine Mitgliedschaft als solche oder um Freistellungen. 
Vielfalt auf der Leitungsebene im Gremium wird so unterstützt. 

II.	 Geltungsbereich der Betriebsverfassung

7.	 Hinsichtlich des sachlichen Geltungsbereichs ist am Betrieb als Anknüpfungspunkt, trotz 
aller Schwierigkeiten im Einzelfall, festzuhalten. Längst nicht jedes Geschäft erfolgt in 
Matrixstrukturen, agil oder über Plattformen; hier ist bei Änderungsüberlegungen richtig 
zu dosieren. Zu sachgerechten Lösungen bei besonderen Unternehmensstrukturen gelangt 
die Rechtsprechung. 

8.	 Die Vorschläge aus dem Gutachten zu § 3 BetrVG sind weitestgehend überzeugend. 
	 a)	 Den Sozial- und Betriebspartner ist mehr Autonomie zuzubilligen und mehr 

zuzutrauen, passgenaue Regelungen zu schaffen (z. B. unternehmensübergreifende 
Arbeitnehmervertretungen) und eine in den dann angepassten Strukturen effektivere 
Beteiligung zu ermöglichen, auch hinsichtlich der Ebenen von GBR und KBR. 

	 b)	 An § 3 Abs. 2 BetrVG ist – auch aus verfassungsrechtlichen Gründen – festzuhalten. 
An einer Erstreikbarkeit solcher betriebsverfassungsrechtlichen Normen ist, wie in 
der Rechtsprechung anerkannt, nicht zu zweifeln. 

9.	 Beim persönlichen Geltungsbereich ist einer diffusen Belegschaftszerfaserung entgegen-
zuwirken. Unklarheiten bei der Abgrenzung von Beschäftigtengruppen (mit dem Risiko 
der Wahlanfechtung) sind aufzulösen, allseitige Beteiligungsinteressen zu berücksichti-
gen. § 5 Abs. 3 und 4 BetrVG ist zu streichen. 

	 a)	 Alternativ (1) könnten, im Ergebnis wenige, leitende Angestellte vom BetrVG ausge-
nommen werden. Hierzu wäre kumulativ an einen Faktor bezogen auf sozialversiche-
rungsrechtliche Beitragsbemessungsgrenzen sowie an die Kompetenz, bedeutsame 
Entscheidungen für das Unternehmen (Betrieb) treffen zu können, anzuknüpfen.

	 b)	 Alternativ (2) könnte der Belegschaft ermöglicht werden, durch Abstimmung zu einer 
einheitlichen Interessenvertretung zu gelangen. Hierzu stimmen die Arbeitnehmer 
und leitenden Angestellten getrennt voneinander zu Beginn einer jeder Amtsperiode 
ab. Wird in beiden Abstimmungen eine Mehrheit für einen Betriebsrat erzielt, wird 
nur noch dieser gebildet. Andernfalls bleibt es bei Betriebsrat und Sprecherausschuss. 

10.	 Bei arbeitnehmerähnlichen Personen ist zu bedenken, dass diese nicht selten unional als 
Arbeitnehmer betrachtet werden (vgl. auch 74. djt Beschlüsse Nr. 3a) sowie in manchen 
speziellen Fällen (§ 221 Abs. 1 SGB IX) völkerrechtlich problematisch eingeordnet sind, 
so dass jedenfalls in diesen Situationen eine Arbeitnehmereigenschaft im Raum steht, mit 
Folgen auch für die Betriebsratswahl.

11.	 Das Recht darf keine Anreize für eine Flucht aus der Betriebsverfassung setzen. 
	 a)	 Den Vorschlägen zur doppelten Betriebszugehörigkeit aus dem Gutachten schließt 

sich das Referat an. 
	 b)	 Vereinbarungen für eine Zuordnung der konkreten Beteiligungsrechte in diesen 

Fällen sollten gesetzlich ermöglicht werden.
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III.	Wahl

12.	 Die Wahlvorschriften im BetrVG und in der WahlO und die hierzu erfolgte Rechtspre-
chung sind so komplex, dass es selbst bei den sorgfältigsten Beteiligten nicht ausgeschlos-
sen ist, in Wirksamkeitsprobleme zu geraten. Dies zu vereinfachen, ohne die besondere 
Bedeutung von Wahlen zu verkennen, ist lohnenswert. Das Dritte Geschlecht muss 
Berücksichtigung erfahren (Bezug § 15 Abs. 2 BetrVG). 

	 a)	 Digitale Formate sind zu stärken, gerade auch um Schichtarbeitende und im Home-
office befindliche Personen zu erreichen. Höhere Wahlbeteiligungen sind hierdurch 
erwartbar.

	 b)	 Eine Briefwahl ist zu erleichtern. Der Vergleich mit der Wahl zum Deutschen Bundes-
tag ist überdeutlich. 

	 c)	 § 4 Abs. 1 S. 2–5 BetrVG ist zu streichen. Die §§ 28, 28a BetrVG blieben weiterhin 
möglich. Die modernen Kommunikationsmittel erlauben einen schnellen Austausch. 
Das Signal wäre: „Jeder gehört sofort und ohne Weiteres dazu.“ 

		  Alternativ könnte in § 4 BetrVG eine Regel-Ausnahme eingeführt werden: In der 
Regel wählen die Arbeitnehmer des (vermeintlich) selbstständigen Betriebsteils beim 
Hauptbetrieb mit, es sei denn (Ausnahme), dort wird eine eigenständige Betriebsrats-
wahl organisiert. § 4 Abs. 1 S. 2 BetrVG erlaubt jetzt schon die gemeinsame Wahl.

	 d)	 Bezüglich der Auseinandersetzung über die ordnungsgemäße Bestellung des Wahl-
vorstandes braucht es eine Klarstellung der Rechtsfolgen für die Wahl insgesamt.

	 e)	 Stützunterschriften bis zu in der Regel 100 wahlberechtigten Arbeitnehmern sind 
nicht erforderlich.

	 f)	 In betriebsratslosen Einheiten ist es GBR/KBR zu ermöglichen, bis zu zweimal im 
Jahr dort zu Betriebsversammlungen einzuladen. Gleiches ist den im Betrieb vertre-
tenen Gewerkschaften zu ermöglichen.

IV.	 Organisatorisches

13.	 Betriebsversammlungen (15 Prozent reichen aus) und Einigungsstellensitzungen sollten – 
bei entsprechenden Beschlüssen – auch digital (virtuell/hybrid) ablaufen können. 

V.	 Zuständigkeiten

14.	 Es dient der Rechtsklarheit, eine einmal gewährte Delegation (§§ 50 Abs. 2, 58 Abs. 2 
BetrVG) bestandsverlässlich auszugestalten. 

	 a)	 Weder ist die Rücknahme einer Delegation nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
zu ermöglichen, noch kann es zum Wohle der Belegschaften bei einer umstandslosen 
Entziehungsmöglichkeit verbleiben. Vielmehr sollte der Rechtsgedanke aus § 113 Abs. 1 
BetrVG fruchtbar gemacht werden: Weicht der GBR von den Vorgaben des BR/der 
BR oder dessen/deren Interessen substantiell ab, dann kann die Delegation zurückge-
nommen werden. Die grundsätzliche Zuständigkeit bleibt beim (einfachen) Betriebs-
rat, GBR und KBR sind nicht vorgesetzt.
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	 b)	 Die Gremien (alle in Frage kommenden gleichermaßen) sollten die Möglichkeit 
erhalten, mit dem Arbeitgeber Zuständigkeiten selbst durch Vereinbarung zu regeln. 
Herausnehmen sollte man dabei allerdings personelle Einzelmaßnahmen. 

VI.	 Mitbestimmungsrechte

15.	 Gegen den aktuellen Diskussionstrend ist § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG in seiner jetzigen Aus-
prägung von der Rechtsprechung beizubehalten. Die (verfassungsrechtlich verankerten) 
Schutzgüter, die hiermit abgesichert werden sollen, sprechen hierfür. Allerdings gibt es 
zwei Stellen, die neu ausgestaltet werden könnten: 

	 a)	 Zum einen braucht es ein gesetzlich klargestelltes Initiativrecht des Betriebsrats. Nur 
so können die angesprochenen Schutzgüter durch die Initiative zu weniger einschnei-
denden technischen Instrumenten (!) effektiv abgesichert werden.

	 b)	 Zum anderen ist es – nunmehr auf das Konto beider Betriebsparteien einzahlend –  
zu ermöglichen, Rahmenbetriebsvereinbarungen erzwingbar abzuschließen z. B. für 
BSI-zertifizierte Produkte (ggf. mit einer technischen Blockade bestimmter Funk
tionen).

16.	 Vorläufige Regelungen im Rahmen von § 87 BetrVG sind abzulehnen. Mitbestimmung 
nach § 87 BetrVG steht nicht unter dem Vorbehalt erfolgreichen vorläufigen Rechts
schutzes. 

VII. Vertrauensvolle Zusammenarbeit

17.	 Damit dieses Begriffspaar (§ 2 Abs. 1 BetrVG sowie Art. 1 Abs. 3 RL 2002/14/EG) nicht zur 
Floskel wird, ist ihm Substantielles zuzuordnen:

	 a)	 Klarstellungserklärungen kann das Gesetz sowohl für Zuständigkeitsfragen als auch 
dann vorsehen, wenn Unternehmensstrukturen undurchsichtig sind. 

	 b)	 Beschleunigungswünschen bei § 111 BetrVG hängen mindestens davon ab, dass zuvor, 
frühzeitig, verständlich, vollständig und (am wichtigsten) noch im laufenden Ent-
scheidungsfindungsprozess informiert wird. Eine Genehmigungsfiktion kann es bei 
diesen komplexen und bedeutenden Themen für die gesamte Belegschaft nicht geben 
(Normenverträge). Fristen, die an die InsO erinnern, sollten nicht gewählt werden. 

	 c)	 Das Gesetz sollte außerhalb §§ 99, 102 BetrVG eine digitalere Kommunikation 
zwischen den Betriebspartnern ermöglichen, gerade um schnelle Klärungen herbei
zuführen.

	 d)	 § 37 Abs. 6 BetrVG sollte von Misstrauen befreit, eine Ablehnung nur noch bei offen-
sichtlicher Ungeeignetheit der Schulung möglich sein. Alternativ wäre bei Nichtäuße-
rung des Arbeitgebers nach 14 Tagen eine Fiktion der Gewährung denkbar.
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Strafrecht

Ausgestaltung des strafrechtlichen Lebensschutzes am Lebensende

Thesen zum Gutachten von Prof. Dr. Anette Grünewald, Jena

I. 

Das Recht der Sterbehilfe sowie der Mitwirkung am Suizid weist erhebliche Unklarheiten und 
Schutzlücken auf. Aus diesem Grund sollte der Gesetzgeber die gesamte Materie regeln. 

II. 

1.	 a)	 Der Gesetzgeber sollte klarstellen, dass der tätige Behandlungsabbruch bzw. die tätige 
Behandlungsbegrenzung, sofern sie dem (erklärten oder mutmaßlichen) Willen 
des Patienten entspricht, erlaubt ist, auch wenn sie den Tod des Patienten zur Folge 
hat. Wegen des ausnahmslosen Tötungsverbots (§§ 212, 216 StGB) ist eine solche 
gesetzliche Klarstellung geboten. Das maßgebliche Legitimationskriterium ist das 
Selbstbestimmungsrecht des Patienten. Es schließt Tötungsunrecht aus. Das folgt 
bereits daraus, dass jede medizinische Behandlung bzw. auch Weiterbehandlung nur 
mit Einwilligung des Patienten erlaubt ist. 

	 b)	 Wegen des Regelungszusammenhangs sollte ebenfalls klargestellt werden, dass ein 
Behandlungsverzicht, der dem (erklärten oder mutmaßlichen) Willen des Patienten 
entspricht, erlaubt ist, selbst wenn er den Tod des Patienten zur Folge hat. In diesen 
Fällen wird bereits die Garantenpflicht des behandelnden Arztes durch das Selbst
bestimmungsrecht des Patienten begrenzt. 

2.	 a)	 Der Gesetzgeber sollte klarstellen, dass die medizinisch indizierte Verabreichung von 
schmerz- oder leidmindernden Medikamenten mit (erklärter oder mutmaßlicher) 
Einwilligung des Patienten auch dann erlaubt ist, wenn dadurch der Todeseintritt 
beschleunigt wird. Eine gesetzliche Klarstellung ist wegen des ausnahmslosen 
Tötungsverbots (§§ 212, 216 StGB) geboten. Der maßgebliche Legitimationsaspekt 
ist das Selbstbestimmungsrecht des Patienten. 

	 b)	 Die rechtliche Zulässigkeit dieser Form der Sterbehilfe (herkömmlich „indirekte 
Sterbehilfe“ genannt) kann nicht von der Vorsatzform der behandelnden Personen 
abhängen. Deshalb sollte im Rahmen einer gesetzlichen Regelung davon abgesehen 
werden, die rechtliche Zulässigkeit dieser Form der Sterbehilfe davon abhängig zu 
machen, dass die Lebensverkürzung eine unbeabsichtigte Nebenfolge ist. Die Behand-
lung ist vielmehr als erlaubt anzusehen, sofern sie sich im Rahmen des medizinisch 
Vertretbaren bewegt und mit (erklärter oder mutmaßlicher) Einwilligung des Patien
ten erfolgt. Die Bezeichnung „indirekte Sterbehilfe“ ist unpassend. Daher sollte auf 
diese Bezeichnung verzichtet werden. 
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3.	 Es wäre wünschenswert, wenn der Gesetzgeber klarstellt, dass bei einem freiverantwort-
lichen Suizid keine Lebensrettungspflichten begründbar sind – und zwar weder aus einem 
besonderen Garantenverhältnis noch aus der allgemeinen Hilfeleistungspflicht (§ 323c 
StGB). 

4.	 Die vorgeschlagenen Klarstellungen (1.–3.) sind aus Gründen der Rechtssicherheit 
geboten. Außerdem soll dadurch Aushöhlungen des Anwendungsbereichs des § 216 StGB 
entgegengetreten werden. 

III. 

1. 	 Aus dem Urteil des BVerfG zum Recht auf selbstbestimmtes Sterben lässt sich nicht her
leiten, dass § 216 StGB insgesamt verfassungswidrig ist. 

2.	 a)	 § 216 StGB bedarf allerdings einer Einschränkung für die seltenen Fälle, in denen 
eine Person, die sich freiverantwortlich entschieden hat, aus dem Leben zu scheiden, 
aufgrund einer schwerwiegenden körperlichen Erkrankung und den damit einher
gehenden körperlichen Einschränkungen nicht in der Lage ist, die Tötungshandlung 
selbst zu vollziehen. Denn das Recht auf selbstbestimmtes Sterben läuft für diese 
Personengruppe ansonsten faktisch leer. Insoweit gerät § 216 StGB wegen seines 
ausnahmslosen Tötungsverbots in Konflikt mit der Verfassung. Dem Gesetzgeber ist 
aus Gründen der Rechtssicherheit zu empfehlen, diese Fallkonstellation gesetzlich 
zu regeln und vom Tötungsunrecht auszunehmen. Durch eine gesetzliche Regelung 
lässt sich zudem einer Aushöhlung des Anwendungsbereichs des § 216 StGB entgegen
wirken. 

	 b)	 Im Weiteren bedarf es jedoch eines legislativen Schutzkonzepts zur Gewährleistung 
eines hinreichenden Autonomie- und Lebensschutzes (→ IV. 3.). Die Einhaltung der 
Vorgaben dieses Schutzkonzepts sollte Voraussetzung für die Umsetzung der Ent-
scheidung der betroffenen Person sein, aus dem Leben zu scheiden. 

IV. 

1.	 Der Gesetzgeber sollte die Suizidhilfe regulieren. Ein Regulierungsbedarf besteht aus 
mehreren Gründen: Ärzte, die Suizidhilfe leisten, setzen sich derzeit wegen der fehlenden 
Regulierung beachtlichen Strafbarkeitsrisiken aus. Diese Risiken können sich negativ auf 
die Auswahl der Personen auswirken, die bereit sind, Suizidassistenz zu leisten. Damit 
gehen Gefahren für Autonomie- und Lebensschutz sterbewilliger Personen einher. Sterbe
willigen Personen mit freiverantwortlichem Suizidentschluss wird es zudem erschwert, 
vertrauenswürdige und integre Ärzte zu finden, die diese Aufgabe übernehmen. 

2.	 Der Gesetzgeber hat nach den Vorgaben des BVerfG mehrere Regulierungsoptionen. 
	 a)	 Hierzu gehört auch der Einsatz des Strafrechts. Die Einführung einer neuen straf-

rechtlichen Verbotsnorm ist abzulehnen. Die Mitwirkung an Suiziden, die nicht frei-
verantwortlich sind, ist bereits nach derzeitiger Rechtslage regelmäßig strafbar. Der 
Gesetzgeber sollte den Fokus daher auf Prävention und nicht auf Repression legen. 

	 b)	 Dem Gesetzgeber ist die Einführung eines verfahrensrechtlichen Schutzkonzepts zu 
empfehlen. Ein solches Konzept ist zum Schutz von Autonomie und Leben sterbe-
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williger Personen grundsätzlich geeignet. Ziel sollte es sein, die Freiverantwortlich-
keit der Suizidentscheidung nach den Vorgaben des BVerfG zu gewährleisten. Der 
vom BVerfG vorgegebene erhöhte Freiverantwortlichkeitsmaßstab ist in der Sache 
angemessen. Daher sollten diese Anforderungen an die Freiverantwortlichkeit einer 
Suizidentscheidung von Gesetzgebung und Rechtsprechung übernommen werden. 

3.	 Die Kernelemente eines verfahrensrechtlichen Schutzkonzepts sind den Vorgaben des 
BVerfG entsprechend: Beratung bzw. Aufklärung, Feststellung der Freiverantwortlich-
keit, Regelungen zum zeitlichen Ablauf und zur Durchführung der Suizidassistenz. 

	 a)	 Eine umfassende Beratung bzw. Aufklärung ist unverzichtbare Voraussetzung, um 
eine freiverantwortliche Suizidentscheidung zu ermöglichen. Beratung und Auf
klärung sollten von Personen durchgeführt werden, die auf dem jeweiligen Gebiet hin-
reichend qualifiziert sind. Sie dürfen den Sterbewilligen nicht bevormunden. Daher 
müssen Beratung bzw. Aufklärung ergebnisoffen sein. Der Inhalt des Beratungs- bzw. 
Aufklärungsgesprächs ist zu dokumentieren. Das Dokument ist der sterbewilligen 
Person auszuhändigen. 

	 b)	 Die Freiverantwortlichkeit des Suizidentschlusses sollte regelmäßig von einem Fach-
arzt für Psychiatrie und Psychotherapie begutachtet werden. Bei Personen, bei denen 
der Verdacht auf eine psychische Störung besteht, eine psychische Störung vorliegt, 
sowie bei Personen in Lebenskrisen sollte die Prüfung der Freiverantwortlichkeit 
zwingend von einem solchen Facharzt vorgenommen werden. 

		  Darüber hinaus ist eine Begutachtung der Freiverantwortlichkeit des Sterbewunsches 
durch einen Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie im Regelfall vorzusehen. 
Hierfür spricht vor allem, dass psychische Störungen (wie insbesondere Depressionen) 
von anderen Ärzten nicht zuverlässig erkannt werden und dass Fachärzte für Psychiat-
rie und Psychotherapie in der Gesprächsführung mit Personen mit Sterbewunsch am 
besten geschult sind. Das Gutachten über die Feststellung der Freiverantwortlichkeit 
des Suizidentschlusses ist dem Sterbewilligen auszuhändigen. 

	 c)	 Die Unterstützung beim Suizid sollte ebenfalls durch hinreichend qualifizierte 
Personen, also geeignete Fachärzte, erfolgen. Vor Durchführung der Suizidassistenz 
sollten sie insbesondere die Einwilligungsfähigkeit der Person sowie die Dokumente 
über die Beratung sowie die Begutachtung der Freiverantwortlichkeit prüfen. Die 
Durchführung der Suizidassistenz ist zu dokumentieren. 

	 d)	 Der Gesetzgeber sollte sicherstellen, dass sterbewillige Personen das geeignetste Prä
parat erhalten können. Der Suizid sollte möglichst schmerzfrei und risikoarm voll-
zogen werden können. Sofern Natrium-Pentobarbital das am besten geeignete Mittel 
hierfür sein sollte, sind Anpassungen des Betäubungsmittelgesetzes vorzunehmen. 
Denn Strafbarkeitsrisiken für Ärzte bei der Verschreibung von Betäubungsmitteln 
sollten vermieden werden. 

		  Um Missbrauchsgefahren vorzubeugen, sollte davon abgesehen werden, die tödliche 
Substanz an den Sterbewilligen auszuhändigen. Das Betäubungsmittel sollte unter 
Anleitung und Aufsicht eines fachlich qualifizierten Arztes vom Sterbewilligen ange-
wendet werden. 
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	 e)	 Die drei Verfahrensschritte – Beratung bzw. Aufklärung, Begutachtung der Frei-
verantwortlichkeit und Unterstützung beim Suizid – sind von unterschiedlichen 
Personen durchzuführen. Diese Personen sollten persönlich, wirtschaftlich und orga-
nisatorisch voneinander unabhängig sein. 

	 f)	 Bei Bedarf kann der Gesetzgeber weitere Kontrollmechanismen vorsehen. Hilfreich 
dürfte es insoweit insbesondere sein, eine Prüfungskommission einzusetzen, die ex 
ante, also vor der Durchführung der Suizidassistenz, die Dokumente auf Vollständig-
keit, Regelkonformität und Plausibilität prüft. Hierfür reicht es, wenn die Kommis-
sion mit zwei fachlich in diesem Bereich qualifizierten Personen besetzt ist, einem 
Arzt und einem Juristen. 

	 g)	 Der Gesetzgeber sollte im Rahmen des Schutzkonzepts flankierende Regeln einfüh-
ren. Dazu gehören u. a. Berichts- und Meldepflichten sowie Werbe- und Kommerzia
lisierungsverbote. 

	 h)	 Es ist gegenwärtig nicht zu empfehlen, Sterbehilfeorganisationen gänzlich zu verbie-
ten. Es ist schon nicht ersichtlich, wie sterbewillige Personen mit freiverantwortlichem 
Suizidentschluss ohne deren Unterstützung Zugang zu Ärzten finden könnten, die 
bereit sind, beim Suizid zu assistieren. Die Tätigkeit der Sterbehilfevereine ist aber von 
einem verwaltungsrechtlichen Zulassungsverfahren abhängig zu machen. 

Thesen zum Referat von Generalstaatsanwalt Prof. Dr. Ralf Peter Anders, 
Schleswig / Hamburg

I.	 Zum vorpositiven Verbot der widersprüchlichen Verfügung über die eigene Person

1.	 Das BVerfG hat sich in seinem „Suizidhilfe“-Urteil nur konzise mit der vorpositiven Posi-
tion eines rechtlichen Verbots der Entäußerung von Leib und Leben des Suizidwilligen 
und dessen möglichen Konsequenzen für die Assistierenden eines Suizids auseinander-
gesetzt, sondern diese Fragen im Rahmen der Ausschärfung des Menschenwürdebegriffs 
vornehmlich moralphilosophisch abgehandelt.

2.	 Einem solchen vorpositiven Ansatz der Unveräußerlichkeit der Person liegt zugrunde, dass 
Rechtsakten, welche die konstitutiven Bedingungen von Personalität veräußern, rechtlich 
keine Verbindlichkeit zukommen kann. Selbstpreisgabe und Depersonalisierung würden, 
wie das Sklavereiverbot zeigt, das Grundverhältnis von Personalität, das darin liegt, dass 
untrennbar mit der Person Verbundenes wie etwa das Leben, nicht Gegenstand von 
Rechten Anderer sein kann, aufheben. Es wäre daher widersprüchlich, trotz Einwilligung 
des Sterbewilligen die Übertragung der Ausführung der Tötung an eine andere Person als 
autonom-selbstständiges Handeln mit rechtlicher Anerkennung zu versehen, da mit ihr 
die Selbstbestimmungsfähigkeit vollständig negiert würde. 
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3.	 Dem Problem der autonomen Einwilligung in die Selbsttötung, welche von der unzu
lässigen Selbstveräußerung an eine andere Person dispensieren könnte, versucht die auf 
eine Kant-Exegese gestützte These einer Rechtspflicht gegen sich selbst (auch: intraper-
sonale Rechtspflicht) zu begegnen. Diese kann indes keine rechtliche Pflicht gegen sich 
selbst im Sinne eines Selbsttötungsverbots begründen, da sie eine für ein Rechtsverhältnis 
konstitutive (Zwangs-)Durchsetzungsbefugnis gegen den einzelnen Sterbewilligen 
zur Verhinderung seines Unterfangens – obschon eine solche in tatsächlicher Hinsicht 
denkbar wäre – nicht vorsieht. Mangels Zwangsbewehrung liegt im lediglich intraperso-
nalen Selbstbezug daher nur eine Tugendpflicht gegen sich selbst vor; das bloße Selbstver-
hältnis kann nicht in das Recht einbezogen werden.

4.	 Die These einer Pflicht gegen sich selbst ist jedoch der nucleus einer deontologischen 
Auffassung, nach der eine Fremdhandlung im Falle einer beabsichtigten Selbsttötung 
grundsätzlich rechtlich untersagt ist. Aus der selbstbezüglichen Tugendpflicht wird erst 
im interpersonalen Verhältnis im Grundsatz eine zwangsbewehrte Rechtspflicht des 
Anderen, es zu unterlassen, an der Selbsttötung eines Sterbewilligen mitzuwirken. Das 
mag als paternalistisch bezeichnet werden, ist aber einer vorpositiven Rechtsbegründung, 
welche den selbstbestimmten Einzelnen als (Mit-)Konstituenten von rechtlicher Allge-
meinheit begreift, eingeschrieben. Ausgenommen von diesem Fremdbestimmungsverbot 
sind einerseits einer (Tugend-)Pflicht gegen sich selbst entsprechende, sich in den Grenzen 
des ethisch-pragmatischen Selbstverhältnisses bewegende Wahl einer würdigen Lebens-
alternative in Krankheit und im Sterben, d.h. der Behandlungsabbruch als aktive und 
passive Begrenzung oder Beendigung einer lebenserhaltenden oder lebensverlängernden 
Maßnahme im Einklang mit dem Patientenwillen sowie die Fälle der indirekten Ster-
behilfe, und andererseits die aktive Tötung einer vom Extremfall unausweichlicher Not 
betroffenen Person, die exemt zu verantworten ist. 

5.	 In einer weitgehenden, strengen Auslegung könnte diese These jedoch auch die nicht tat-
herrschaftliche Assistenz zur eigenverantwortlichen Selbsttötung außerhalb der unter I. 4. 
mit Blick auf den sterbenden oder todkranken Menschen genannten Fälle des Behand-
lungsabbruchs sowie der indirekten Sterbehilfe (Fälle der Suizidhilfe) in (straf-)rechtlicher 
Hinsicht verbieten. Sie wäre in dieser Ausprägung aber nicht mit dem dem Verbrechensbe-
griff inhärenten und dem positiven Strafrecht zugrunde liegenden Gebot der Straflosigkeit 
der eigenverantwortlichen Selbstschädigung sowie der nicht tatherrschaftlichen Beteili-
gung daran in Einklang zu bringen, und würde zudem mittelbar ein Gebot der Selbsterhal-
tung und -optimierung postulieren, für das es weder positiv-rechtlich einen Anhalt noch 
vorpositiv eine Legitimationsgrundlage gibt. 

6.	 Im Ergebnis besteht daher insoweit kein Widerspruch zwischen dem vorpositiven Verbot 
der widersprüchlichen Verfügung über die eigene Person und dem vom BVerfG in seinem 
„Suizidhilfe“-Urteil aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht deduzierten „Recht auf 
selbstbestimmtes Sterben“, weil die nicht tatherrschaftliche Beteiligung am eigenverant-
wortlichen Suizid auch außerhalb der Fälle des Moribunden nach dem rechtsphiloso
phischen Ansatz der Unveräußerlichkeit der Person im hier dargelegten Verständnis kein 
Unrechtshandeln des Assistierenden begründen würde.
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II.	 Zum Reformbedarf des § 216 StGB (Tötung auf Verlangen)

1.	 Aus dem „Suizidhilfe“-Urteil des BVerfG folgt ein erhöhter Druck mit Blick auf die Legi-
timation des § 216 StGB. Nach dem Urteil ist das Recht des zur freien Selbstbestimmung 
und Eigenverantwortung fähigen Menschen, sich das Leben zu nehmen, vom Gewähr
leistungsgehalt des allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Art. 2 Abs. 1 GG i.V. m. Art. 1 
Abs. 1 GG) umfasst („Ausprägung als Recht auf selbstbestimmtes Sterben“). Dieses Recht 
könnte jedenfalls vom Wortlaut her auch die Freiheit umfassen, gegenüber einem Dritten 
auf den Schutz des eigenen Lebens zu verzichten und ihn daher zur Tötung zu veranlassen.

2.	 Soweit das BVerfG materielles Strafrecht überprüft, ist seine Spruchpraxis hinsichtlich 
der Feststellung von Verstößen gegen Grundrechte zurückhaltend. Der Katalog der 
vom BVerfG angewandten Prüfungskriterien – die Kernbereichsbetroffenheit privater 
Lebensgestaltung, in formaler Hinsicht die gesetzliche Grundlage für den Eingriff sowie 
in materialer Hinsicht dessen Verhältnismäßigkeit – ist eingegrenzt und wirkt nur in Aus-
nahmefällen – etwa mit Blick auf § 217 StGB a.F. – entkriminalisierend, weil das BVerfG 
dem Gesetzgeber einen weiten Einschätzungsspielraum zugesteht und die strafrechtliche 
Rechtsgutslehre unbeachtet lässt. Legitimationsfragen des § 216 StGB können so mit Hilfe 
(vorlegislatorischer) Impulse insbesondere der systemtranszendenten Rechtsgutslehre 
nicht gelöst werden; gerade ihr kritisches Potential gegenüber überindividuellen Rechts
gütern wird nicht fruchtbar gemacht. 

3.	 Es kann aus verfassungsrechtlicher Perspektive jedenfalls im Ergebnis dahinstehen, ob das 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben auch die Fremdtötung im Sinne des § 216 StGB erfasst. 
Selbst wenn dies so sein sollte, wäre der Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
durch § 216 StGB nach den vom BVerfG aufgestellten Rechtfertigungsanforderungen, ins-
besondere vor dem Hintergrund bislang empirisch nicht voll belastbarer Daten, verhält-
nismäßig. Die wesentlichen, zur Straflegitimation des § 216 StGB vertretenen Regelungs-
ziele wären, gemessen am Maßstab der strikten Verhältnismäßigkeit, sowohl geeignet und 
erforderlich, um legitime Zwecke zu erreichen, die das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
wirksam einschränken könnten. Dies gilt insbesondere zum einen für überindividuelle 
Legitimationsansätze wie die eines erwarteten „Dammbruchs“, die Tabuisierung der 
Tötung, dem Entgegenwirken einer generellen Erosion des Tötungsverbots, möglicher 
Beweisschwierigkeiten und zum zweiten für auf individuelle Rechtsgüter zugeschnittene 
Rechtfertigungslösungen wie eines Übereilungsschutzes, der „Hemmschwellentheorie“, 
der Absicherung der Zwecksetzung des Sterbewilligen sowie des Schutzes vor der abstrak-
ten Gefahr fremdverantwortlicher Lebensbeendigung aufgrund irrtümlich verkannter 
Willensdefizite des die Tötung Verlangenden. Die genannten Regelungszwecke würden 
den verfassungsrechtlich anerkannten Zwecken des Schutzes der Selbstbestimmung des 
Einzelnen über sein Leben und hierdurch des Lebens als solchem sowie der Verhinderung 
einer Etablierung des Suizids in der Gesellschaft als normale Form der Lebensbeendigung 
dienen. Die mit diesen Regelungszielen verbundene Einschränkung wäre schließlich 
auch angemessen, da die nicht tatherrschaftliche Beteiligung am eigenverantwortlichen 
Suizid eine realisierbare Alternative zu einer Tötung auf Verlangen darstellen würde. 
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4.	 Die aus dem „Suizidhilfe“-Urteil des BVerfG nicht zu folgernde (Gesamt-)Verfassungs-
widrigkeit des § 216 StGB belässt dem Gesetzgeber jedoch die Möglichkeit einer Ent
kriminalisierung der Tötung auf Verlangen. Es ist daher (weiterhin) zu fragen, ob es für die 
Strafnorm des § 216 StGB einen tragfähigen legitimierenden Begründungsansatz gibt.

5.	 Die Strafunrechtslegitimation des § 216 StGB gründet auf dem vorpositiven Ansatz der 
Unveräußerlichkeit der Person (vgl. I. 2., 4.). Zum einen erweisen sich die bisherigen Auf-
fassungen einer Legitimation des § 216 StGB als wenig tragfähig: Sie verfallen entweder 
der Kritik einer empirisch-kontingenten Unwägbarkeit oder aber der Instrumentalisie-
rung des Einzelnen durch nicht an die Rechtsperson hinreichend zurückgebundene, im 
Wesentlichen generalpräventive Zielsetzungen. Zum zweiten vermag es allein die Argu-
mentation über das Selbstverfügungsverbot, die unterschiedliche rechtliche Kategorialität 
von Suizidteilnahme und Tötung auf Verlangen hinreichend zu erklären. Sie würde zum 
dritten der Kritik einer systemtranszendenten Rechtsgutslehre entgehen, da das Verbot 
der Selbstveräußerung nicht durch ein überindividuell-abstraktes Rechtsgut konturiert 
würde, sondern die Strafunrechtskonstitution auf jeweils freier und selbstbestimmter 
Rechtspersonalität des Einzelnen fußt. 

6.	 Der Ansatz des Selbstveräußerungsverbots wäre auch verfassungsrechtlich anschlussfähig. 
Das Gebot der Unveräußerlichkeit der Person, mithin das Fremdbestimmungsverbot, 
könnte in das allgemeine Persönlichkeitsrecht integriert werden. Verfassungsrecht
sprechung und -wissenschaft wären so vor die Aufgabe gestellt, das Unantastbare der 
Person über den Menschenwürdebegriff auszuschärfen. Wie die Gewissheit über das 
Verbot der Sklaverei zeigt, wäre diese Aufgabe nicht unlösbar. Daraus folgt, dass ein derart 
konturiertes allgemeines Persönlichkeitsrecht auf selbstbestimmtes Sterben die Tötung 
auf Verlangen nicht erfassen würde, sodass es im Weiteren auf Verhältnismäßigkeits
erwägungen des Eingriffs nicht ankommen würde. 

7.	 Legislatorisch sind die Fälle aus dem Regelungsbereich des § 216 StGB auszunehmen, in 
denen der Sterbewillige aufgrund einer schwerwiegenden Krankheit derart körperlich ein-
geschränkt ist, dass er nicht in der Lage ist, den Sterbewunsch eigenhändig umzusetzen, da 
eine bislang in diesen Fällen praktizierte verfassungskonforme Auslegung des § 216 StGB 
keine hinreichende Rechtssicherheit für den Ausführenden zu geben vermag. Es bedarf 
zudem für diese Fälle eines prozeduralen Schutzkonzepts.

8.	 Die Reformulierung des § 216 StGB sollte aus Gründen der Rechtssicherheit zudem alle 
anderen Fälle des aktiven Handelns eines Anderen, in denen bislang richterrechtlich 
im Wege verfassungskonformer Auslegung eine Strafbarkeit nach § 216 StGB verneint 
worden ist, also Fälle des aktiven Behandlungsabbruchs sowie der behandlungsbezogenen 
indirekten aktiven Sterbehilfe, mitumfassen und von der Strafbarkeit ausnehmen. 
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Thesen zum Referat von Prof. Dr. med. Jan Schildmann, Halle

I.
Der Gesetzgeber sollte das Verfahren der Beratung und Beurteilung der Freiverantwortlich-
keit im Kontext des assistierten Suizids gesetzlich regeln, um sicherzustellen, dass sowohl dem 
Grundrecht auf Leben als auch dem Recht auf selbstbestimmtes Sterben angemessen Rech-
nung getragen wird. 
1.	 Eine Beratung zur Suizidassistenz und den jeweils bestehenden Handlungsalternativen 

muss verpflichtend durchgeführt und dokumentiert werden. Aus der Dokumentation 
sollen die erörterten Handlungsoptionen sowie die fachliche Qualifikation der beratenden 
Person hervorgehen. Die Dokumentation muss der beratenen Person im Nachgang zur 
Beratung ausgehändigt werden und zum Zweck der Meldung in einem Register von der 
beratenden Person vorgehalten werden.

2.	 Die Beurteilung der Freiverantwortlichkeit muss an wenigstens zwei Zeitpunkten 
erfolgen. Zur Feststellung des Kriteriums der Dauerhaftigkeit sollte die Beurteilung der 
Freiverantwortlichkeit in einem zeitlichen Mindestabstand von 4 Wochen durchgeführt 
werden. In Abhängigkeit vom Hintergrund für den Wunsch nach Suizidassistenz kann 
der erforderliche zeitliche Abstand zur Feststellung von Dauerhaftigkeit und innerer 
Festigkeit auch einen längeren Zeitraum umfassen. Ein zeitlicher Abstand von weniger als 
vier Wochen muss begründet werden. 

3.	 Die Beurteilung der Freiverantwortlichkeit muss von hierfür qualifizierten Personen 
durchgeführt und dokumentiert werden. Die Mindestqualifikation orientiert sich an not-
wendigen Kompetenzen zur Beurteilung der Einwilligungsfähigkeit bei Entscheidungen 
über medizinische Verfahren. Die Dokumentation aus der Beratung muss für die Beur-
teilung der Freiverantwortlichkeit vorliegen. Die wenigstens zwei Beurteilungstermine 
müssen durch organisatorisch und wirtschaftlich unabhängige Personen gestaltet werden. 

4.	 Bei Hinweisen auf eine die Freiverantwortlichkeit beeinträchtigende psychische Erkran-
kung muss wenigstens ein Termin zur Beurteilung der Freiverantwortlichkeit durch eine 
Person mit einer fachärztlichen Qualifikation für psychische Gesundheit oder psycholo-
gische Psychotherapie erfolgen. Bei unterschiedlichen Ergebnissen der Beurteilung der 
Freiverantwortlichkeit muss eine multidisziplinäre Falldiskussion erfolgen.

5.	 Die Dokumentation muss der Person, deren Freiverantwortlichkeit beurteilt wurde, im 
Nachgang ausgehändigt werden und zum Zweck der Meldung in einem Register von der 
beurteilenden Person vorgehalten werden.

6.	 Die an der Beratung beziehungsweise Beurteilung der Freiverantwortlichkeit Beteiligten 
müssen jährlich an thematisch relevanten Fortbildungsveranstaltungen im Umfang von 
wenigstens 8 Unterrichtseinheiten teilnehmen.
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II.
Der Gesetzgeber sollte ein Register zur Dokumentation aller Fälle der Suizidassistenz einfüh-
ren und Meldungen zu diesem Register verpflichtend vorschreiben. 
1.	 Alle Fälle der Suizidassistenz sind verpflichtend in einem durch das Bundesministerium 

für Gesundheit oder eine beauftragte Einrichtung verwalteten elektronischen Portal zu 
melden. 

2.	 Die Dokumentation aus dem Beratungsgespräch(en) sowie der Beurteilung der Freiverant-
wortlichkeit muss im Rahmen der Meldung in das Register eingestellt werden. 

3.	 Die Auswertung und Berichterstattung erfolgt jährlich in einer ständigen durch das 
Bundesministerium der Justiz einberufenen Kommission unter Beteiligung von mindes
tens einer Expertin/einem Experten aus Ethik, Palliativmedizin, Pflege, Psychiatrie 
oder Psychotherapie, Recht, Suizidprävention, Suizidassistenz sowie eines Laien. Weitere 
Personen können in die Arbeitsgruppe berufen werden. 

4.	 Die anonymisierten Daten aus dem Register werden nach Veröffentlichung des jährlichen 
Berichts kostenfrei und öffentlich zur Verfügung gestellt.

III.
Einrichtungen der stationären Gesundheitsversorgung und Pflege müssen ein schriftliches 
Konzept zum Umgang mit Anfragen nach Suizidassistenz vorlegen.
1.	 Patient:innen und Bewohner:innen müssen bei Anfragen nach Suizidassistenz – auch in 

den Räumlichkeiten der jeweiligen Einrichtung – Zugang zur Beratung und zur Beur
teilung der Freiverantwortlichkeit haben.

2.	 Falls eine Suizidassistenz in den Räumlichkeiten von den Betreiber:innen in der Regel 
nicht gestattet wird, muss ein Procedere für die Gestaltung der Suizidassistenz fest
geschrieben werden, das sicherstellt, dass das Recht auf selbstbestimmtes Sterben auch in 
diesen Fällen respektiert wird.

Thesen zum Referat von Prof. Dr. med. Bettina Schöne-Seifert, Münster

1.	 Grundsätzliches

These 1: Der Gesetzgeber sollte die rechtlichen Voraussetzungen der verschiedenen Formen 
selbstbestimmten Sterbens systematisch, begrifflich präzise und normativ kohärent regeln.

2.	 Therapiebegrenzung aufgrund einer Patientenverfügung im PDPI-Fall

These 2.1: Eine präzise Patientenverfügung, die ein späteres, nach außen zufrieden wirkendes 
Leben mit schwerer Demenz ausdrücklich erfasst, ist auch in dieser Situation verbindlich.

3.	 Regelung der Suizidhilfe de lege ferenda 

These 3.1: Die Voraussetzungen zulässiger Suizidhilfe sollten in einem Gesetz außerhalb des 
Strafgesetzbuchs geregelt werden.
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These 3.2: Zur Sicherung der Freiverantwortlichkeit sollten grundsätzlich folgende Verfah-
rensanforderungen gelten:
3.2.1: Eine verpflichtende Beratung über mögliche Alternativen zum Suizid;
3.2.2: Eine fachlich qualifizierte Prüfung der Freiverantwortlichkeit in mindestens zwei 

Gesprächen mit angemessenem zeitlichem Abstand;
3.2.3: Eine Prüfung nach dem Vieraugenprinzip;
3.2.4: Eine fachpsychiatrische Abklärung bei konkreten Hinweisen auf eine psychisch 

bedingte Einschränkung der Freiverantwortlichkeit;
3.2.5: Eine Dokumentation der geleisteten Suizidhilfe und der Prüfung der Freiverant-

wortlichkeit.
3.2.6: Von den Anforderungen nach 3.2.1 bis 3.2.3 sollte in begründeten Ausnahmefällen 

abgesehen werden können.
These 3.3: Eine Zunahme der Suizidhilfe ist nicht bereits als solche ein Alarmzeichen;  

sie kann auch Ausdruck der tatsächlichen Wahrnehmung grundrechtlich geschützter 
Selbstbestimmung sein.

These 3.4: Die Prüfung der Freiverantwortlichkeit darf weder zu einer generellen Patholo
gisierung von Suizidwünschen noch zu einer regelhaften fachpsychiatrischen Begut
achtung führen.

4.	 Freiwilliger Verzicht auf Nahrung und Flüssigkeit

These 4.1: Die ärztliche und pflegerische Begleitung eines freiverantwortlich beschlossenen 
Verzichts auf Nahrung und Flüssigkeit ist rechtlich zulässig.

These 4.2: Medizinisch indizierte Maßnahmen zur Linderung der dabei auftretenden 
Beschwerden gehören zu den professionellen Pflichten.

5.	 Tötung auf Verlangen (§ 216 StGB)

These 5.1: § 216 StGB sollte um eng begrenzte Ausnahmen für Fälle ergänzt werden, in denen
	 a)	 eine freiverantwortlich in Anspruch genommene Suizidhilfe zu misslingen droht und 

im Einklang mit dem fortbestehenden Sterbewunsch aktiv zu Ende geführt wird oder
	 b)	 die betroffene Person den letzten zum Tod führenden Akt aufgrund krankheits

bedingter Einschränkungen nicht oder nur mithilfe einer für sie unzumutbaren tech-
nischen Vorrichtung selbst vornehmen kann.
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Thesen zum Referat von Präsidentin der Caritas Eva Maria Welskop-Deffaa, 
Freiburg i. Br.

1.	 Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber in seinem Urteil vom 26. Februar 
2020 nahegelegt, zur Regulierung der Suizidassistenz ein legislatives Schutzkonzept 
zu entwickeln (RdNr. 338 ff.), lässt aber offen, welche Gesetze dafür besonders in Frage 
kommen. Das Strafrecht ist keinesfalls automatisch außen vor: das Gericht erklärte § 217 
StGB für nichtig, weil es zur Überzeugung kam, dass die Regelung es dem Suizidwilligen 
faktisch unmöglich machte, Suizidhilfe in Anspruch zu nehmen. Die Regelung eines legis-
lativen Schutzkonzepts im Strafrecht hielt es mit Blick auf die Bedeutung der zu schüt-
zenden Rechtsgüter für möglich (RdNr. 268 ff.). Das Bundesverfassungsgericht bekräf-
tigt in seiner Entscheidung die Bedeutung des Strafrechts zum Schutz des menschlichen 
Lebens.

2.	 Das Bundesverfassungsgericht betont: Niemand kann verpflichtet werden, Suizidhilfe 
zu leisten (Leitsatz 6, RdNrn. 289, 342). Die Möglichkeiten, jede Form der Mitwirkung 
beim Suizid für den eigenen Handlungsbereich auszuschließen, sind individuell, aber auch 
berufs- und einrichtungsbezogen abzusichern. Die anstehende Gesetzgebung sollte dies 
zur Klarstellung ausdrücklich regeln.

3.	 Die Vielfalt der Träger von Einrichtungen und Diensten, in denen die Menschen betreut 
werden, die in besonderem Maße von Todessehnsucht oder Sterbewünschen betroffen 
sind, muss gewahrt werden. Unterschiedliche (religiöse) Haltungen zum persönlichen 
Verfügungsrecht über das eigene Leben sind zu respektieren. In Verträgen zwischen 
Kostenträgern und Leistungserbringern darf die Verfügbarkeit von Suizidassistenz in 
der Einrichtung nicht zur Voraussetzung für die Anerkennung oder Refinanzierung von 
sozialen Dienstleistungen gemacht werden.

4.	 Das Bundesverfassungsgericht betont, dass der Gesetzgeber Entwicklungen entgegen
steuern darf, die soziale Pressionen befördern, sich das Leben zu nehmen. 

	 Der „Druck“, von dem das Bundesverfassungsgericht schreibt, dass er unbedingt vermie-
den werden muss (RdNr. 235: „soziale Pressionen“) – auch der Druck nämlich, sich mit den 
Angeboten der Suizidassistenz auch nur auseinandersetzen zu müssen – ist nur begrenzt 
mit Mitteln des Strafrechts abzuwenden. Es sind daher aktiv Vorkehrungen zu treffen, 
dass Menschen in schweren Lebenslagen nicht in die Situation gebracht werden, sich mit 
Angeboten der Suizidassistenz „auch nur näher befassen oder sich hierzu explizit verhalten 
zu müssen“ (RdNr. 235). 

	 Es wird entscheidend darauf ankommen, Werbeverbote wirksam durchzusetzen, vor 
allem auch im Internet. Diese sind u. a. an zeitgemäßen Anforderungen des Jugend
medienschutzes auszurichten.

5.	 Die Suizidforschung weist auf Risikofaktoren hin, die suizidale Handlungen begünstigen. 
Suizidprävention zielt darauf, gerade diese Risikofaktoren zu minimieren; diese präven-
tiven Anstrengungen gilt es zu stärken. Ein wichtiger Bereich von Suizidprävention ist die 
Methodenrestriktion. Sie ist nicht nur eine zulässige, sondern auch eine notwendige Form 
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der Suizidprävention. Sie zielgruppenspezifisch auszubauen, gehört zu den herausragenden 
Aufgaben des Sozialstaats. Dabei ist unter Methodenrestriktion generell eine Präventions
maßnahme zu verstehen, die den Zugang zu todbringenden Mitteln erschwert. Dazu 
gehören u. a. die Regulierung der Packungsgröße von Betäubungsmitteln im Arzneimittel-
recht und die verpflichtende Sicherung von (Suizid-)Hotspots (Bahnübergänge, Brücken, 
Aussichtsplattformen etc.).

6.	 Die Suizidforschung macht auf erhebliche (z. B. alters- und geschlechtsspezifische) Unter-
schiede bei den Methodenentscheidungen Suizidwilliger aufmerksam. Suizidassistenz 
nehmen Menschen in Anspruch, die im Durchschnitt älter als 75 Jahre alt sind, zu über 
60 Prozent Frauen; bei nicht-assistierten Suiziden sind es 75 Prozent Männer und nur 
25 Prozent Frauen.

	 Die leichtere Verfügbarkeit von Suizidassistenz und steigende Zahlen assistierter Suizide 
führen i.d.R. nicht zum Rückgang von nicht-assistierten Suiziden.

	 Die Motive für die Inanspruchnahme von Suizidassistenz sind offenbar von denen zu 
unterscheiden, die Gedanken an einen nicht-assistierten Suizid in Gang setzen. Die Sorge 
vor dem Verlust von Selbstbestimmung und Selbstständigkeit und die Angst vor Einsam-
keit spielen bei der Inanspruchnahme von Suizidassistenz offenbar eine größere Rolle, 
ebenso die Angst, der Familie oder der Gesellschaft zur Last zu fallen. Die Suizidforschung 
erkennt bei assistierten Suiziden auch den sog. Werther-Effekt: Das Wissen um einen assis-
tierten Suizid in der eigenen Umgebung lässt den Wunsch nach der Inanspruchnahme von 
Suizidassistenz entstehen oder wachsen.

	 Auch in Bezug auf Wünsche nach Suizidassistenz sind geeignete Mittel/Formen der Sui-
zidprävention einschließlich der Methodenrestriktion vorzusehen. 

7.	 Ein legislatives Schutzkonzept muss den Maßnahmen der Suizidprävention weiten Raum 
geben und Erkenntnisse der Suizidologie berücksichtigen.

8.	 An die Feststellung der Freiverantwortlichkeit – ein hehres Konzept mit voraussetzungs-
vollen Annahmen – sind im Kontext des assistierten Suizids sehr hohe Anforderungen zu 
stellen. 

	 Freiverantwortlichkeit ist im Licht der Schwere und existentiellen Endgültigkeit der 
Entscheidung für die Inanspruchnahme von Suizidassistenz zu beurteilen. Die hohen 
Anforderungen betreffen bei einem Wunsch nach assistiertem Suizid nicht nur die Festig-
keit der Entscheidung. Angesichts der Endgültigkeit der Entscheidung und angesichts der 
Langwierigkeit von seelischen Heilungsprozessen sollte ein legislatives Schutzkonzept 
Wartefristen von mindestens 6 Monaten vorsehen. Es ist (den Aussagen des Bundesver
fassungsgerichts in RdNr. 242 und der Gutachterin auf S. 45 folgend) mindestens sicher
zustellen, dass die über Suizidassistenz nachdenkende Person Kenntnis von allen ent-
scheidungserheblichen Gesichtspunkten einschließlich der Aufklärung über Handlungs
alternativen und die Kenntnis aller erheblichen Umstände und Optionen erlangt. Dazu 
sind multiprofessionelle Beratung, mehrfache Beratungsgespräche mit ausreichenden 
zeitlichen Abständen und die notwendige fachärztliche Kompetenz hinzugezogener Ärzte 
von besonderer Bedeutung. Es ist prozedural die nötige Sicherheit zu schaffen, dass es keine 
unzulässige Einflussnahme und keinen Druck gibt, dass keine akute psychische Störung 
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vorliegt und ggf. bisher unbekannte psychische Störungen im Verfahren erkannt werden. 
Es muss ausgeschlossen werden, dass die Entscheidung auf der Grundlage von Fehlvorstel-
lungen, unrealistischen Annahmen oder grundlosen Ängsten getroffen wird. 

9.	 Die Vertragsgestaltung von Anbietern von Suizidassistenz muss strengen Anforderungen 
unterliegen. Verträge etwa, die Rabatte für Doppel-Assistenz bei gemeinsamem Suizid 
von Ehepartnern o. ä. vorsehen, müssen als sittenwidrig ausgeschlossen und bußgeldrecht
lich geahndet werden: Die Versuchung bzw. die Gefahr, sich durch Suizidgedanken eines 
Lebenspartners „anstecken“ zu lassen, ist ohnehin sehr groß, diese darf keinesfalls durch 
ökonomische Anreize verstärkt werden. Darüber hinaus könnte geregelt werden, dass 
bei gewünschter Suizidassistenz von Paaren eine besondere je individuelle Beratung vor
zusehen ist.

10.	 Suizide sind idR Ausdruck von Lebenskrisen oder Leid, deren Endlichkeit u.U. falsch 
eingeschätzt wird. Die Dauerhaftigkeit eines Suizidgedankens verlässlich zu überprü-
fen, gehört zu den zentralen Anforderungen eines legislativen Schutzkonzeptes. Daher 
müssen Anforderungen, die zwischen dem formulierten Suizidwunsch und der Inan-
spruchnahme von Suizidassistenz ausreichend Zeit vergehen lassen, Kern des legislativen 
Schutzkonzeptes sein. Diese verzögerte Verfügbarkeit von Suizidassistenz ist als das Mittel 
der Methodenrestriktion anzusehen, das spezifisch auf den Fall assistierten Suizids passt. 
Das legislative Schutzkonzept, das die Umsetzung einer Entscheidung für die Inanspruch-
nahme von Suizidassistenz verzögert, ist nicht Ausdruck eines rückwärtsgewandten 
Paternalismus, sondern sichert die Autonomie des Suizidwilligen, indem die Möglichkeit 
des Rücktritts von der Entscheidung für eine bestimmte Phase offengehalten wird.

11.	 Der Gesetzgeber sollte Menschen zutrauen, sich freiverantwortlich, vorausschauend und 
bewusst für eine Einrichtung der Altenhilfe/Eingliederungshilfe etc. zu entscheiden, 
in der die Inanspruchnahme von Suizidassistenz in der Einrichtung eingeschränkt oder 
(durch Leitbild o. ä.) ausgeschlossen ist. Der Rücktritt von der Entscheidung ist operativ 
abzusichern (z. B. durch Umzug in eine andere Einrichtung). 

12.	 Die mit dem demographischen Wandel hier und da sich verbindende Überzeugung, dass 
die Verfügbarkeit von Suizidassistenz der „gesellschaftliche Preis für Hochaltrigkeit“ 
sei – nach 95 Jahren müsse es „erlaubt“ sein, ein Weiterlebenmüssen zu beenden, bevor 
man krank, pflegebedürftig oder dement wird – verstärkt grundlegende gesellschaftliche 
Einstellungsänderungen, die schwer wieder rückgängig zu machen sind: Pflegebedürf-
tigkeit würde im persönlichen und gesellschaftlichen Verständnis sukzessive zu einer 
durch Suizid vermeidbaren Last, so wie heute schon ein behindertes Kind zu einer durch 
Pränataldiagnostik vermeidbaren gesellschaftlichen Last zu werden droht. „Imperfektes 
Leben“ muss wirksam vor der Zuschreibung geschützt werden, „unwertes Leben“ zu sein. 

13.	 Der Wirklichkeit von Angehörigen medizinischer und pflegerischer Berufe, aus der 
eigenen beruflichen Kompetenz heraus Entscheidungen über Leben und Tod treffen zu 
müssen und zu können, muss legislativ Rechnung getragen werden, indem einer mit dieser 
Wirklichkeit latent einhergehenden Hybris vorgebeugt wird. Ob Suizidassistenz zum 
zulässigen Aufgabenkatalog von Medizinern und Pflegepersonen gehören darf, ist daher 
gründlich zu prüfen und tendenziell abzulehnen. Das Trennungsgebot muss auch für 
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weitere Berufe gelten, wenn zwischen der Suizidassistenz suchenden und der sie anbieten
den Person ein besonderes Abhängigkeitsverhältnis gilt, wie etwa im Strafvollzug. 

	 Das gesetzliche Regelwerk muss Klarheit insbesondere für diejenigen schaffen, die tag-
täglich beruflich oder ehrenamtlich mit Menschen zu tun haben, die unter ihrem Leben, 
ihrer Krankheit oder sonstigen Beeinträchtigungen leiden (Alte, psychisch Kranke etc.). 
Unsicherheiten bezüglich dessen, was erlaubt ist und dessen, was zu Recht unter Strafe 
steht (aktive Sterbehilfe, unterlassene Hilfeleistung …), führen zu unnötigen Rigiditäten. 
Neben Ärzten und Pflegekräften sind dabei auch Menschen in den Blick zunehmen, die als 
rechtliche Betreuer eingesetzt sind. 

14.	 Die Ausgestaltung der gesetzlichen Pflege- und der Rentenversicherung muss die Phase der 
erheblichen Pflegebedürftigkeit und echten Erwerbsminderung besonders gut absichern, 
um die ökonomische Last der Pflege für die Familie abzufedern. Diejenigen, die emotional 
und durch ihre familiäre Pflegeleistung die Last der Sterbephase und der Pflegebedürftig-
keit eines Angehörigen tragen, dürfen nicht zugleich durch diese Phase ökonomisch erheb-
lich belastet werden, wenn es das Ziel ist, gesellschaftlicher Normalisierung von Suiziden 
im Alter und bei Pflegebedürftigkeit entgegenzuwirken.
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Öffentliches Recht

Bedingt abwehrbereit? – Ist unsere Rechtsordnung auf die Abwehr äußerer 
Bedrohungen ausreichend vorbereitet? 

Thesen zum Gutachten von Prof. Dr. Tristan Barczak, LL. M., Passau

1. 	 Hybride Bedrohungen fördern die Vulnerabilität einer liberalen Demokratie und ihrer 
ubiquitären Vernetzung zutage. Sie lassen sich nicht in das binäre Schwarz-Weiß „klas-
sischer“ Kriegsführung einsortieren, sondern bewegen sich im Graubereich zwischen 
Krieg und Frieden, Freund und Feind, ziviler und militärischer Mittel, staatlicher und 
privater Akteure, herkömmlicher und neuartiger Waffen. 

2. 	 Das Grundgesetz verfügt über ein mehrgliedriges System abgestufter Eskalation für den 
äußeren Notstand. Es denkt jedoch nicht hybride oder integriert, sondern in den Kate
gorien der Trennung von Bund und Ländern, von innerer und äußerer Sicherheit, von 
Polizeibehörden, Nachrichtendiensten und Streitkräften. Hybride Bedrohungen setzen 
in den „blinden Flecken“ der Verfassungsordnung an und treffen gerade die Schutzlücken, 
die die Sicherheitsarchitektur des Grundgesetzes offenbart. 

3.	 Bedeutsamer als das verfassungsrechtliche Notstandsinstrumentarium ist der Vorfeld-
bereich. Dieser bezieht sich auf diejenigen Regelungen, die sich über die gesamte Rechts-
ordnung verstreut finden und unabhängig von einer Feststellung des Verteidigungs- oder 
Spannungsfalls anwendbar sind. Er reicht vom Strafrecht über das Bau-, Umwelt- und 
Immissionsschutzrecht bis hin zu den Sicherstellungs- und Vorsorgegesetzen, wobei er 
administrative Formen der Verteidigungsplanung einschließt. 

4.	 Ein „Grundrecht auf Verteidigung“ kennt das Grundgesetz nicht. Ein solches Grund-
rechtsverständnis erhebt „Verteidigung“ zum Selbstzweck, versieht diesen mit einer verfas-
sungsrechtlichen Priorisierung gegenüber anderen Politikbereichen und präjudiziert den 
Ausgang verfassungsimmanenter Kollisionen. Von hier aus ist es nicht mehr weit zu einer 
verfassungsimmanenten Verteidigungspflicht aller Bürger (und Bürgerinnen), die das 
bisherige System aus gesetzesmediatisierter Wehrpflicht und dem Grundrecht auf Kriegs-
dienstverweigerung aus den Angeln höbe. 

5.	 Der individuelle Schutz vor kriegsbedingten Gefahren erfolgt nach Maßgabe bereichs-
spezifischer Grundrechte und in der Dimension grundrechtlicher Schutzpflichten. Diese 
treten neben die verfassungsrechtliche Grundentscheidung für eine wirksame militärische 
Landesverteidigung. Der Maßstab der grundrechtlichen Schutzpflichten einerseits und 
der Umfang des Verfassungsauftrags zur Verteidigung andererseits sind inhaltlich iden-
tisch: Aus beiden folgt lediglich ein Untermaßverbot, dem sich keine verfassungsrechtlich 
verbindliche, geschweige denn kommastellengenaue Antwort auf die Frage nach der not-
wendigen Sach- und Personalausstattung der Streitkräfte entnehmen lässt. 
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6.	 Vor dem Hintergrund hybrider, zunehmend vernetzter Bedrohungen im Graubereich 
zwischen Krieg und Frieden ist es unverzichtbar, ein gesamtheitliches Kontinuum der Ver-
teidigung zu etablieren sowie dessen ständige Fortschreibung und dynamische Anpassung 
an neue Herausforderungen zu institutionalisieren. Dabei erscheinen punktuelle Modifi
kationen zielführender als revolutionäre Neuentwürfe von Notstandsverfassungsrecht 
und Sicherheitsarchitektur. 

7.	 Bei der Zivilverteidigung handelt es sich um eine verfassungsrechtlich zugewiesene 
Bundeskompetenz, die jedoch – im Gegensatz zu den Streitkräften – nicht durch eine 
institutionelle Garantie abgesichert wird. Bedeutung und Rolle der zivilen Verteidigung 
im Rahmen der Gesamtverteidigung sind mit Blick auf hybride Bedrohungen neu zu 
bewerten, anzupassen und mit den Fähigkeiten und Mitteln der militärischen Verteidi-
gung in Einklang zu bringen. 

8.	 Eine grundgesetzliche Aufwertung der Zivilverteidigung durch die Verankerung in einer 
Einrichtungsgarantie erscheint verfassungspolitisch naheliegend. Systematisch würde 
sie sich bei Art. 87a GG einfügen, wobei im Falle einer Verfassungsänderung die Chance 
ergriffen werden sollte, militärische und zivile Verteidigung unter einem gemeinsamen 
Oberbegriff „Gesamtverteidigung“ zu konstitutionalisieren. 

9.	 Im Rahmen der Zivilverteidigung ist die Vorbereitung fach- und ebenenübergreifenden 
Staatshandelns auf den Eintritt eines Bündnis- oder Landesverteidigungsfalls als Worst-
Case-Szenario auszurichten. Dies gilt für die Gewährleistung der Funktionsfähigkeit 
staatlicher Organe, den Schutz Kritischer Infrastrukturen und die Abwehr von Spionage 
gleichermaßen. 

10.	 Die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze bilden einen zersplitterten Rechtsrahmen, der 
weder auf hybride Bedrohungen noch auf Angriffe unterhalb der Schwelle des Spannungs- 
oder Verteidigungsfalls ausgelegt ist. Eine Aktualisierung und Konsolidierung der ein-
schlägigen Rechtsgrundlagen erscheint vor diesem Hintergrund überfällig. Dazu gehören 
Regelungen über die Daten- und Gesundheitssicherstellung ebenso wie die Beschränkung 
ausländischer Mediendienste. 

11.	 Eine Kodifikation des einfachen Notstandsrechts erscheint nicht nur rechtspolitisch 
aussichtslos, sondern auch rechtssystematisch verfehlt: Es bestünde die Gefahr, dass das 
Streben nach Vereinheitlichung und Verklammerung auf Kosten der Kohärenz, Funktio-
nalität und Systemgerechtigkeit der einzelnen Teilbereiche ginge. Vollzugsdefizite wären 
vorprogrammiert. 

12.	 Die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze sind – soweit unter Verhältnismäßigkeits-
gesichtspunkten hinnehmbar – in größerem Umfang von der bestehenden Anwend-
barkeitssperre zu befreien und für den Vorfeldbereich zu öffnen. Abgesehen von dem 
Eskalationseffekt eines entsprechenden Freigabebeschlusses im Bundestag geht das 
Zweidrittelmehrheitserfordernis auf Kosten der Funktionsfähigkeit der Landes- und 
Bündnisverteidigung, zumal Sperrminoritäten gerade in politisch heiklen und ideologisch 
aufgeladenen oder aufladbaren Fragen zunehmend wahrscheinlich sind.
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 13.	 Eine sinnvolle rechtliche Ausgestaltung der Gesamtverteidigung muss einem Zentralisie-
rungsdrang widerstehen, der die Vorzüge eines dezentralen Bevölkerungsschutzes ausblen-
det. Gesamtverteidigung ist nicht in erster Linie ein Kompetenz-, sondern ein Koordina
tionsproblem. Zu dessen Lösung hält das Grundgesetz das Instrument der „Zentralstellen“ 
bereit. Sie sind prädestiniert, mögliche Bruchlinien im verteidigungsbezogenen Kompe-
tenzgefüge zu überbrücken. 

14.	 Mit der Erweiterung des Art. 87 Abs. 1 S. 2 GG um eine Zentralstellenkompetenz des 
BBK könnte nicht nur die Kooperation von Bund und Ländern im Bereich des Katastro-
phenschutzes gestärkt werden; vielmehr würde eine engere Verzahnung in Friedenszeiten 
nach dem Prinzip des „Doppelnutzens“ auch auf den verteidigungsbezogenen Zivilschutz 
zurückwirken und diesen effektuieren. 

15.	 Das BSI ist organisationsverfassungsrechtlich als nationale Cybersicherheitsbehörde 
auszugestalten. Neben der Verankerung einer entsprechenden Zentralstellenkompetenz in 
Art. 87 Abs. 1 S. 2 GG sollte der Katalog des Art. 73 Abs. 1 GG um eine neue Nr. 9b ergänzt 
werden, um eine ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Cyberab-
wehr im Sinne einer Auffangzuständigkeit zu schaffen. 

16.	 Eine moderate Erweiterung des Bundeswehreinsatzes im Inland auf der Grundlage des 
Art. 35 Abs. 2 GG könnte das Grundgesetz für hybride Bedrohungen ertüchtigen, die 
sich gerade einer Trennung von innerer und äußerer Sicherheit, ziviler und militärischer 
Gefahrenabwehr entziehen. Dies gilt für die Drohnenabwehr ebenso wie für den Schutz 
maritimer Kritischer Infrastrukturen. 

17.	 Um als institutionelles Gegengewicht zur Ressortpolitik und wissenschaftlich glaubwür-
dige Instanz zu dienen, sollte ein Nationaler Sicherheitsrat in der Form einer selbststän-
digen Bundesoberbehörde eingerichtet werden. Hierzu bedarf es einer Änderung des 
Grundgesetzes und der einfachrechtlichen Ausgestaltung. 

18.	 Ein Nationales Lage- und Analysezentrum für die Gesamtlagebewertung könnte die 
einzelnen Lagebilder der beteiligten Sicherheitsbehörden zusammenführen und zu einem 
Gesamtlagebild verklammern. Es ließe sich als sogenanntes interministerielles Sekretariat 
im Bundeskanzleramt auf der Grundlage der Geschäftsordnung eines ständigen Sicher-
heitskabinetts errichten. 

19.	 Die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik ist auf die Beteiligung der privaten Wirt-
schaft angewiesen, die ihrerseits einheitlicher Standards bedarf. Die Verabschiedung eines 
KRITIS-Dachgesetzes ist ebenso überfällig wie das Gebrauchmachen von Verordnungs-
ermächtigungen, ohne die das Konzept „Sicherstellung durch Rechtsverordnung“ nicht 
funktionieren kann. 

20.	 Nur die Zweispurigkeit von Wehr- und Zivilschutzpflicht wird dem Konzept der Gesamt-
verteidigung gerecht und nimmt die divergierenden Einstellungen einer postheroischen 
Gesellschaft ernst. Die gesetzliche Aktivierung einer von Art. 12a Abs. 1 GG ermöglichten 
Zivilschutzpflicht stabilisiert die ehrenamtliche Basis des Bevölkerungsschutzes und trägt 
zu einem notwendigen gesamtgesellschaftlichen Mentalitätswandel bei. 
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Thesen zum Referat von Prof. Dr. Sven Eisenmenger, Hamburg

A.	 Grundlegung – Äußere Bedrohungen im Lichte des All-Gefahren-Ansatzes

1.	 Begriff und Recht der „äußeren Bedrohungen“ sind wegen des „All-Gefahren-Ansatzes“ 
weit zu fassen. Das davon insbesondere umfasste Recht der Gesamtverteidigung (mili
tärische und zivile Verteidigung einschließlich Zivil-Militärische Zusammenarbeit) kann 
demzufolge nicht isoliert vom Recht der übrigen äußeren Bedrohungen betrachtet werden. 
Dies zeigt sich an dem thematisch verknüpften Katastrophenschutzrecht. Demnach 
empfiehlt sich eine integrative, interdisziplinäre und internationale Sicht auf das Recht der 
äußeren Bedrohungen, und zwar hier auf das Recht der Gesamtverteidigung und ergän-
zend auf das Katastrophenschutzrecht. Dies ist perspektivisch auf ein gesamtstaatliches 
und gesamtgesellschaftliches Resilienzrecht auszurichten.

B.	 Inhaltliche Neuregelung – von der bedingten Abwehr zur Resilienz

I.	 Internationale Rahmung

2.	 Das internationale Recht schafft insbesondere mit Art. 5 NATO-Vertrag einen gemein-
samen Rahmen, der im Kern aber auf die Nationalstaaten verweist.

II. 	 Die EU als Motor der Krisenvorsorge

3.	 EU-rechtlich liegt die Souveränität in der Gesamtverteidigung zwar bei den Mitglied-
staaten (Art. 4 Abs. 2 S. 3 EUV). Allerdings kann das EU-Katastrophenschutzrecht zur 
Anwendung kommen, weil es ursachenunabhängig alle Arten von Großschadensereignis-
sen erfasst. Damit werden EU-Unterstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmaß-
nahmen möglich.

4.	 Die EU baut ihre Rolle als Koordinator für und in der Krise aus, wie die Europäische 
Strategie für eine Union der Krisenvorsorge (2025) belegt. Beispielhaft zeigt dies auch der 
EU-Aktionsplan „RESourceEU“ (2025) mit dem „Europäischen Zentrum für kritische 
Rohstoffe“. In der übergreifenden Koordinierung liegt die eigentliche Stärke der EU und 
diese Funktion sollte die EU konsequent weiterentwickeln. 

III.	Verfassungsrechtlicher Reformbedarf

5.	 Es empfiehlt sich nicht, die hybride Bedrohungslage mit eigenen Regelungen in das 
Grundgesetz aufzunehmen. Die Verfassung ist vielmehr als offene Sicherheitsverfassung 
konzipiert und folgt dem All-Gefahren-Ansatz, d.h. sie lässt keine Lücken entstehen.

6.	 Der 2025 eingerichtete Nationale Sicherheitsrat sollte seine Arbeit im Sinne der Kontinui-
tät festigen und kann ggf. sogar Vorbild für einen grenzüberschreitenden EU-Sicherheits-
rat sein.

7.	 Der verfassungs- und bundesrechtliche Änderungsvorschlag des Gutachters zum Ausbau 
des heutigen Nationalen Sicherheitsrates empfiehlt sich institutionenökonomisch nicht. 
Schwer begründbar ist bereits der Nutzen des Vorschlages angesichts der vertretenen 
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Expertise im heutigen Nationalen Sicherheitsrat. Nicht zuletzt überwiegt der Aufwand 
des Änderungsmodells, d.h. der beabsichtigte Behörden- und Gremienaufwuchs, dessen 
Nutzen.

8.	 Es sollte eine Änderung der Verfassung dahingehend vorgenommen werden, dass die 
heutigen Art. 12a Abs. 3, 5 und Abs. 6 GG, die Grundlage für das Arbeitssicherstellungs-
gesetz und die Arbeitskräfterequirierung sind, nicht nur wie bislang im Zustimmungs-, 
Spannungs- und Verteidigungsfall, sondern auch im Bündnisfall Anwendung finden. 
Die heutige Regelung entspricht nicht mehr der aktuellen Bedrohungslage und ist 
anzupassen.

IV.	 Bundesrechtlicher Reformbedarf

	 Zivilschutz- und Katastrophenhilferecht

9.	 Angesichts der sozialwissenschaftlich nachgewiesenen, unzureichenden Notfall- und 
Katastrophenvorsorge der Bevölkerung zeigt sich, dass die bisherige staatliche Informa
tionsstrategie zu Eigenvorsorge und Eigenhilfe der Bevölkerung unzureichend ist. Ent
sprechend dem Schwedischen Modell und der Praxis einzelner deutscher Kommunen 
sollte die bisherige „de-facto-Informationsholschuld des Bürgers“ in Deutschland flächen-
deckend zu einer „de-facto-Informationsbringschuld des Staates“ werden, bei der der Staat 
insbesondere eine Krisenvorsorgebroschüre an alle Haushalte verteilt und die Unerläss-
lichkeit der eigenen Vorsorge unmittelbar anmahnt. Dies leistet einen weiteren Beitrag zu 
gesamtgesellschaftlicher Resilienz.

10.	 Die Einführung einer gesetzlichen Eigenvorsorgepflicht der Bevölkerung kommt wegen 
verfassungsrechtlicher und praktischer Bedenken derzeit nicht in Betracht und wäre eine 
„ultima-ratio-Lösung“.

11.	 Das Ehrenamt ist als unverzichtbare Säule des Zivil- und Katastrophenschutzes sowie 
als Faktor gesamtgesellschaftlicher ebenso wie gesamtstaatlicher Resilienz zu stärken. 
Das heutige Helferrecht auf Bundes- und Landesebene, das der sozialen Absicherung 
der Helfer dient, ist allerdings fragmentiert. Es sollte daher z. B. auf Basis eines Muster-
gesetzes harmonisiert werden. Die Regelungen sollten zukünftig auch auf Gleichstellung 
aller Helfer zielen. Dies betrifft insbesondere die Helfer anerkannter Hilfsorganisationen, 
des THW, der Feuerwehr und Spontanhelfer sowie inhaltlich die Aspekte Freistellung 
und Entgeltfortzahlung, Ausgleichs- und Ersatzansprüche sowie die sonstige soziale 
Absicherung.

12.	 Im Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz sind private Sicherheitsdienstleister als 
staatsentlastende Ressource bislang unberücksichtigt. Das Verfassungsrecht bietet dem 
Staat aber Gestaltungsspielräume. Analog dem Modell privater Hilfsorganisationen 
(§ 26 ZSKG) könnten geeignete Sicherheitsdienstleister bei freiwilliger Übernahme und 
gegen entsprechende Kostenerstattung für Hilfstätigkeiten eingesetzt werden (z. B. Unter-
stützung bei staatlich angeordneten Evakuierungsmaßnahmen). Der Gesetzgeber sollte 
die Modalitäten einer solchen Public-Private-Partnership im Zivilschutz- und Katastro-
phenhilfegesetz regeln.
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	 Sicherstellungs- und Vorsorgerecht

13.	 Die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze sowie deren konkretisierende Verordnungen 
und Verwaltungsvorschriften bieten angesichts ihrer Vielzahl und wegen der daraus 
resultierenden Abgrenzungsfragen ein Bild der Rechtszersplitterung. Als Recht für und in 
der Krise, das der Praxis einen möglichst einfachen Zugriff bei Rechtsfragen ermöglichen 
sollte, sind die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze nur wenig geeignet. Sie sind überdies 
zu aktualisieren.

14.	 Die Sicherstellungsgesetze 
	 a)	 sind nicht durchgängig auf alle Formen des äußeren Notstands anwendbar, wie etwa 

das Arbeitssicherstellungsgesetz mit Blick auf den nicht erfassten Bündnisfall belegt. 
Das entspricht nicht dem aktuellen Bedrohungsszenario und bedarf einer Novel
lierung. 

	 b)	 erfassen konzeptionell nicht den Vorfeldbereich, der unterhalb des äußeren Notstands 
wie in der hybriden Bedrohungslage ansetzt. Der Gesetzgeber sollte im Zuge einer 
Novellierung prüfen, welche Lücken zu schließen sind, um gegenwärtig umfassende 
Vorsorge betreiben zu können.

15.	 Das KRITIS-Dachgesetz sollte 
	 a)	 zu einem Infrastruktursicherungsgesetz ausgebaut werden, das anders als bislang nicht 

nur die physische Sicherheit sondern auch den Aspekt der Cybersicherheit erfasst. 
	 b)	 zukünftig stärker den Staat entsprechend seinem verfassungsrechtlichen Infrastruk-

tursicherungsauftrag in die Pflicht nehmen. Dies gilt für grundlegende Resilienz
investitionen, die von den Unternehmen finanziell allein nicht bewerkstelligt werden 
können (vgl. z. B. flächendeckende, funktionierende Redundanzsysteme in der Tele-
kommunikations- und Stromversorgung).

C.	 Systematische Neuregelung – Konsolidierung oder Kodifikation?

16.	 Es empfiehlt sich die Schaffung einer Kodifikation „Zivile Verteidigung“ als Bundes
gesetz, etwa in Form eines Gesetzes oder – ähnlich SGB I bis XIV – zeitlich gestreckt in 
Form mehrerer, aufeinander aufbauender Gesetze. Mindestens aber sollte der Gesetzgeber 
das Kernanliegen verfolgen, die Vielzahl der bestehenden Gesetze und Verordnungen 
sowie Verwaltungsvorschriften so weit wie möglich zusammenzuführen bzw. zu bündeln, 
um den betroffenen Anwendern in Staat und Wirtschaft den Zugriff auf die Regelungen 
im Krisenfall deutlich zu erleichtern (Konsolidierung).
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Thesen zum Referat von Ministerialdirektor Dr. phil. Alexander Götz, Berlin

Aufwuchs braucht Geschwindigkeit

Aufwuchs bezeichnet den beschleunigten Entwicklungsprozess der Bundeswehr hin zur Ver-
teidigungsbereitschaft mit materieller und personeller Fähigkeitssteigerung. Dieser Auftrag 
und seine fachliche Ausrichtung bestimmen den Kern der dargestellten Thesen.

1.	 Die aktuelle Sicherheits- und Bedrohungslage erfordert eine starke Armee zur Abwehr 
möglicher Angriffe von außen. Ziel ist es, die Bundeswehr zu einem tragenden konventio-
nellen Pfeiler der europäischen Abschreckungs- und Verteidigungsfähigkeit aufzubauen.

2.	 Die Bundeswehr ist in der NATO Teil eines kollektiven Verteidigungssystems und dient 
somit der Landes- und Bündnisverteidigung. Stärke und Fähigkeiten der Bundeswehr 
folgen den NATO-Plänen und den im Rahmen der NATO eingegangenen Verpflich-
tungen sowie der nationalen Ambition. Veränderte Dispositionen im Bündnis verlangen 
von Deutschland einen steigenden Kräftebeitrag.

3.	 Deutschland erfüllt innerhalb der NATO eine zentrale Rolle – nicht nur als Truppenstel-
ler, sondern auch als logistische Drehscheibe und als Aufmarschgebiet. Die Verteidigungs-
fähigkeit Deutschlands geht daher weit über die eigenen Streitkräfte hinaus und muss 
gesamtheitlich gestärkt und in vielen Teilen (wieder) neu aufgebaut werden. 

4.	 Verteidigung ist Verfassungsauftrag, sie ist in der heutigen Zeit zudem eine gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung und eine gesamtstaatliche Aufgabe. Militärische und zivile 
Verteidigung sind verfassungsrechtlich und organisatorisch eigenständig, müssen aber 
zusammenhängend gedacht werden, da direkte Abhängigkeiten bestehen und Zustän-
digkeitslücken geschlossen werden müssen. Eine funktionierende Gesamtverteidigungs-
architektur hat eine horizontale, ressortübergreifende Dimension sowie eine vertikale 
Dimension in der Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen.

5.	 Die Bundeswehr nimmt in diesem System ihren militärischen Kernauftrag wahr: die 
militärische Verteidigung. Die Wehrverwaltung erfüllt dazu Aufgaben des Personalwe-
sens und der unmittelbaren Deckung des Sachbedarfs der Streitkräfte, wie Infrastruktur, 
Ausrüstung, Verpflegung.

6.	 Die Hauptabteilung Aufwuchs im BMVg trägt die ministerielle Verantwortung für die 
Infrastruktur, den personellen Aufwuchs sowie die Schaffung einer Resilienz der Per-
sonalentwicklung und der gesetzlichen Schutzaufgaben. Die großen Ressourcenämter 
der Bundeswehr – das BAAIN für die Bereitstellung von Rüstungsgütern, das BAIUD 
für Infrastruktur und Dienstleistungen sowie das BAPers für Personal – fungieren als 
Enabler, greifen in dieser Eigenschaft aber auch auf zahlreiche Unterstützer im öffent
lichen und privaten Bereich zurück. Die Organisation von Kooperation und Partnerschaft 
ist daher essenziell für die Verteidigungsfähigkeit. Dies schließt effiziente und rechts
sichere Vergabeverfahren ein.

7.	 Der Aufwuchs der Bundeswehr dient den vorgenannten Zielen und vollzieht sich inner-
halb der beschriebenen Strukturen. Er bemisst sich an dem Anspruch, bis 2029 die Vertei-
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digungsfähigkeit zu maximieren, bis 2035 strukturiert weiter aufzuwachsen und bis 2039 
nicht nur ihrem Umfang nach, sondern auch technologisch eine der führenden Armeen 
Europas darzustellen. Die akute Bedrohungslage und notwendige Abschreckung machen 
den Faktor Zeit somit zur entscheidenden Größe, der Aufwuchs braucht Geschwindigkeit. 
Als Teil und Auftrag eines komplexen föderalen Systems sind Verteidigung und Aufwuchs 
dabei nicht auf eine formale, sondern vor allem auf eine funktional wirksame und inte-
grierte Beschleunigung angewiesen. 

8.	 Aber wie kann eine solche integrierte und nachhaltige Geschwindigkeit im Aufwuchs 
umgesetzt werden? Geschwindigkeit verliert und entsteht gleichermaßen durch Standards 
(u. a. Bauten, Genehmigungen, Prozesse, Kompensationen). Sie profitiert von Flexibili-
tät z. B. durch Erhöhung der Eigenverantwortung als Ressort und von Verantwortungs
übernahme (die kürzlich getroffene Ressortvereinbarung mit dem BMF zur Erhöhung 
der Eigengenehmigungsmöglichkeiten und Wertgrenzenerhöhung im militärischen 
Bundesbau als Beispiel). Geschwindigkeit erfordert den primären Fokus auf das Ergebnis, 
vermeidet sog. „Goldrandlösungen“, sucht gezielt Kooperationslösungen und gebietet agile 
und anpassungsfähige Prozesse für Schlüsselprojekte. Sie verlangt zugleich den Mut, neue 
Wege zu gehen, eine breit getragene Fehlerkultur (lessons learned) sowie die Fähigkeit zu 
begründeter permanenter Zielanpassung (agiler Planungsansatz).

9.	 Das heißt aber auch: die Mehrzahl der Beschleunigungsmöglichkeiten ist ablauforgani-
satorischer Art. Demzufolge wurden für den Aufwuchs bislang zahlreiche Instrumente 
unterhalb des Bedarfs an Gesetzesänderungen identifiziert und ausgeschöpft. Operationa-
lisiert wurden sie über Ressortvereinbarungen, Schwerpunktbildungen mit priorisierten 
Projekten, besondere Ablauforganisationen mit Personalkonzentration, Musterverfahren 
für zukünftige Projekte, vor allem aber über intensive Abstimmung und Kommunikation 
(auch mit Ländern und Kommunen).

10.	 Gesetzgebung braucht Zeit. Wir stellen fest, dass das geltende Recht und die daraus 
entwickelte Verwaltungspraxis die besondere Dringlichkeit verteidigungsbezogener 
Vorhaben (noch) nicht hinreichend berücksichtigen. Es ist in einer Friedensnormalität 
entwickelt und kodifiziert worden. Es enthält keine Mechanismen für die sicherheitspoli-
tische Ausnahmesituation, in der sich Deutschland seit 2022 befindet. Dem begegnen wir 
z. B. mit dem Gesetz zur Beschleunigung von Beschaffungsmaßnahmen für die Bundes-
wehr (Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz – BwBBG). Damit können wir 
die Vergabeprozesse deutlich verbessern. Seit der Novellierung im Februar 2026 gilt es für 
sämtliche Infrastrukturvorhaben der Bundeswehr bis Ende 2035. Ein Kernelement ist die 
Aussetzung der Verpflichtung zur losweisen Vergabe für Beschaffungsmaßnahmen zur 
Deckung der Bedarfe der Bundeswehr.

11.	 Ein zweites, systematisch durchaus weitreichendes Gesetzgebungsverfahren für ein 
Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetz ist im Koalitionsvertrag vorgesehen 
und soll das geltende Planungs- und Genehmigungsrecht für Vorhaben der Verteidi-
gung um Ausnahmeregelungen im Bau- und Umweltrecht sowie beim Schutz und der 
Widmung von militärischen Flächen ergänzen. Das Vorhaben ist aktuell im parlamen-
tarischen Verfahren. In einem neuen Bundeswehr-Baugesetz sollen dabei militärische 
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Vorhaben in das überragende öffentliche Interesse gestellt werden, um diesen im Rahmen 
von Abwägungs- und Ermessensentscheidungen das nötige Gewicht zu geben. Wir 
schaffen weiter die rechtlichen Grundlagen dafür, dass die Realisierung militärischer 
Baubedarfe künftig auch mit eigenen Behörden der Bundeswehrverwaltung zusätzlich zu 
der etablierten und bewährten Erledigungsform der Organleihe über die Bundesländer 
möglich sein wird. Außerdem sieht der Gesetzentwurf eine erstinstanzliche Zuständigkeit 
des Bundesverwaltungsgerichts für bestimmte Verfahren nach dem Schutzbereichsgesetz, 
dem Landbeschaffungsgesetz, dem Luftverkehrsgesetz sowie für den Bau von militä-
rischen Pipelines vor. Damit flankieren wir insbesondere die Reaktivierung von früheren 
militärischen Liegenschaften und eine Innutzungsnahme neuer Liegenschaften sowie die 
intensivierte Nutzung unserer bestehenden Liegenschaften. Im Umwelt- und Natur-
schutzrecht sind umfassende Sonderregelungen für Eingriffe in Natur und Landschaft, 
befristet bis 2035, vorgesehen.

12.	 Die Rechtsordnung hält mit den Sicherstellungs- und Vorsorgegesetzen eine „rechtliche 
Reserve“ für besondere krisen- und verteidigungsbezogene Bedarfe bereit. Die Anwen-
dung dieser Gesetze ist wegen besonderer Erfordernisse meist gesperrt. Zur Deckung des 
lebens- und verteidigungswichtigen Bedarfs von Bevölkerung und Streitkräften ermög
lichen sie bei Vorliegen ihrer jeweiligen spezifischen Voraussetzungen hoheitliche Eingriffe 
in vielen Bereichen, auf die es für eine wirksame Gesamtverteidigung ankommt. So wie 
aber das Recht der Normallage der Anpassung bedarf, insbesondere um die Ablauforga-
nisation zu beschleunigen, so bedürfen auch die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze der 
Überarbeitung: Sie stammen überwiegend aus dem Kalten Krieg und gehen bis heute von 
einer Situation aus, in der Deutschland an der Nahtstelle der beiden Blöcke lag. Eine Ver-
schärfung der Lage hätte über die Eskalationsstufen der Notstandsverfassung automatisch 
zur grundsätzlichen Freigabe dieser Gesetze geführt. Jedoch ist unter heutigen Bedin-
gungen davon auszugehen, dass die sicherheits- und verteidigungspolitisch entscheidende 
Aufmarschphase in Deutschland nicht erst unter Notstandsbedingungen stattfinden 
wird. Damit entstehende Bedarfe gesichert in allen Bereichen gedeckt werden können, 
wird – in Übereinstimmung mit dem Koalitionsvertrag der laufenden Legislaturperiode – 
den Gesetzgebungskörperschaften nahegelegt, rechtliche Möglichkeiten zu prüfen, um 
das Potential von weiteren Sicherstellungs- und Vorsorgegesetzen schon unterhalb der 
verfassungsrechtlich in Art. 80a GG normierten Notstandsschwelle verfügbar zu machen. 
Hierzu kommt etwa (wie im Bundesleistungsgesetz oder im Verkehrsleistungsgesetz) eine 
Freigabe per Kabinettbeschluss in Betracht. Darüber hinaus soll die Bundeswehrverwal-
tung aus Gründen der Effizienz Befugnisse zum Gesetzesvollzug erhalten, wo es um die 
Versorgung eigener und verbündeter Streitkräfte geht (so etwa beabsichtigt für das Ernäh-
rungssicherstellungs- und -vorsorgegesetz). Generell sollen die verbündeten Streitkräfte 
der Rechtsklarheit wegen ohne weitere Voraussetzungen als Leistungsempfänger in denje-
nigen Notstandsgesetzen ausdrücklich genannt werden, in denen das bislang nicht der Fall 
ist (also in den Bereichen Wasserver- und -entsorgung, Ernährung, Verkehr, Wirtschaft 
und Telekommunikation).
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Thesen zum Referat von Chefjustiziar Christian Graf, Hamburg

1.	 Die „Konzeption Zivile Verteidigung“ des BMI beschreibt die Wirtschaft nur als Adressa-
tin von Appellen und eventuellen Bevorratungs- bzw. Bewirtschaftungszwängen. Es wird 
nicht erkannt, dass die Wirtschaft als strategischer Partner bereits weit im Vorfeld von 
Krisen aktiv eingebunden werden muss, um Resilienz im Ernstfall materiell zu ermög
lichen. Diese konzeptionelle Schwäche sollte korrigiert werden.

2.	 Das ordnungspolitische Bekenntnis der „Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung“ 
(RRGV) zu einer möglichst weitgehenden Beibehaltung marktwirtschaftlicher Struk-
turen auch im Falle des äußeren Notstands sollte der durchgehende programmatische 
Maßstab für die Sicherstellungsgesetze sein. Dieser Grundsatz sollte durch konzeptionelle 
Vorgaben in den RRGV zur Einbindung der Selbstorganisationsstrukturen der Wirtschaft 
(Kammern und Verbände) operationalisiert werden.

3.	 Bund, Länder und Gemeinden sollten ihrer gesetzlichen Verpflichtung aus § 11 Wirt-
schaftssicherstellungsgesetz (WiSiG) zur Schaffung der personellen, organisatorischen 
und materiellen Voraussetzungen zur Durchführung von WiSiG und der Wirtschaftssi-
cherstellungsverordnung (WiSiV) schnellstmöglich nachkommen. Insbesondere sollte 
eine kohärente Informationslage für die Wirtschaft geschaffen werden, um Vorbe-
reitungen auf ggfs. zu erwartende Maßnahmen zu ermöglichen. Die Verbände und 
Kammern der Wirtschaft sollten dabei eingebunden werden. Das Gesamtsystem sollte 
durch Übungen regelmäßig getestet und optimiert werden.

4.	 Das WiSiG und das Bundesleistungsgesetz (BLG) mit den jeweiligen Rechtsverordnungen 
weisen Überschneidungen auf, die im Anwendungsfall zu Rechtsunsicherheiten bei gleich
zeitig hohem Handlungsdruck führen werden. Die behördlichen Zuständigkeiten sind 
nicht identisch geregelt. Eine systematische Konsolidierung ist unbedingt erforderlich. 

5.	 Die in der Rechtsverordnung zum BLG vorgesehene, beratende und gutachterliche 
Einbindung der Kammern der gewerblichen Wirtschaft sollte beibehalten und weiter 
ausdifferenziert werden. Diese Funktion der Kammern sollte auch in die WiSiV übernom-
men werden. Eine Inpflichtnahme von IHKn und Handwerkskammern zur Aufgaben
erfüllung nach Weisung sollte dagegen unterbleiben, um die Selbstverwaltungsstrukturen 
der gewerblichen Wirtschaft auch in Krisenzeiten soweit wie möglich funktionsfähig zu 
erhalten.

6.	 Um eine kontrollierte und effiziente Organisation der Arbeitskräfte im Fall des äußeren 
Notstands auf der Grundlage des Arbeitssicherstellungsgesetzes (ASG) zu ermöglichen, 
bedarf es bereits heute einer intensiven Vorarbeit der zuständigen Behörden gemeinsam 
mit der Wirtschaft sowohl im Hinblick auf die zuweisungsberechtigten Unternehmen 
als auch hinsichtlich der potentiell abgabepflichtigen Betriebe. Dies ist weniger eine Frage 
der Schaffung weiterer Regulierungen als vielmehr der praktischen Koordination. Dabei 
können die IHKn und Handwerkskammern maßgebliche Unterstützung leisten. 

7.	 Für die Erfassung der zur Umsetzung des ASG erforderlichen Daten in den Unternehmen 
sollte eine ausdrückliche datenschutzrechtliche Befugnisnorm für Arbeitgeber geschaffen 
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werden. Dies gilt insbesondere für eine Befugnis der Arbeitgeber zur Erfassung von Ver-
pflichtungen der Mitarbeitenden als Reservisten oder bei den Blaulichtorganisationen.

8.	 Der Sachverstand der IHKn und Handwerkskammern über betriebliche Zusammen-
hänge kann durch den im ASG angesteuerten Arbeitskräfteausschuss der Agenturen für 
Arbeit nicht ersetzt werde. Daher sollte auch im Verfahren nach dem ASG ein gutach-
terlicher Einbezug der Kammern nach dem Vorbild des Verfahrens zur Unabkömmlich
stellung vorgesehen werden.

9.	 Auch bei den sonstigen Sicherstellungs- und Vorsorgegesetzen sollte eine sinnvolle Einbin-
dung der Kammern und Verbände der gewerblichen Wirtschaft vorgesehen werden.

10.	 Die für die Operationalisierung des KRITIS-Dachgesetzes erforderlichen, weiteren Regel-
werke sollten schnellstmöglich und unter Berücksichtigung der Interessen der betroffenen 
Unternehmen geschaffen werden.

11.	 Ein einfachrechtliches Vorverlagerungsgesetz, das die Freigabe bestimmter Sicherstel-
lungs- und Vorsorgegesetze im Vorfeld des äußeren Notstands ermöglicht, ist nicht 
sinnvoll. Dadurch entstünde die Gefahr, dass zum Beispiel regelmäßige Berichts- und 
Auskunftspflichten mit hohem Bürokratieaufwand für die Unternehmen eingeführt 
werden. Die Politik sollte den koordinativen Ansatz der RRGV ernst nehmen. Der Vor-
feldbereich ist die Domäne der eigenverantwortlichen Vorsorge der Unternehmen und 
partnerschaftlicher Strukturen zwischen Staat und Wirtschaft. Maßnahmen zur Stärkung 
der Cybersicherheit in den Unternehmen sollten ohne dirigistische Eingriffe gefördert 
werden. Das Maßnahmenbündel der Nationalen Wirtschaftsschutzstrategie geht hier in 
die richtige Richtung.

12.	 Der Gesetzgeber sollte für eine Rechtslage sorgen, die Unternehmen, Bürgern und 
Vollzugsbehörden einen konsistent handhabbaren Rahmen für den Umgang mit einem 
äußeren Notstand ermöglicht. Dabei sollten durchgehend die Kammern und Verbände 
der gewerblichen Wirtschaft mit beratenden und koordinativen Funktionen in die Ver-
waltungsverfahren eingebunden werden. Der Vorteil einer einheitlichen Kodifikation läge 
vor allem in der deutlich besseren Zugänglichkeit für die Adressaten. Zumindest bedarf es 
einer systematischen und aufeinander abgestimmten Evaluierung und Novellierung der 
Einzelgesetze und -verordnungen.

13.	 Eine praktische Anwendung der bestehenden Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze ist 
bisher kaum vorstellbar. Es gibt keine Datenplattform der Behörden, um Informationen 
aus den Unternehmen zu Sach- und Personalbeständen geordnet zu erfassen. Konkrete 
Behördenzuständigkeiten für die einschlägigen Verfahren existieren bestenfalls auf der 
obersten Ebene, ohne aber im Unterbau der jeweiligen Häuser effektiv abgebildet zu sein. 
Der rechtzeitige Aufbau der organisatorischen Strukturen in der Verwaltung muss also 
hohe Priorität haben. Eine effektives System kann auch nur in Kooperation mit der Wirt-
schaft installiert werden. Außerdem müssten diese Verfahren durch wiederholte Übungen 
in der Praxis verankert werden.

14.	 Die Kammern und Verbände der Wirtschaft bieten zur Vorsorgeplanung für KMU und 
mit vielfältigen Informations- und Netzwerkveranstaltungen eine gute Grundlage für 
die Unternehmen, um ihre Resilienz zu erhöhen. Auf diese Weise wird die Widerstands
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fähigkeit der Wirtschaft im Sinne des All-Gefahren-Ansatzes dezentral und eigenver-
antwortlich gestärkt. Der Staat sollte hier fördern und unterstützen, anstatt dirigistisch 
einzugreifen.

15.	 Gesamtgesellschaftliche Resilienz umfasst weit mehr als den Regelungsbereich der 
Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze. Hier ist vor allem die marode und damit auch nur 
eingeschränkt verteidigungstaugliche Infrastruktur von Häfen, Straßen und Schienen 
zu nennen. Eine Rechtsordnung, die zur Abwehr äußerer Bedrohungen tauglich ist, muss 
auch eine schnelle Reparatur und einen zügigen Ausbau dieser Infrastruktur ermögli-
chen. Die Resilienz unserer Wirtschaft und Gesellschaft muss bei den dafür maßgeblichen 
Regulierungen stets und mit hohem Gewicht mitgedacht werden. 

Thesen zum Referat von Senatorin und ehem. Wehrbeauftragte  
Dr. Eva Högl, Bremen

1.	 Zum Schutz unseres Friedens, unserer Freiheit, von Demokratie und Rechtsstaat gibt es 
die Pflicht zur Gesamtverteidigung als gemeinsame Aufgabe von Bund und Ländern – 
sowohl militärisch als auch zivil. 

2.	 Die Gesamtverteidigung erfordert ein gestärktes Bewusstsein der gesamten Gesell-
schaft für die Bedrohungen und die Notwendigkeit einer wirksamen, glaubhaften und 
abschreckenden Verteidigung sowie gezielte Maßnahmen zum Schutz vor Angriffen. 

3.	 Die Kompetenz der Bevölkerung zum Selbstschutz muss deutlich verbessert werden. 
Das umfasst die Vorsorge für Krisen und Notlagen, das Erlernen dieser Fähigkeiten in 
der Schule und das regelmäßige Üben. 

4.	 Ein integriertes Konzept zur Gesamtverteidigung bestehend aus militärischer und ziviler 
Verteidigung ist zu entwickeln. Die bisherigen Zuständigkeiten von Bund und Ländern 
und die Organisation der Zusammenarbeit bei ziviler Verteidigung können so bleiben, 
erfordern allerdings eine konsequente Wahrnehmung von Verantwortung auf allen 
Ebenen und in allen Bereichen, Abstimmung und Koordination, Austausch und Zusam-
menarbeit. 

5.	 Eine Übertragung von Kompetenzen an den Bund, etwa durch Aufwertung des Bundes-
amtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) und/oder des Bundesamtes 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) durch Schaffung einer Zentralstellen-
funktion ist nur dann sinnvoll, wenn diese Aufgabe dann auch konsequent wahrgenom-
men wird und gleichzeitig eine enge Abstimmung mit den Ländern erfolgt. 

6.	 Die im Grundgesetz formulierte und durch die Rechtsprechung konkretisierte Syste-
matik der Einsätze der Bundeswehr zur Sicherung der äußeren Sicherheit (Spannungs-, 
Bündnis-, Zustimmungs- und Verteidigungsfall – Artikel 80a und Artikel 115a GG) 
muss entweder überarbeitet und an die aktuellen und zukünftig zu erwartenden – vor 
allem hybride und asymmetrische – Bedrohungen angepasst oder als offener und ent
wicklungsfähiger Verteidigungsbegriff entsprechend ausgelegt werden. 
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7.	 Obwohl bei den Bedrohungen, Gefahren und Krisen nicht immer zwischen innerer und 
äußerer Sicherheit unterschieden werden kann, ist eine Änderung der grundgesetzlichen 
Regelung zum Einsatz der Bundeswehr im Inneren (Artikel 35 GG) nicht erforderlich, 
sondern hat sich bewährt. 

8.	 Aus der institutionellen Garantie der Streitkräfte (Artikel 87a GG) folgt, dass diese für 
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend ausgestattet werden müssen mit Personal, 
Material, Infrastruktur und hinsichtlich ihrer Rechtsgrundlagen, Struktur und Organisa-
tion. 

9.	 Bei der Beschaffung, bei Infrastrukturmaßnahmen und sonstigen Regelungen zur Stär-
kung der Verteidigungsfähigkeit der Bundeswehr sollte es beim Rechtsrahmen Erleich-
terungen und Ausnahmen, weniger Bürokratie und mehr Digitalisierung geben, die eine 
zügige Umsetzung und einen Aufwuchs der Streitkräfte ermöglichen. Das gilt für das 
Vergaberecht, das Baurecht, das Umweltrecht, beim Datenschutz, im Verkehr und bei 
der Arbeitszeit. Es braucht einen Vorrang fürs Militär, soweit dies zur militärischen und 
zivilen Verteidigung und wirksamer Abschreckung erforderlich ist. 

10.	 Es sollte eine integrierte Streitkräfteverwaltung geschaffen und die Trennung von Artikel 
87a und 87b GG aufgehoben werden. Bis dahin sollten möglichst wenige zivile Dienst-
posten militärisch besetzt werden, damit die Truppe aufwächst, gestärkt wird und nicht 
unnötig mit Verwaltungsaufgaben beschäftigt ist. 

11.	 Entscheidend für unsere Verteidigungsfähigkeit sind unsere Werte, die Haltung in den 
Streitkräften und die Innere Führung. Ohne diese gibt es keine militärischen Erfolge, 
keine wirksame Verteidigung und keine glaubhafte Abschreckung. Diese müssen daher in 
Zeiten massiver Bedrohungen und instabiler Weltlage konsequent ausgebildet, geübt und 
gelebt werden. 

12.	 Zur Stärkung der Gesamtverteidigung sollte für alle Frauen und Männer ein „Jahr für die 
Gesellschaft“ eingeführt werden, das in allen relevanten Bereichen der Gesellschaft absol-
viert werden kann: Bundeswehr, soziale Einrichtungen, Blaulichtorganisationen, Umwelt-
schutz, Kultur, politische Bildung. 

13.	 Unsere Zukunft ist Europa. Nur in einem starken und geeinten Europa können wir in 
Frieden, in Freiheit, in einer Demokratie und offenen Gesellschaft mit Wohlstand und 
Sicherheit leben. Deshalb müssen alle Ideen gemeinsam in Europa verwirklicht werden. 
Dazu muss das europäische Recht konsequent weiter entwickelt werden hin zu einer voll-
ständig integrierten europäischen Verteidigungspolitik mit europäischen Streitkräften. 
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Wirtschaftsrecht

Empfiehlt sich eine Reform des Konzernrechts? 

Thesen zum Gutachten von Prof. Dr. Dr. h.c. Dr. h.c. Holger Fleischer, LL. M., 
Dipl.-Kfm., Hamburg

I.	 Grundlagen 

1.	 Jede Konzernregulierung muss Konzernrealität und Konzernrecht miteinander versöh-
nen. Sie tut weiter gut daran, den enormen Einfluss der Unternehmens- und Vertragspraxis 
auf das Konzernwesen zu berücksichtigen, erst recht in grenzüberschreitenden Unterneh-
mensgruppen. Zugleich darf sie nicht vor der Macht des Faktischen kapitulieren, sondern 
muss Auswüchsen entschlossen entgegentreten. 

2.	 Bei alledem können Konzernrechtler den Paradoxien ihres Untersuchungsgegenstands 
nicht entkommen: Das ständige Oszillieren des Konzerns zwischen Einheit und Vielheit, 
Hierarchie und Markt lässt sich nicht abstellen, ohne den enormen Erfolg der Organisati-
onsform zu gefährden. 

3.	 Der Kernbefund dieses Gutachtens lautet: Eine Großreform des Konzernrechts ist nicht 
angezeigt, wohl aber ein behutsames Konzernrechts-Aggiornamento. 

4.	 Für die Ausarbeitung eines rechtsformübergreifenden „Gruppengesetzbuchs“ nach dem 
Muster des Umwandlungsgesetzes fehlen derzeit die wissenschaftlichen Grundlagen. 
Auch künftig dürfte es dafür kein starkes rechtspolitisches Bedürfnis geben. 

5.	 Ebenso wenig ist es ratsam, das kodifizierte Aktienkonzernrecht abzuschaffen und durch 
Regelungen des allgemeinen Gesellschaftsrechts aufzufangen, wie dies viele andere Rechts-
ordnungen handhaben. 

6.	 Neben dem Gesetzgeber ist und bleibt die Rechtsprechung ein Schlüsselakteur zur Fort-
entwicklung des Konzernrechts. Außerdem sollte sich die Regierungskommission Deut-
scher Corporate Governance Kodex des Konzernphänomens stärker als bisher annehmen. 

II.	 Allgemeine Vorschriften 

7.	 Im Rahmen der §§ 15 ff. AktG sollte der Gesetzgeber fortan auf die systemprägende Unter-
scheidung zwischen Unternehmens- und Privataktionär verzichten. 

8.	 Weitere Einzelkorrekturen, etwa die Einführung einer bestimmten Mindestschwelle für 
die Beherrschung in § 17 Abs. 1 AktG nach dem Vorbild des jüngst reformierten Delaware 
General Corporation Law, sind nicht veranlasst. 

III.	Außenseiterschutz 

9.	 Zur Verbesserung des Außenseiterschutzes im faktischen Aktienkonzern empfiehlt sich 
ein Bündel systemimmanenter Einzelmaßnahmen: (a) die Möglichkeit des gestreckten 
Nachteilsausgleichs gemäß § 311 Abs. 2 AktG ist zu streichen; (b) der Abhängigkeits
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bericht nach § 312 AktG muss unter Beachtung eines angemessenen Vertraulichkeits-
schutzes zwingend veröffentlicht werden; (c) kleine Aktiengesellschaften sind wieder in 
die Regelungen zur Prüfung des Abhängigkeitsberichts nach § 313 AktG einzubeziehen; 
(d) im Rahmen des § 316 AktG sollten auch §§ 311, 317 AktG bei Bestehen eines isolierten 
Gewinnabführungsvertrags für unanwendbar erklärt werden; (e) § 317 AktG und § 311 
AktG sollten redaktionell in einer einzigen Vorschrift zusammengeführt werden. 

10.	 Hingegen ist es nicht ratsam, die cleansing-Mechanismen des Gesellschaftsrechts von 
Delaware im deutschen Aktienkonzernrecht nachzubilden. Weder empfiehlt sich eine ver-
bindliche Billigung konfliktbefangener Transaktionen durch einen Außenseitervertreter 
im Aufsichtsrat noch durch eine Mehrheit der Minderheitsaktionäre. Überwiegende 
Gründe sprechen auch gegen eine Erstreckung der §§ 111a ff. AktG auf nicht börsen
notierte Gesellschaften. 

IV.	 Konzernleitung und Konzerninteresse 

11.	 Es ist prinzipiell nicht empfehlenswert, die Figur des Gruppeninteresses nach franzö-
sischem, italienischem oder spanischem Vorbild in das deutsche Aktienkonzernrecht 
einzuführen. 

12.	 Vorstandsmitglieder der abhängigen AG sind allein dem Interesse ihrer Gesellschaft ver-
pflichtet. Im konkreten Zugriff dürfen sie allerdings berücksichtigen, dass Tochter- und 
Mutterinteressen vielfach miteinander verwoben sind. Eine Kodifizierung dieses national 
und international anerkannten Verhaltensmaßstabs verspricht rechtspraktisch wenig 
Gewinn. 

13.	 Für abhängige Aktiengesellschaften in 100-prozentigem Anteilsbesitz ist es bedenkens-
wert, dem herrschenden Unternehmen ein Weisungsrecht zu Zwecken der Konzern
leitung und -kontrolle zu gewähren und dem Tochtervorstand eine entsprechende Folge-
pflicht aufzuerlegen. Den Interessen der Gesellschaftsgläubiger ist gesondert Rechnung 
zu tragen. 

V.	 Konzernorganisation 

14.	 In puncto Konzernorganisation sollte der Gesetzgeber privatautonome Steuerungsin-
strumente (Konzernrichtlinien, Konzernkoordinationsverträge, Konzernordnungen) 
wohlwollend beobachten, ohne voreilig einzugreifen. 

15.	 Eine weitere gesetzliche Vorstrukturierung erscheint einstweilen nicht empfehlens-
wert. Erwägen mag man eine Anregungsnorm für eine Konzernordnung in Gesetz oder 
Corporate Governance Kodex. 

VI.	 Konzern-Compliance 

16.	 Die Pflicht des Muttervorstands zur Konzern-Compliance ist auch künftig ein unverrück-
bares Datum. Hiervon unberührt bleibt die originäre Compliance-Pflicht der Tochter
geschäftsleiter für ihren eigenen Verantwortungsbereich.

17.	 Hinsichtlich der Arbeitsaufteilung verfügen Mutter und Tochter über ein breites Ermes-
sen („System kommunizierender Röhren“). Stets verbleibt beim Muttervorstand eine 
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delegationsfeste Organisations- und Systemverantwortung, die sich im Einzelfall zu kon-
kreten Handlungs- und Überwachungspflichten verdichten kann. Umgekehrt obliegt den 
Tochtergeschäftsleitern eine nicht delegierbare Residualverantwortung. 

18.	 De lege ferenda empfiehlt sich weder eine Kodifizierung der konzernweiten Compliance-
Pflicht des Muttervorstands noch eine Konkretisierung der konzerninternen Aufgaben
verteilung. Wohl aber sollte die Informationsbasis des herrschenden Unternehmens 
verbessert werden (→ Nr. 19). 

VII. Informationsversorgung im Konzern 

19.	 Es ist ratsam, im faktischen Aktienkonzern einen gesetzlichen Informationsanspruch des 
herrschenden Unternehmens zu Zwecken der Konzernleitung und -kontrolle einzufüh-
ren. Hinsichtlich seiner Ausgestaltung kann man sich an § 276 Abs. 2 VAG orientieren. 

VIII. Haftung im Konzern 

20.	 Im Konzernhaftungsrecht entfaltet das konzernrechtliche Trennungsprinzip aus dogma-
tischer, rechtsvergleichender und ökonomischer Sicht unverändert Überzeugungskraft. 
Gesetzgeber und Gerichte, die hiervon abweichen wollen, tragen dafür die Begründungs-
last. Ausnahmen sind insbesondere angezeigt, wenn opportunistisch gewählte Konzern
strukturen zu übermäßiger Risikoexternalisierung und Unter-Compliance führen 
(Tochtergesellschaft „judgment proof“). 

21.	 Bei der Wahl der rechtlichen Instrumente empfehlen sich möglichst behutsame Eingriffe 
durch genau umrissene und gegebenenfalls erst in der Insolvenz eingreifende Haftungstat-
bestände („Skalpell statt Buschmesser“). 

22.	 Sanktionsdurchgriffe in Spezialbereichen des Wirtschaftsrechts zum Schutz öffentlicher 
Interessen sind opportun, sofern ihr präventiver Mehrwert die Nachteile übersteigt, die 
sich aus einer bereichsspezifischen Relativierung des Trennungsprinzips ergeben. 

23.	 Vorschläge de lege ferenda, die über die Zuweisung der rechtspolitischen Begründungslast 
und das rechtsdogmatische Design hinausgehen, versprechen keinen praktischen Gewinn. 
Allerdings sollte der (Gesellschaftsrechts-)Gesetzgeber dafür sorgen, dass die Konzern-
mutter über hinreichende Instrumente zur Steuerung des gestiegenen Haftungs- und 
Sanktionsrisikos verfügt (→ Nr. 19). 

IX.	Konzernbildungskontrolle 

24.	 Die Einführung einer gesetzlichen Hauptversammlungskompetenz für den Beteiligungs-
erwerb („Say on Acquisitions“) ist derzeit ebenso wenig ratsam wie die Kodifizierung einer 
generalklauselartigen Hauptversammlungskompetenz für Strukturänderungen oder die 
Gewährung von Satzungsautonomie. 

25.	 Jedoch empfiehlt sich eine rechtspolitische Neubewertung des gesamten Fragenkreises, 
sobald die bekannten Defizite des Beschlussmängelrechts beseitigt sind und praktikable 
Lösungen auch für nicht eintragungsfähige Hauptversammlungsbeschlüsse zur Verfü-
gung stehen. 
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X.	 Konzerntransaktionsrecht 

26.	 Das hiesige Konzerntransaktionsrecht bietet in zweierlei Hinsicht Optimierungspoten-
zial: (a) Zum einen empfiehlt sich die Einführung eines Aktientauschs in loser Anlehnung 
an ausländische Regelungsvorbilder. (b) Erwägenswert ist zum anderen eine vorsichtige 
Liberalisierung des Verschmelzungsrechts, um Dreiecksverschmelzungen zu ermöglichen. 

27.	 Die Regelung über den Aktientausch könnte unmittelbar hinter jene über den faktischen 
Aktienkonzern eingestellt werden. Die dort bislang angesiedelten Vorschriften über die 
Eingliederung (§§ 319–323 AktG) sind praktisch bedeutungslos und sollten gestrichen 
werden. 

XI.	GmbH-Konzernrecht 

28.	 Das Recht des faktischen GmbH-Konzerns ist mit seinem strengen Schädigungsverbot 
konzeptionell zutreffend angelegt. Gesetzliche Auflockerungen sind ebenso wenig ange-
zeigt wie eine Kodifizierung der sog. ITT-Doktrin. 

XII. Internationales Konzernrecht und unionsrechtlicher Konzernbaustein 

29.	 Die im In- und Ausland nahezu einhellig anerkannte Grundregel, dass im Unterordnungs-
konzern das Personalstatut der abhängigen Gesellschaft maßgebend ist, stellt grenz
überschreitende Unternehmensgruppen vor enorme Schwierigkeiten. Ob in der kolli
sionsrechtlichen Berufung einer Vielzahl unterschiedlicher Tochtergesellschaftsstatute 
eine Beschränkung der Niederlassungsfreiheit der Konzernmutter liegt, harrt noch einer 
Entscheidung durch den EuGH. 

30.	 De lege lata lässt sich die Effizienz der Konzernleitung teilweise durch eine sachgerechte 
Ausübung der Rechtswahlfreiheit verbessern. De lege ferenda könnten sich weitere 
Erleichterungen ergeben, wenn sich die Pläne für die Schaffung eines 28. Regimes auf 
Unionsebene verwirklichen sollten. 

 

Thesen zum Referat von Rechtsanwältin Dr. Hilke Herchen, Hamburg

1.	 Im Konzernrecht besteht Reformbedarf, der jedoch keinen grundlegenden Systemwandel 
erfordert. Dem Kernbefund des Gutachtens ist zuzustimmen: Weder die Abschaffung 
des Konzernrechts noch die Flucht in ein allgemeines Gruppengesetzbuch versprechen 
derzeit einen überzeugenden rechtspraktischen Mehrwert. Reformbedürftig ist vielmehr 
die Feinmechanik des bestehenden Systems (These 3 des Gutachters).

2.	 Dem Gutachten (Thesen 16 bis 18 des Gutachters) ist zuzustimmen, dass konzernweite 
Compliance‑Verantwortung die Leitungsautonomie der Tochtergesellschaft nicht 
verdrängt; die durch die Rechtsprechung ausgeprägten konzernweiten Compliance-
Anforderungen rechtfertigen weder eine allgemeine Pflicht zur Konzernleitung noch 
ein generelles Weisungsrecht, sondern erfordern primär rechtssichere Informations‑ und 
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Koordinationsmechanismen. Informationsrechte, die der Einführung eines angemesse
nen Compliance-Systems dienen, könnten § 294 Abs. 4 HGB (oder, wie vom Gutachter 
in seiner These 19 vorgeschlagen, § 276 Abs. 2 VAG) nachempfunden werden. Dies könnte 
durch eine Regelung ergänzt werden, dass sich die konzernverbundenen Unternehmen 
über die Sicherstellung der Compliance angemessen abstimmen.

3.	 Der Abhängigkeitsbericht ist ein maßgebliches Instrument, um die Einhaltung der 
Grundsätze über den Nachteilsausgleich im faktischen Konzern sicherzustellen. Die vom 
Gutachter (These 9 des Gutachters) vorgeschlagene Forderung nach Veröffentlichung geht 
zu weit. Zur Verbesserung der Schutzwirkung des Berichts sollte aber den außenstehenden 
Aktionären das Recht eingeräumt werden, mit der Mehrheit ihrer Stimmen einen geson-
derten Prüfer für den Abhängigkeitsbericht zu bestellen, der nicht zugleich Prüfer des 
herrschenden Unternehmens sein darf. Zudem ist den Thesen des Gutachters (These 
9) zuzustimmen, dass auch kleine Aktiengesellschaften wieder in die Regelungen zur 
Prüfung des Abhängigkeitsberichts nach § 313 AktG einbezogen werden sollten, zumin-
dest, sofern keine Veröffentlichung des Berichts erfolgt. 

4.	 Zwar mögen der Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag international eine 
Sonderstellung einnehmen und – wie der Gutachter an anderer Stelle formuliert – an der 
„nährenden Nabelschnur des Steuerrechts“ hängen und insbesondere der starre Verlust
ausgleich (§ 302 AktG) und steuerliche Nachteile grenzüberschreitende Vertragskonzerne 
unattraktiv machen, so dass die Praxis auf den faktischen Konzern (ergänzt durch Relati-
onship Agreements und vergleichbare Vereinbarungen) ausweicht. Gerade weil der Ver-
tragskonzern die intensivste Form legitimer Konzernsteuerung ermöglicht, sollte er nicht 
im Zuge einer Reformdebatte grundsätzlich in Zweifel gezogen werden. Ein generelles 
Weisungsrecht ohne unternehmensvertragliche Absicherung sollte es bei der AG auch bei 
100%igen Tochtergesellschaften nicht geben (entgegen These 13 des Gutachters). 

5.	 Das Konzernprivileg des § 291 Abs. 3 AktG geht in seiner geltenden Fassung seinem Wort-
laut nach zu weit. Die Aufhebung des Kapitalschutzes sollte nicht am bloßen formalen 
Bestehen eines Unternehmensvertrags anknüpfen, sondern an die materielle Werthaltig
keit und Durchsetzbarkeit des Verlustausgleichsanspruchs nach § 302 AktG gebunden 
werden. In Fällen, in denen ausnahmsweise ein herrschendes Unternehmen aus einem 
(Nicht-EU) Drittstaat kommt, könnte diese Anforderung auch gewährleisten, dass eine 
Prüfung erfolgt, ob etwaige Verlustausgleichsansprüche tatsächlich vollstreckt werden 
könnten. Die Kündigungsmöglichkeit nach § 291 Abs. 1 S. 2 AktG reicht als Schutzmecha-
nismus nicht aus. 

6.	 Für den Schutz außenstehender Gesellschafter sind Ausgleich und Abfindung nach §§ 304, 
305 AktG von zentraler Bedeutung. Hier sollte mehr Rechtssicherheit geschaffen werden, 
um einerseits den Minderheitsgesellschaftern effektiven Rechtsschutz zu gewähren und 
andererseits die Mechanismen für das herrschende Unternehmen berechenbarer zu 
machen. Der Gesetzgeber sollte, etwa in Anlehnung an das Leitbild des § 255 Abs. 5 AktG, 
verbindliche Kriterien zur Verwendung des Börsenkurses bei der Bewertung festlegen, 
die dann auch für die nach § 293c AktG gerichtlich bestellten Prüfer maßgeblich wären. 
In anderen Fällen bleibt es bei der Bewertung nach den anerkannten und durch die IDW-
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Standards definierten Bewertungsmethoden. Im Rahmen des § 304 AktG sollte eine 
Dynamisierung des jährlich zu zahlenden Betrages erwogen werden.

7.	 Überlegungen zur Beschleunigung des Spruchverfahrens, wie sie bereits an anderer 
Stelle vorgeschlagen werden, sollten dringend weiterverfolgt werden. Zu diesen 
Beschleunigungsmaßnahmen sollten nicht nur gesetzliche Anordnungen für Regel-Ver-
fahrensdauern gehören, sondern auch die Einräumung richterlicher Beurteilungsspiel-
räume. Dabei sollte das Spruchverfahren ausdrücklich auch auf die GmbH für anwendbar 
erklärt werden und auch für etwaige Bewertungsrügen durch Gesellschafter der Oberge-
sellschaft eröffnet werden.

8.	 Es sollte erwogen werden, entsprechend § 62 UmwG im Regelfall auf eine Beschlussfas-
sung der Hauptversammlung der herrschenden Gesellschaft zum Abschluss des Unter-
nehmensvertrags zu verzichten, wenn das herrschende Unternehmen mindestens 90% der 
Anteile am abhängigen Unternehmen hält.

9.	 Die Regelung zur Beendigung von Unternehmensverträgen in § 297 AktG sollte geändert 
werden. Zum einen sollten weitere Regelgründe für eine Kündigung aus wichtigem Grund 
ergänzt werden, wie etwa die Veräußerung sämtlicher Geschäftsanteile (oder einer Mehr-
heit) an der abhängigen Gesellschaft oder der Beginn eines Sanierungs- oder Reorganisa-
tionsverfahrens, z. B. eines StaRUG-Verfahrens. Durch die gesetzliche Anerkennung der 
Kündigung aus wichtigem Grund bei einer Veräußerung der Anteile würde auch die bei 
Unternehmenskäufen aufwändige Herstellung von Rumpfgeschäftsjahren zum Vollzug-
stag nicht mehr notwendig. Um einem Missbrauch vorzubeugen, sollte ergänzt werden, 
dass nur eine Veräußerung an konzernfremde Dritte zum Kündigungsrecht führt.

10.	  Der Umfang der zu stellenden Sicherheitsleistung nach § 303 AktG bei Dauerschuld-
verhältnissen sollte konkretisiert und durch ein Sonderkündigungsrecht des Gläubigers 
spätestens zum Zeitpunkt des Auslaufens der abgesicherten Periode ergänzt werden.

11.	 § 308 Abs. 2 AktG sollte in mehreren Punkten ergänzt werden: Zur Absicherung des 
Leitungsorgans der abhängigen Gesellschaft sollte dieses verlangen können, dass die 
Weisung schriftlich erteilt wird. Zudem sollte es eine Begründung verlangen können, 
warum die Weisung den Belangen des herrschenden Unternehmens oder der Konzernun-
ternehmen dient, wenn dies für seine Prüfung des Verweigerungsrechts angemessener-
weise erforderlich ist. 

12.	 Ein rechtsformübergreifendes Gruppengesetzbuch, das auch den GmbH-Konzern und 
Verbindungen unter Einbeziehung von Personengesellschaften regelt, ist nicht erforder
lich. Stattdessen sollten im GmbHG gezielt Regelungen geschaffen werden, die die 
anwendbaren Normen abschließend festlegen. So sollte gesetzlich geregelt werden, dass für 
die Beschlussfassung über den Vertrag bei der abhängigen Gesellschaft eine qualifizierte 
Mehrheit von ¾ der Stimmen erforderlich ist. Bei der GmbH als Obergesellschaft sollte 
ebenfalls ein Beschluss erforderlich sein, sofern er nicht (siehe These 8 oben) ausnahms-
weise entbehrlich ist. Als Folge der Anerkennung der Mehrheitsentscheidung muss die 
entsprechende Geltung der §§ 304 und 305 AktG angeordnet werden. Es empfiehlt sich, 
auch die Anwendung des § 296 BGB gesetzlich klarzustellen.
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Thesen zum Referat von Prof. Dr. Dr. h. c. Susanne Kalss, LL. M., Wien

1.	 Der Vorschlag für eine EU.Inc anerkennt die Weisung sowohl in der Ein- als auch in der 
Mehrpersonengesellschaft. Dies sollte Anstoß für die Anerkennung auch auf nationaler 
Ebene sein. 

2.	 In Erweiterung der Empfehlung des Gutachtens soll ein generelles rechtsverbindliches 
Weisungsrecht nicht nur bei alleiniger Gesellschafterstellung der Muttergesellschaft, 
sondern kraft Satzung auch bei Mehrpersonengesellschaften ausdrücklich ermöglicht 
werden.

3.	 Wird das Weisungsrecht satzungsmäßig eingeräumt, so müssen in der Satzung auch erwei-
terte Informationsrechte in Form des Auskunfts- und Einsichtsrechts und einer verein-
fachten Einleitung einer Sonderprüfung zugunsten der Minderheit etabliert werden. 

4.	 Jedenfalls soll das Weisungsrecht für die Umsetzung aufsichtsrechtlicher Vorgaben gegen-
über der Mutter zulässig sein. 

5.	 Soweit ein sorgfältiger – nach einem objektiven Maßstab zu beurteilender – Geschäftsfüh-
rer diese Weisung als betrieblich gerechtfertigt unter Berücksichtigung des Interesses der 
Muttergesellschaft anerkennen würde, soll auch eine Folgepflicht bestehen. 

6.	 In Ergänzung der Anerkennung und normativen Festlegung des Weisungsrechts der 
Muttergesellschaft gegenüber dem Vorstand der Muttergesellschaft soll auch ein von 
der Hauptversammlung losgelöstes jederzeitiges Auskunftsrecht der Muttergesellschaft 
gegenüber dem Vorstand der Tochteraktiengesellschaft gesetzlich anerkannt und gesetz-
lich normiert werden. 

7.	 Soft Law soll als wesentliche normgestaltende und gesetzesvollziehende Rechtsquelle im 
Konzern – gerade auch – in seiner grenzüberschreitenden Tätigkeit und Ausprägung aner-
kannt werden.

8.	 Eine ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung soll Soft Law als Gestaltungsinstrument 
und Erprobungsinstrument einsetzen, um „Vertrauen“ als wesentliche Grundlage für das 
arbeitsteilige Zusammenwirken unter den Konzernorganen für bestimmte Maßnahmen 
aufzubauen.

9.	 Das so eingesetzte Soft Law sollte damit zugleich als Abwehrinstrument für extern 
geschaffene, negativ ausgerichtete Standards fungieren und eingesetzt werden. 

10.	 Die Verbindung und Organisation des Verbundenheitsverhältnisses der einzelnen Kon-
zerngesellschaften soll – unabhängig von der mangelnden Rechtspersönlichkeit und 
gesellschaftsrechtlichen Verfestigung – rechtlich verankert werden.

11.	 Der bereits von der österreichischen Judikatur eingeschlagene Weg der Ausformulierung 
einer Konzernorganisation über die selbstständigen Rechtsträger hinweg soll durch einen 
gesetzlichen Regelungsauftrag verfestigt und damit auch transparent und nachvollziehbar 
gemacht werden.

12.	 Der Regelungsauftrag soll sich jedenfalls auf die strategische Ausrichtung, die Steuerung 
durch die Muttergesellschaft und durch die einbezogenen Tochtergesellschaften, die 
Kontrolle der einzelnen Konzerngesellschaften, die Informationsversorgung sowie die 
finanzielle Ausstattung beziehen.
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Thesen zum Referat von Syndikusrechtsanwalt Dr. Stephan Semrau, M. Jur., 
Leverkusen

1.	 Den Thesen des Gutachtens, die gesetzliche Reformen empfehlen oder für bestimmte 
Bereiche ausdrücklich nicht empfehlen, wird zugestimmt. Bei der Ausgestaltung der 
empfohlenen Änderungen sind wichtige Belange der Praxis zu berücksichtigen.

2.	 Die Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex wird im Hinblick 
auf ihre Ausstattung und ihre letztlich bewährten Arbeitsweisen keine entscheidenden 
Impulse für eine Weiterentwicklung des Konzernrechts geben können.

3.	 Die in § 311 AktG geregelten bzw. vorausgesetzten Einflussmöglichkeiten im faktischen 
Konzern spielen in der Praxis nur eine geringe Rolle. Der in § 311 AktG geregelte Nach-
teilsausgleich hat keinen Sanktionscharakter, trotzdem werden derartige Geschäfte in der 
Praxis möglichst vermieden.

4.	 Im faktischen Aktienkonzern stößt die Begründung konzernweiter Zustimmungsvorbe-
halte des Aufsichtsrats gemäß § 111 Abs. 4 Satz 2 AktG an Grenzen. Diese entspringen den 
Begrenzungen der Einflussnahme durch die Konzernmutter und sind hinzunehmen. 

5.	 In der Praxis haben sich Regelungsansätze etabliert, um in Konzernkonstellationen einen 
beherrschenden Einfluss zu beenden (Entherrschungsvertrag, Konzerntrennungsvertrag) 
oder zu begrenzen. Gesetzliche Regelungen zu diesen Instrumenten sind nicht erforder-
lich.

6.	 Gesetzgeberische Absicherungen des bewährten konzernrechtlichen Trennungsprinzips 
erscheinen – wie im Gutachten überzeugend dargelegt – nicht angezeigt. Auch die Recht-
sprechung sollte von ihm aber nur mit überzeugender Begründung abweichen.

7.	 Bei den im Gutachten empfohlenen Ausweitungen des Informationsanspruchs der Mut-
tergesellschaft zu Zwecken der Konzernleitung und -kontrolle (These 19) ist sicherzu
stellen, dass dies nicht zu einer Ausweitung der Verantwortlichkeit und Haftung der 
Muttergesellschaft und deren Organen führt. 

8.	 Auch bei der erwogenen Einräumung eines Weisungsrechts zu Zwecken der Konzern
leitung und -kontrolle gegenüber Aktiengesellschaften im 100-prozentigen Anteilsbesitz 
(These 13) ist sicherzustellen, dass dies nicht zu einer Ausweitung der Verantwortlich-
keit und Haftung der Muttergesellschaft und deren Organen führt. Solche gesetzlichen 
Ausweitungen sollten auf das unbedingt Erforderliche beschränkt bleiben, und eine zu 
starke Annäherung an den Vertragskonzern sowie an die Rechtslage bei der GmbH ist zu 
vermeiden.

9.	 Bei einer Umsetzung der im Gutachten empfohlenen gesetzgeberischen Änderungen zum 
Schutz von Minderheiten wie einer verpflichtenden Veröffentlichung von Abhängigkeits-
berichten (These 9) oder der angeregten Neubewertung der Frage der Konzernbildungs-
kontrolle unter bestimmten Voraussetzungen (These 25) ist eine Ausweitung von Klage- 
und Blockademöglichkeiten etwa mittels der Verfahren der §§ 142 ff. AktG zu vermeiden.

10.	 Die im Gutachten empfohlene Einführung eines Aktientausches und einer Dreiecks
verschmelzung (Thesen 26 und 27) ist ausdrücklich zu begrüßen. Bei einer Regelung des 
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Aktientauschs sollte die für Strukturmaßnahmen etablierte Dreiviertelmehrheit als 
Voraussetzung vorgesehen und auf Sonderbeschlüsse verzichtet werden.

11.	 Bei der anstehenden Evaluation der Regelungen des FüPoGs sollten die bereits im Gesetz-
gebungsverfahren unterbreiteten Empfehlungen aufgegriffen werden, für die gemäß § 76 
Abs. 4 AktG festzulegenden Zielgrößen nicht an einzelne Rechtsträger, sondern an die 
dem Gesetz unterfallenden Gesellschaften eines Konzerns gemeinsam anzuknüpfen. 

12.	 Die nach der neueren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs unter bestimmten Voraus-
setzungen maßgebende Rolle des Börsenkurses, etwa für die Bemessung von Ausgleich 
und Abfindung, kann wegen des für gerichtlich bestellte Prüfer verbindlichen IDW-
Standards IDW S17 möglicherweise nicht ihre volle Wirkung entfalten. Sollte sich dies 
bestätigen, empfiehlt sich ein Eingreifen des Gesetzgebers zur Festschreibung der von der 
Rechtsprechung entwickelten Bewertungsregeln.
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Juristische Ausbildung

Juristische Ausbildung der Zukunft – Welche Reformen empfehlen sich? 

Thesen zum Gutachten von Prof. Dr. Julian Krüper, Bochum

Aktualisierte Fassung

1.	 Das staatliche Ausbildungsmonopol begründet eine gemeinsame Reformverantwortung 
von Bund, Ländern und Fakultäten. Das Bundesjustizministerium sollte eine ständige 
Kommission zur Entwicklung der juristischen Ausbildung einrichten und koordinieren.

2.	 Die Reform setzt ein modernes Leitbild für Juristinnen und Juristen voraus, das KI und 
Digitalisierung, die Pluralität der Ausbildungswege und Wertbindungskompetenzen 
angemessen berücksichtigt.

3.	 Das Defizit empirischen Wissens über die juristische Ausbildung – von der Studienwahl 
bis zum Referendariat – ist unter Mitwirkung aller maßgeblichen Akteure systematisch zu 
beheben.

4.	 Die Juristischen Fakultäten und der Juristenfakultätentag müssen die Entwicklung einer 
rechtswissenschaftlichen Fachdidaktik als Kernaufgabe begreifen und gemeinsame Stan-
dards entwickeln und etablieren.

5.	 Pflichtfortbildungen für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, AG-
Leiterinnen und -Leiter und Korrekturkräfte sind der wichtigste Bottom-up-Hebel für 
eine bessere Ausbildungskultur.

6.	 Didaktische Qualifikation sollte als Voraussetzung in Habilitationsordnungen verankert 
und bei der Evaluation von Juniorprofessuren berücksichtigt werden.

7.	 Die Länder sollten gesetzlich vorschreiben, dass didaktische Kompetenzen in Berufungs-
verfahren angemessen berücksichtigt werden.

8.	 Eine grundlegende Curriculumsreform ist überfällig: signifikante Inhaltsreduktion, 
Stärkung methodischer und kritisch-reflexiver Kompetenzen, mehr Varianz kompetenz
orientierter Prüfungsformate.

9.	 Studieninteressierte brauchen ein universitär verantwortetes qualifiziertes, zentrales 
Informationsangebot als Grundlage einer echten Studienwahl.

10.	 Die Studieneingangsphase muss didaktisch strukturiert gestaltet werden – mit Angeboten 
zu Lernstrategie und Zugang zum Studiengegenstand.

11.	 Die Erste Staatsprüfung muss durch gemeinsame Ausschüsse von Prüfungsämtern und 
Fakultäten, verpflichtende Prüferdidaktik, Kampagnenmodelle und doppelblinde 
Korrekturen qualitativ verbessert werden.

12.	 Die Ausbildungsqualität im Referendariat ist durch ein Ausbildungscurriculum, ver-
pflichtende Stationsevaluation, Prüferfortbildungen, berufsethische Angebote und ein-
heitliche didaktische Materialien zu sichern.
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Thesen zum Referat von Prof. Dr. Judith Brockmann, Kassel

1.	 Eine grundlegende Reform der juristischen Ausbildung ist erforderlich. Der Reformpro-
zess muss wissenschaftlich fundiert und auf hohem fachlichem Niveau geführt werden.

2.	 Die Ausbildungsdebatte ist sachlich(er) und interdisziplinär(er) zu führen; hochschul
didaktische und sozialwissenschaftliche Erkenntnisse sind systematisch einzubeziehen.

3.	 Implizite Erwartungen sind zu explizieren und ein verantwortungsvoller Umgang mit 
dem Machtgefälle in Hierarchien ist sicherzustellen; Für alle Ausbildungs- und Prüfungs-
kontexte sind Verhaltenskodizes einzuführen.

4.	 Diskriminierungsfreiheit und Diversitätskompetenz müssen als Gestaltungsprinzipien 
und als Lerngegenstand in allen Phasen der juristischen Ausbildung verankert werden.

5.	 Der Umgang mit Digitalisierung und KI erfordert kritische Urteilsfähigkeit; entspre-
chende Zielformulierungen sind in das DRiG und die Ausbildungsgesetze aufzunehmen 
und in der Ausbildung umzusetzen.

6.	 Transparenz über Anforderungen, Kompetenzziele und Prüfungserwartungen ist in allen 
Ausbildungsphasen herzustellen – auch zur Reduktion psychischer Belastungen.

7.	 Eine Ausbildungsreform muss kompetenzorientiert strukturiert werden: Zunächst sind 
Ausbildungsziele festzulegen, anschließend Kompetenzen und Gegenstände zu formulie-
ren, daraus sind messbare Prüfungsanforderungen abzuleiten. Stoffkataloge sind auf das 
Minimum zu reduzieren.

8.	 Auch bei Festhalten an der staatlichen ersten juristischen Prüfung sollte das Studium 
nach europäischen Standards modularisiert und mit Workload-Beschreibungen versehen 
werden.

9.	 Der Juristenfakultätentag sollte Leitlinien für Lehrqualität und didaktische Qualifizie-
rung erarbeiten, die auch in Berufungsverfahren verbindlich werden.

10.	 Die Qualität der Prüfungsbedingungen und der Leistungsbewertung in den Staats
prüfungen muss durch gesetzliche Vorgaben, verbindliche Korrekturstandards und mehr 
Transparenz gesichert werden.

11.	 Für Evaluation und Forschung sind Daten der Landesjustizprüfungsämter und Fakultäten 
zugänglich zu machen und ein differenziertes Berichtswesen zu etablieren; entsprechende 
Rechtsgrundlagen sind zu schaffen. 
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Thesen zum Referat von Studentin Zora Machura, Berlin

1.	 Um den Rechtsstaat von morgen zu stärken, muss die juristische Ausbildung grundlegend 
reformiert werden. Der drohende Personalmangel in den volljuristischen Berufen und 
rückläufige Studierendenzahlen machen eine Attraktivitätssteigerung nötig. Die zeitliche 
Dringlichkeit für eine Reform ist dabei anzuerkennen.

2.	 Ziel der juristischen Ausbildung muss es sein, Studierende dazu zu befähigen, sich als 
kritische Juristinnen und Juristen für einen demokratischen und resilienten Rechts- und 
Verfassungsstaat einzusetzen.

3.	 Zur Ermöglichung von einem Innovations- und Reformprozess sind Experimentierklau-
seln in das DRiG und die Landesausbildungsgesetze aufzunehmen. Hierdurch soll eine 
zeitnahe Implementierung der bestehenden Reformvorschläge in Kombination mit einer 
dauerhaften Evaluierung dieser ermöglicht werden.

4.	 Für einen Reformprozess sind die Perspektiven aller Beteiligten von Bedeutung. Studie-
rende sowie Referendarinnen und Referendare sind aktiv in den Reformprozess einzube-
ziehen.

5.	 Der technologische Wandel und insbesondere die steigende Relevanz der Künstlichen 
Intelligenz wirken sich auf alle juristischen Berufe aus. Die juristische Ausbildung muss 
neben rechtlichen Kernkompetenzen auch KI-Kompetenzen sowie soziale, kommunika-
tive und kritisch-reflexive Fähigkeiten vermitteln.

6.	 Eine Integration interdisziplinärer Kompetenzen und internationaler Perspektiven in die 
juristische Ausbildung ist unverzichtbar.

7.	 Die Frage, ob die Prüfungshoheit im staatlichen Teil der ersten Prüfung ganz oder teil-
weise an die Hochschulen übertragen werden sollte, ist in einem strukturierten Prozess 
unter Einbeziehung interdisziplinärer Expertise ernsthaft zu diskutieren.

8.	 Gute Bildung erfordert finanzielle Ressourcen. Die Länder müssen daher die Hochschulen 
und insbesondere die juristischen Fakultäten sowie den Vorbereitungsdienst ausreichend 
finanzieren.

9.	 Die Hochschulen verantworten Inhalte und Formen des Studiums im Rahmen des Aus-
bildungsauftrags und der Wissenschaftsfreiheit. Dabei ist auch auf gleichheitsgerechten 
Zugang zu einer erfolgreichen Ausbildung zu achten. Der Besuch eines kommerziellen 
Repetitoriums ist nicht allen möglich. Die Hochschulen sind daher aufgefordert, hoch-
wertige universitäre Repetitorien anzubieten und Materialien hochschulübergreifend zu 
teilen. Nur so lässt sich das Studium tatsächlich leistungsbasiert und gleichheitsgerecht 
gestalten.

10.	 Der psychische Druck in der juristischen Ausbildung ist zu hoch. Lehrende und Prüfende 
müssen sensibilisiert und kostenlose Unterstützungsangebote an Hochschulen sowie im 
juristischen Vorbereitungsdienst bereitgestellt werden.

11.	 Diversität unter Juristen und Juristinnen trägt zu breiterer Kompetenz und Fairness in der 
Rechtspraxis bei. Die juristische Ausbildung ist fortlaufend dahingehend zu evaluieren, ob 
Vielfalt gefördert und Diskriminierung verhindert wird. Auch im juristischen Vorberei-
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tungsdienst sind Gleichstellungsthemen verbindlich zu verankern: Teilzeitoption, Unter-
haltsbeihilfe, Unterstützungsangebote für Personen mit Sorgearbeit und eine diskriminie-
rungssensible Lehre.

12.	 Die Lehr- und Prüfungsformen an den Hochschulen müssen an die neuen technolo-
gischen Bedingungen, die künftig gefragten Kompetenzen und das Ziel der Wertschät-
zung von gesellschaftlicher Vielfalt angepasst werden. Die Hochschulen sind daher aufge-
fordert auch Lehrformate anzubieten, welche explizit die kritische Reflexionsfähigkeit von 
Studierenden fördern.

13.	 Die staatlichen Prüfungen müssen Kompetenzen und Systemverständnis und nicht nur 
die Fähigkeit zum Auswendiglernen abprüfen. Unter Heranziehung prüfungswissen-
schaftlicher Expertise sind sie regelmäßig zu evaluieren und neue Prüfungsformate zu 
entwickeln. Basierend auf einer Studie, dass Examensklausuren seit den 1990ern erheblich 
schwieriger geworden sind, sind die Prüfungsämter aufgefordert, die gestiegene Schwierig-
keit empirisch zu überprüfen und die Aufgaben an ein angemessenes Niveau anzupassen.

14.	 Die staatlichen Prüfungen sind so zu strukturieren, dass eine möglichst faire, neutrale 
und tatsächlich leistungsgerechte Bewertung stattfindet. Dazu gehören verdeckte 
Zweitkorrektur, einheitliche Regelungen zu Vornotenkenntnissen, divers besetzte Prü-
fungskommissionen, umfassende Sensibilisierung von Prüfenden zu Spiegeleffekten des 
Vorgesprächs und Diskriminierung und ein Kompetenzmodell für einheitliche Bewer-
tungsstandards. Zugleich soll eine bundesweite Datensammlung über die Korrektur
abweichungen für Forschungszwecke angelegt werden.

Thesen zum Referat von Syndikusrechtsanwalt Dr. Alexander Steinbrecher, 
LL. M., Berlin

1.	 Das Curriculum des rechtswissenschaftlichen Studiums ist neu zu gewichten: Pflicht
fächer belegen die Hälfte, Schwerpunktbereiche und Schlüsselqualifikationen je ein 
Viertel.

2.	 Das Studium sollte ein benotetes, curricular eingebundenes Praxissemester (sechs Monate) 
in Justiz, Verwaltung oder Wirtschaft umfassen.

3.	 Das Recht der Digitalisierung gehört in die Pflichtfächer – als integraler Bestandteil der 
Kerngebiete des Bürgerlichen, Straf-, Öffentlichen und Verfahrensrechts.

4.	 Die juristische Methodenlehre ist um Methoden der Kautelarjurisprudenz zu erweitern.
5.	 Schwerpunktbereiche sollten bundesweit vereinheitlicht und mit dem Praxissemester 

verzahnt werden, um eine berufsfeldorientierte Ausbildung zu ermöglichen.
6.	 Vertragsgestaltung, Verhandlungsmanagement, Rhetorik, Betriebswirtschaft, Bilanzie-

rung und Unternehmensbesteuerung sollten verpflichtende Schlüsselqualifikationen sein.
7.	 Das Referendariat sollte drei dreimonatige Pflichtstationen (Auswahl aus Zivilgericht, 

Strafjustiz, Verwaltung, Anwaltschaft) und 15 Monate Wahlstationen umfassen.
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8.	 Mindestens drei Monate der Wahlzeit sind in Zukunftsfeldern (Legal Tech/KI, Compli-
ance, Legal Project Management oder Legal Design) zu absolvieren.

9.	 Für die verbleibenden 12 Wahlmonate gilt eine Mindestdauer von sechs Monaten pro 
Station, um eine echte Berufsqualifizierung zu gewährleisten.

10.	 Arbeitsgemeinschaften in den Wahlstationen sollten standardisiert die Module Legal 
Operations, Legal Project Management, Datenkompetenz und Legal-Tech-Regulierung 
abdecken.

11.	 Digitalisierungskompetenzen (Recht der Digitalisierung, Legal Tech, Datenkompetenz, 
Projektmanagement) sind bundeseinheitlich zu standardisieren und verbindlich in die 
Prüfungspläne aufzunehmen.

12.	 Das Zweite Staatsexamen sollte mindestens eine Klausur zu Digitalisierungskompetenzen 
und zur Hälfte kautelarjuristische Aufgaben enthalten.

Thesen zum Referat von Präsidentin des OLG Ann-Marie Wolff, Bremen

1.	 Die Staatsprüfungen sind als Zugangsvoraussetzung zu den regulierten juristischen 
Berufen beizubehalten.

2.	 Die Studieninhalte sind stärker auf praktische Kompetenzen – Rechtsanwendung, juris
tische Argumentation, Verantwortungsbewusstsein, Resilienz – auszurichten, u. a. durch 
regelmäßige Falllösungen mit professionellem Feedback.

3.	 Das Studium sollte mehr praxisorientierte, präsenzbasierte Lern- und Prüfungsformate 
umfassen – Moot Courts, Rechtsberatungsprojekte, Praktika.

4.	 Jede juristische Fakultät sollte ein koordiniertes Repetitorium mit abgestimmten Inhalten 
und vollständigen Lernmaterialien anbieten.

5.	 Der Prüfungsstoff der Ersten Staatsprüfung ist erheblich zu reduzieren.
6.	 In der Ersten Staatsprüfung sollte eine Wahlfachklausur eingeführt werden, bei der 

Teilaufgaben aus einem von den Absolvierenden ausgewählten juristischen Fachgebiet 
(jenseits der Grundlagenfächer) gestellt werden.

7.	 Es sollte ein Prüfungsformat entwickelt werden, das die kritische Überprüfung KI-
gestützter Rechtsgutachten zum Gegenstand hat.

8.	 In der Ersten Staatsprüfung sollte jeweils ein Fachkommentar als Hilfsmittel zugelassen 
werden.

9.	 Hilfsmittel sind in beiden Staatsprüfungen digital bereitzustellen.
10.	 In den Staatsprüfungen sollte das freiwillige Abschichten der schriftlichen Arbeiten über 

bis zu sechs Monate ermöglicht werden.
11.	 Die Aufgabentexte sind in beiden Staatsprüfungen spürbar zu kürzen.
12.	 Die praktische Ausbildung muss praxisnäher werden; Referendarinnen und Referendare 

sollten Zugang zu den Fachverfahren der jeweiligen Ausbildungsstellen erhalten.
13.	 Für die praktische Ausbildung und die Vorbereitung auf die zweite Staatsprüfung sollten 

bundesweit einheitliche Materialien entwickelt werden.



72

75. Deutscher Juristentag Erfurt 2026



73



74

75. Deutscher Juristentag Erfurt 2026



Impressum
Deutscher Juristentag e. V.
Friedensplatz 1, 53111 Bonn

Verantwortlich i. S. d. P.
Rechtsanwalt Dr. Andreas Nadler

Gestaltung
rulle & kruska gbr, köln / berlin

Druck
Brandt GmbH, Bonn



Deutscher Juristentag e. V.
Postfach 11 69
53001 Bonn

Telefon	+49	(0)228 983 91- 85
Telefax	 +49	(0)228 983 91- 40
info@djt.de	 www.djt.de

Geschäftsstelle
Friedensplatz 1
53111 Bonn


	Inhalt
	Zivil- und Sozialrecht
	Arbeitsrecht
	Strafrecht
	Öffentliches Recht
	Wirtschaftsrecht
	Juristische Ausbildung
	Kontakt



